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Februarsession 2018 des Kantonsrates 
  
Präsidium: Präsident: Ivan Louis, Nesslau. 
 Vizepräsident: Imelda Stadler, Lütisburg. 
 1. Stimmenzähler: Thomas Warzinek, Mels; 

2. Stimmenzähler: Meinrad Gschwend, Altstätten; 
3. Stimmenzähler: Erwin Böhi, Wil. 

  
 Fraktionspräsidenten: 
 Michael Götte, Tübach (SVP-Fraktion);  
 Andreas Widmer, Mosnang (CVP-GLP-Fraktion);  
 Peter Hartmann, Flawil (SP-GRÜ-Fraktion); 
 Beat Tinner, Wartau (FDP-Fraktion). 
  
Protokoll: Canisius Braun, Staatssekretär; 

Lukas Schmucki, Vizestaatssekretär. 
  
 Protokollführerinnen und Protokollführer des 

Parlamentsdienstes der Staatskanzlei: 
 Leandra Cozzio; 
 Barbara Jaeggy; 
 Beat Müggler; 
 Biondina Muslii; 
 Matthias Renn; 
 Sandra Stefanovic; 
 Aline Tobler; 
 Christina Wirz. 
  
Montag, 
19. Februar 2018 
Nrn. 201 bis 213 

Vorsitz: Louis-Nesslau. 
Am Nachmittag anwesend: 119 Mitglieder. 
Entschuldigt: Brühlmann-Waldkirch. 

  
 Dauer der Sitzung: 14.15 bis 17.55 Uhr. 
  
Dienstag, 
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Nrn. 214 bis 218 

Vorsitz: Louis-Nesslau. 
Am Vormittag anwesend: 120 Mitglieder. 

 Am Nachmittag anwesend: 120 Mitglieder. 
  
 Dauer der Sitzung: 08.30 bis 16.15 Uhr. 
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02.18.01 Beginn und Eröffnung der Session 

Louis-Nesslau, Präsident des Kantonsrates: Sehr geehrte Damen und Herren von 
Rat und Regierung, ich begrüsse Sie herzlich zur Februarsession 2018, die ich hiermit 
eröffne. 
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03.18.02 Mitteilungen 

Louis-Nesslau, Ratspräsident: Personalwechsel in den Parlamentsdiensten: Der Tra-
dition folgend, möchte ich den Beginn der Session nutzen, um von vertrauten Gesich-
tern der Parlamentsdienste Abschied zu nehmen und gleichzeitig die neuen Mitarbei-
tenden hier im Rat willkommen zu heissen. Abschied nehmen müssen wir von 
Christina Wirz, Barbara Jaeggy und Silvana Ebneter. Christina Wirz hat den Kantons-
rat namentlich als Geschäftsführerin von vorberatenden Kommissionen und als Pro-
tokollführerin des Kantonsrates unterstützt. Nach zweieinhalb Jahren in der Ostschweiz 
zieht es sie per Ende Februar zurück in die Heimat nach Zürich. Barbara Jaeggy und 
Silvana Ebneter sind uns als Protokollführerinnen hier im Rat bekannt. Sie haben diese 
wichtige Funktion im Teilpensum als externe Protokollführerinnen ausgeübt, Barbara 
Jaeggy seit 2007, Silvana Ebneter seit 2011. Beide beenden in den nächsten Mona-
ten ihre Tätigkeit als externe Protokollführerinnen, Barbara Jaeggy, um die wohlver-
diente Pension zu geniessen, und Silvana Ebneter, um sich voll und ganz ihrer Tätig-
keit als Juristin zu widmen. Namens des Kantonsrates danke ich Christina Wirz, 
Barbara Jaeggy und Silvana Ebneter ganz herzlich für ihre Arbeit zugunsten unseres 
Rates, und ich wünsche ihnen für ihre Zukunft alles Gute. 

Per Anfang Februar neu zu den Parlamentsdiensten gestossen sind Aline Tobler, 
Leandra Cozzio und Biondina Muslii. Aline Tobler tritt in die Fussstapfen von Christina 
Wirz als Geschäftsführerin von vorberatenden Kommissionen und als Protokollführe-
rin des Kantonsrates. Die studierte Juristin ist den einen oder anderen von Ihnen be-
reits aus ihrer Tätigkeit als juristische Projektleiterin im Baudepartement bekannt. So-
wohl Leandra Cozzio als auch Biondina Muslii studieren aktuell an der Universität 
Zürich Politikwissenschaften und Geschichte bzw. Rechtswissenschaften. Sie über-
nehmen die Teilpensa von Barbara Jaeggy und Silvana Ebneter als externe Proto-
kollführerinnen des Kantonsrates. Namens des Kantonsrates heisse ich Aline Tobler, 
Leandra Cozzio und Biondina Muslii herzlich willkommen und wünsche ihnen in ihrer 
neuen Tätigkeit zugunsten des Kantonsrates viel Freude und Erfolg. 
 
 
03.18.05 Nachrufe 

Louis-Nesslau, Ratspräsident: Am 4. Januar 2018 ist völlig überraschend Thomas 
Hansjakob verstorben. Er wurde 61 Jahre alt. Wie kein Zweiter prägte Thomas Hans-
jakob in den letzten dreissig Jahren die Strafverfolgung im Kanton St.Gallen. Zu-
nächst als Kantonaler Untersuchungsrichter, seit 2004 als leitender Staatsanwalt des 
Untersuchungsamtes St.Gallen, sorgte er für eine ebenso konsequente wie rechts-
staatlich korrekte Führung der Strafuntersuchungen. Im Juli 2007 wählte ihn die Re-
gierung zum Ersten Staatsanwalt und übertrug ihm damit die Gesamtverantwortung 
für die Staatsanwaltschaft des Kantons St.Gallen.Thomas Hansjakobs Verdienste rei-
chen aber weit über den Kanton St.Gallen hinaus. Immer wieder führte er auch für 
andere Kantone oder für die Bundesanwaltschaft komplexe Verfahren durch. Thomas 
Hansjakob gehörte während einer Amtsdauer von 2000 bis 2004 dem Kantonsrat an. 
Er politisierte dort für die Sozialdemokratische Partei. Als ausgewiesener Strafrechts-
experte brachte er im Kantonsrat seine Expertise ein und formulierte mit Vorliebe 
Vorstösse zum Strafgesetz.Niklaus Oberholzer schrieb in seinem Nachruf: «Thomas 
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Hansjakob liess sich in kein Schema pressen, gerade deshalb war er so überzeu-
gend.» Und der Dompfarrer meinte an der Trauerfeier: «Thomas Hansjakob war ein 
Mensch mit vielen Talenten, die er grosszügig eingesetzt und unzähligen Menschen 
in unserer Gesellschaft zur Verfügung gestellt hat.» 

Rolf Germann ist am 15. Januar in seinem 80. Altersjahr verstorben. Er trat auf 
Ende 2003 von seinem Amt als Kantonsrichter zurück. Von 1966 bis 1974 war Rolf 
Germann als Gerichtsschreiber am Kantonsgericht St.Gallen sowie in den Jahren 
1974 und 1975 am Verwaltungsgericht des Kantons St.Gallen tätig. lm Jahr 1975 
wurde er als Gerichtspräsident in das Bezirksgericht St.Gallen und im Jahr 1978 als 
Kantonsrichter gewählt. Daneben war er bis Ende 1999 Mitglied des Verwaltungsge-
richtes des Kantons St.Gallen. Er gehörte der II. Zivilkammer und der Strafkammer 
an und präsidierte das Kantonsgericht von 1985 bis 1987. 1993 übernahm er das 
Präsidium des Handelsgerichtes. Seit dem Jahr 1978 war Rolf Germann Mitglied der 
Prüfungskommission für Rechtsagenten und ab 1988 deren Präsident. Von 1987 bis 
1993 amtete er als Ersatzrichter am Schweizerischen Bundesgericht. Als Handelsge-
richtspräsident kamen ihm sein Sinn für wirtschaftliche Zusammenhänge, sein tech-
nisches Verständnis und seine Gabe, rasch und sicher die entscheidenden Rechts-
fragen zu erkennen, besonders zustatten. Sein Verhandlungsgeschick und seine 
Fähigkeit zu vermitteln führten in vielen Fällen dazu, dass die Parteien ihren Streit 
gütlich beendeten. 

Am 2. Februar 2018 ist Thomas Bühler einer längeren, schweren Krankheit erle-
gen. Er verstarb in seinem 68. Altersjahr. Thomas Bühler gehörte dem Kantonsrat 
von 1980 bis 1993 an. Er vertrat dort die Sozialdemokratische Partei und den Wahl-
kreis Wil. Thomas Bühler war Mitglied der Rechtspflegekommission und später der 
Finanzkommission. 1985 wurde er in das Versicherungsgericht gewählt. Im Kantons-
rat wirkte Thomas Bühler in zahlreichen vorberatenden Kommissionen mit. Er setzte 
sich besonders bei Bau- und Bildungsvorlagen für seine Überzeugungen ein. Als Prä-
sident der jeweiligen vorberatenden Kommission hatte er massgeblichen Anteil an 
der Realisierung der Erneuerung des Spitals Walenstadt, des Gesetzes über die Mut-
terschaftsbeiträge und des Nachtragsgesetzes zum Gesetz über Inkassohilfe und 
Vorschüsse für Unterhaltsbeiträge. 
 
 
Dienstag, 20. Februar 2018 
 
03.18.04 Rücktritte, Würdigungen, Verabschiedungen 

Louis-Nesslau, Ratspräsident: Kantonsrat Peter Zuberbühler hat auf Ende der Feb-
ruarsession seinen Rücktritt erklärt. Peter rückte erstmals 2003, also vor 15 Jahren, 
in den Kantonsrat nach. Im Amtsjahr 2011/2012 war er als erster Stimmenzähler Mit-
glied des Präsidiums. Peter war Mitglied in zahlreichen vorberatenden Kommissio-
nen. Gleich zweimal war er Mitglied der Finanzkommission, und 2016 präsidierte er 
die vorberatende Kommission zum Nachtrag zum Gesetz über die Spitalplanung und 
-finanzierung. Nebst der Gesundheitspolitik lag sein politischer Fokus auf der Wirt-
schafts- und Finanzpolitik. In seinem Rücktrittsschreiben hebt Peter hervor, dass ihm 
v.a. das Mitwirken in der Finanzkommission viel bedeutet hat. Dem Kantonsrat 
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wünscht er wohlüberlegte Entscheide zum Wohl unseres Kantons St.Gallen. Wir dan-
ken dir, Peter, für dein grosses Engagement zugunsten der Allgemeinheit, und wir 
wünschen dir von Herzen alles Gute. 
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02.18.05 Kommissionsbestellungen und Ersatzwahlen 

Unterlagen: Anträge des Präsidiums vom 15. Januar 2018 
 
 
Klass. Nr. Geschäftstitel Dep. Grösse Fraktion 

Präsident/in 

22.17.12 XX. Nachtrag zum Volksschulgesetz 

BLD 15 SP-GRÜ 

22.17.13 XXI. Nachtrag zum Volksschulgesetz 

22.17.14 Gesetz über die Religionsgemein-
schaften DI 15 SVP 

22.18.01 Publikationsgesetz 

SK 15 FDP 22.18.02 XI. Nachtrag zum Staatsverwal-
tungsgesetz 

22.18.03 XII. Nachtrag zum Staatsverwal-
tungsgesetz 

35.17.03 

Kantonsratsbeschluss über die  
Errichtung einer Forensikstation  
auf dem Areal der Psychiatrischen  
Klinik Wil 

BD 15 CVP-GLP 

35.18.01 

Kantonsratsbeschluss über die  
Erweiterung und Erneuerung des 
Regionalgefängnisses und der 
Staatsanwaltschaft Altstätten 

BD 15 SVP 
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Ersatzwahlen in vorberatende Kommissionen  
 
Der Ratspräsident traf seit der letzten und während dieser Session folgende Ersatz-
wahlen in vorberatende Kommissionen: 
 
22.17.07 V. Nachtrag zum Einführungsgesetz zur Bundesgesetzgebung über die 

Berufsbildung 
22.17.08 VI. Nachtrag zum Einführungsgesetz zur Bundesgesetzgebung über die 

Berufsbildung 
 
 Heim-Gossau anstelle von Dobler-Oberuzwil 
 Lehmann-Rorschacherberg anstelle von Storchenegger-Jonschwil 
 
 
22.17.10 XIII. Nachtrag zum Steuergesetz 
22.17.11 XIV. Nachtrag zum Steuergesetz 
 
 Tanner-Sargans anstelle von Suter-Rapperswil-Jona 
 Bärlocher-Eggersriet anstelle von Zoller-Quarten 
 
 
40.17.07 Herzchirurgische Versorgung von st.gallischen Patientinnen und Pati-

enten 
 
 Hess-Balgach anstelle von Lüthi-St.Gallen 
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01.18.03 Gültigkeit der Wahl eines Ersatzmitglieds in den Kantonsrat (Josef 

Sennhauser) 

Unterlagen: Botschaft der Regierung vom 9. Januar 2018 
 
 
Locher-St.Gallen, Präsident der Rechtspflegekommission: Im Kantonsrat ist eine Va-
kanz eingetreten. Mit Schreiben vom 20. November 2017 erklärte Martha Storcheneg-
ger-Jonschwil per Ende 2017 ihren Rücktritt aus dem Kantonsrat. 

Das erste Ersatzmitglied, Josef Sennhauser-Wil, erklärte sich mit Schreiben vom 
23. November 2017 bereit, die Wahl anzunehmen. Mit der Botschaft vom 8. Januar 
2018 beantragt die Regierung, die Gültigkeit der genannten Person als Mitglied des 
Kantonsrates festzustellen. 

Ich habe als Präsident der Rechtspflegekommission gestützt auf Art. 14 Abs. 2 
des Geschäftsreglementes des Kantonsrates (sGS 131.11; abgekürzt GeschKR) ge-
prüft, ob die Wahl der erwähnten Person rechtmässig erfolgt ist. Nach durchgeführter 
Prüfung beantrage ich Ihnen, die Gültigkeit der Wahl von Josef Sennhauser-Wil fest-
zustellen. 
 
Der Kantonsrat stellt die Gültigkeit der Wahl des Ersatzmitglieds in den Kantonsrat 
fest: 
Josef Sennhauser, Rossrüti. 
 
Den Pflichteid als Mitglied des Kantonsrates leistet: 
Sennhauser-Wil. 
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12.18.02 Ersatzwahl in die Rechtspflegekommission 

Unterlagen: Wahlvorschlag der CVP-GLP-Fraktion vom 19. Februar 2018 
 
 
Der Kantonsrat wählt als Mitglied der Rechtspflegekommission für den Rest der Amts-
dauer 2016/2020: 
Patrizia Adam, St.Gallen. 
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17.18.06A Genehmigung der Wahl von zwei Mitgliedern des Verwaltungsra-

tes der Spitalverbunde für den Rest der Amtsdauer 2016/2020 

Unterlagen: Wahl der Regierung vom 19. Dezember 2017 
 
 
Louis-Nesslau, Ratspräsident: Nach Art. 5 des Gesetzes über die Spitalverbunde 
(sGS 320.2; abgekürzt GSV) wählt die Regierung die Mitglieder des Verwaltungsrates 
der Spitalverbunde. Die Wahl unterliegt der Genehmigung durch den Kantonsrat. 

Die Wahl der Regierung lautet auf Martin Würmli, Stadtschreiber, aus Zug, sowie 
Andrea Hornstein, Geschäftsleiterin Spitex St.Gallen-Ost, aus St.Gallen. 

Bei der Wahl der Regierung handelt es sich um zwei separate Beschlüsse, die 
auch separat zu genehmigen sind. Sie erhalten deshalb zwei separate Stimmzettel in 
unterschiedlicher Farbe. Die Stimmzettel werden zusammen verteilt und eingesam-
melt. Damit erübrigt sich eine Diskussion über die Reihenfolge der beiden Genehmi-
gungen. 
 
Der Kantonsrat genehmigt die Wahl als Mitglieder des Verwaltungsrates der Spital-
verbunde für den Rest der Amtsdauer 2016/2020 von: 
– Martin Würmli mit 92:25 Stimmen; 
– Andrea Hornstein mit 69:46 Stimmen. 
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22.17.03 II. Nachtrag zum Personalgesetz 

Unterlagen: Ergebnis der ersten Lesung vom 27. November 2017 
 
 
Güntzel-St.Gallen, Präsident der vorberatenden Kommission: Die vorberatende Kom-
mission verzichtete auf eine Sitzung zur Beratung des Ergebnisses der ersten Lesung 
des Kantonsrates. Sie beantragt, auf die Vorlage in zweiter Lesung einzutreten. 
 
Der Kantonsrat tritt auf den II. Nachtrag zum Personalgesetz in zweiter Lesung ein. 
 
Louis-Nesslau, Ratspräsident: Die Vorlage ist in zweiter Lesung durchberaten und 
geht zur Vorbereitung der Schlussabstimmung an die Redaktionskommission. 
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22.17.08 VI. Nachtrag zum Einführungsgesetz zur Bundesgesetzgebung 

über die Berufsbildung 

Unterlagen: Ergebnis der ersten Lesung vom 27. November 2017 
 
 
Toldo-Sevelen, Präsident der vorberatenden Kommission: Die vorberatende Kom-
mission verzichtete auf eine Sitzung zur Beratung des Ergebnisses der ersten Lesung 
des Kantonsrates. Sie beantragt, auf die Vorlage in zweiter Lesung einzutreten. 
 
Der Kantonsrat tritt auf den VI. Nachtrag zum Einführungsgesetz zur Bundesgesetz-
gebung über die Berufsbildung in zweiter Lesung ein. 
 
Louis-Nesslau, Ratspräsident: Die Vorlage ist in zweiter Lesung durchberaten und 
geht zur Vorbereitung der Schlussabstimmung an die Redaktionskommission. 
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22.17.09 VI. Nachtrag zum Gesetz über die Universität St.Gallen (Joint Me-

dical Master in St.Gallen) 

Unterlagen: Ergebnis der ersten Lesung vom 27. November 2017 
 
 
Rehli-Walenstadt, Präsident der vorberatenden Kommission: Die vorberatende Kom-
mission verzichtete auf eine Sitzung zur Beratung des Ergebnisses der ersten Lesung 
des Kantonsrates. Sie beantragt, auf die Vorlage in zweiter Lesung einzutreten. 
 
Der Kantonsrat tritt auf den VI. Nachtrag zum Gesetz über die Universität St.Gallen 
in zweiter Lesung ein. 
 
Louis-Nesslau, Ratspräsident: Die Vorlage ist in zweiter Lesung durchberaten und 
geht zur Vorbereitung der Schlussabstimmung an die Redaktionskommission. 
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33.17.05 Kantonsratsbeschluss über einen Sonderkredit für die Überde-

ckung der Stadtautobahn in St.Gallen (Erweiterung Olma Messen 
St.Gallen) 

Unterlagen: Ergebnis der ersten Lesung vom 28. November 2017 (unveränderter 
Entwurf der Regierung vom 15. August 2017) 

 
 
Scheiwiller-Waldkirch, Präsident der vorberatenden Kommission: Die vorberatende 
Kommission verzichtete auf eine Sitzung zur Beratung des Ergebnisses der ersten 
Lesung des Kantonsrates. Sie beantragt, auf die Vorlage in zweiter Lesung einzutre-
ten. 
 
Der Kantonsrat tritt auf den Kantonsratsbeschluss über einen Sonderkredit für die 
Überdeckung der Stadtautobahn in St.Gallen (Erweiterung Olma Messen St.Gallen) 
in zweiter Lesung ein. 
 
Louis-Nesslau, Ratspräsident: Die Vorlage ist in zweiter Lesung durchberaten und 
geht zur Vorbereitung der Schlussabstimmung an die Redaktionskommission. 
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37.17.01 Kantonsratsbeschluss über die Gewährung eines zusätzlichen 

Darlehens an die Stiftung Ostschweizer Kinderspital für den Neu-
bau des Kinderspitals auf dem Areal des Kantonsspitals St.Gallen 

Unterlagen: – Botschaft und Entwurf der Regierung vom 17. Oktober 2017 
– Anträge der vorberatenden Kommission vom 14. Dezember 2017 
– Antrag der Regierung vom 16. Januar 2018 
– Anträge vom 19. Februar 2018 

 
 
Louis-Nesslau, Ratspräsident: Noger-St.Gallen tritt in Ausstand. 
 
Göldi-Gommiswald, Präsident der vorberatenden Kommission: Die das Geschäft 
37.17.01 «Kantonsratsbeschluss über die Gewährung eines zusätzlichen Darlehens 
an die Stiftung Ostschweizer Kinderspital für den Neubau des Kinderspitals auf dem 
Areal des Kantonsspitals St.Gallen» vorberatende Kommission tagte am 14. Dezem-
ber 2017 im Tafelzimmer in St.Gallen. Vonseiten des zuständigen Departementes 
waren anwesend: Regierungsrätin Heidi Hanselmann, Vorsteherin des Gesundheits-
departementes, sowie Peter Altherr, Leiter Amt für Gesundheitsversorgung. 

Bei der Einführung und Vorstellung der Vorlage waren zusätzlich weitere Teil-
nehmende eingeladen, nämlich Arno Noger, Stiftungsratspräsident der Stiftung Ost-
schweizer Kinderspital, und Guido Bucher, Vorsitzender der Spitalleitung und Direktor 
der Stiftung Ostschweizer Kinderspital. Der Ratspräsident hat Sie vom Ausstand von 
Noger-St.Gallen in der jetzigen Session bereits in Kenntnis gesetzt. 

In der allgemeinen Diskussion standen zwei Fragen im Zentrum: Die Frage, wa-
rum die Immobilien und medizintechnischen Geräte dem Kantonsrat in einer separa-
ten Vorlage unterbreitet werden, und die Frage, welche Auswirkungen die Finanzie-
rungssysteme auf die Kindermedizin haben. Die Kommission setzte sich kritisch mit 
der ursprünglichen Darlehensvorlage für den Neubau auseinander und hinterfragte 
die damalige Ausgangslage. Die Träger der Stiftung, die Kantone Appenzell Inner-
rhoden, Appenzell Ausserrhoden, Thurgau und St.Gallen sowie das Fürstentum 
Liechtenstein, haben für die Erstellung des Neubaus ein Darlehen in der Höhe von 
172,5 Mio. Franken gewährt bzw. in Aussicht gestellt. Der St.Galler Anteil daran be-
trägt 125,6 Mio. Franken. In diesem Darlehen war kein Beitrag für die Ausstattung 
des Neubaus mit Mobilien und medizintechnischen Geräten vorgesehen. Dies war in 
der damaligen Vorlage explizit erwähnt. 

Die Kommission würdigte die schwierige Tarifsituation von Kinderspitälern und 
Kinderkliniken, nämlich die nicht kostendeckenden Tarife und die fehlende Möglich-
keit zur Mitfinanzierung durch Privatversicherte. Schweizweit kämpfen Kinderspitäler 
mit nicht kostendeckenden Tarifen. Die Kinderspitäler können deshalb nicht genü-
gend Mittel zur Finanzierung von Investitionen erarbeiten und sind auf Darlehen an-
gewiesen. Die Kommission anerkennt daher die Notwendigkeit eines zusätzlichen fi-
nanziellen Beitrags. 

Für die Anschaffung von Mobilien und medizintechnischen Geräten für den Neu-
bau des Kinderspitals auf dem Areal des Kantonsspitals rechnet die Stiftung Ost-
schweizer Kinderspital mit rund 35 Mio. Franken. Rund 15 Mio. Franken kann die Stif-
tung selber beitragen. Die St.Galler Regierung erklärte sich bereit, als Standortbeitrag 
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ein zusätzliches Darlehen von 12,5 Mio. Franken für die Ausstattung zu gewähren. 
Der Rest soll über Spenden beschafft werden. 

Aufgrund dieser Ausgangslage empfiehlt die Kommission mit 15:0 Stimmen an-
stelle eines rückzahlbaren Darlehens im Sinne eines Standortbeitrags eine Einlage in 
das Eigenkapital der Stiftung. Sie trägt damit auch dem Umstand Rechnung, dass 
ursprünglich eine Aufstockung des Stiftungskapitals vorgesehen war, aber nicht mehr 
weiterverfolgt wurde. Die Kommission will mit diesem Schritt verhindern, dass sich 
Kinderspital und Kantonsrat bereits in wenigen Jahren aufgrund der unbefriedigenden 
Situation und der Rückzahlungspflicht wieder über eine Finanzierung unterhalten 
müssen. Die Zwischenzeit soll genutzt werden, die strukturelle Problematik der Fi-
nanzierung der Kindermedizin auf Bundesebene anzugehen. Darüber hinaus erhofft 
sich die Kommission auch eine positive Signalwirkung an die übrigen Träger des Ost-
schweizer Kinderspitals. Die Kantone Thurgau und Appenzell Ausserrhoden müssen 
sich nämlich noch zur zusätzlichen Darlehensvorlage äussern. 

Die vorberatende Kommission beantragt daher dem Kantonsrat eine Einlage ins 
Eigenkapital der Stiftung Ostschweizer Kinderspital gemäss Antrag auf dem gelben 
Blatt. Die Kommission empfiehlt dem Kantonsrat mit 14:0 Stimmen bei 1 Enthaltung 
Eintreten auf die Vorlage. 
 
Louis-Nesslau, Ratspräsident: Das Präsidium sieht eine Eintretensdiskussion vor. 
 
Egger-Oberuzwil (im Namen der CVP-GLP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Die Vorlage geht ausführlich auf die finanzielle Situation des Kinderspitals ein, 
die alles andere als einfach ist. Dennoch ist es nicht nachvollziehbar, warum in der 
ersten Botschaft vom 1. Oktober 2013 auf S. 33 bei Position J null Franken eingesetzt 
wurden und in der Erklärung dazu auf S. 34 gesagt wird, dass die Ausstattung durch 
das Ostschweizer Kinderspital zu finanzieren sei bzw. finanziert wird. Damals war die 
ungenügende Finanzierungssituation bereits bekannt. Regierung und Stiftungsrat 
werden sich den leisen Vorwurf der «Salamitaktik» gefallen lassen müssen. Die ur-
sprüngliche Vorlage lässt die nötige Seriosität vermissen. 

Das Ostschweizer Kinderspital St.Gallen geniesst in der Bevölkerung einen sehr 
guten Ruf und hat einen dementsprechend hohen Stellenwert. Ein neues Gebäude 
ohne genügende Einrichtung kann sich wohl niemand erlauben und macht keinen 
Sinn. Aus unserer Sicht ist es richtig, dass ein zusätzliches Darlehen gesprochen wird 
und in die Zuständigkeit des Kantonsrates fällt, da das Darlehen gefährdet ist und 
deshalb nicht von einer Umschichtung des Finanzvermögens gesprochen werden 
kann. 

Die Mitglieder der CVP-GLP-Fraktion stehen hinter der pragmatischen Lösung 
für ein zusätzliches Darlehen als Standortkanton. 
 
Kündig-Rapperswil-Jona (im Namen der SP-GRÜ-Fraktion): Auf die Vorlage ist ein-
zutreten. 

Der Kanton hat mit dem Einführungsgesetz zur Bundesgesetzgebung über die 
Krankenversicherung (sGS 331.11; abgekürzt EG-KVG) den Auftrag zu erfüllen, ein 
klar abgestuftes, stationäres Versorgungssystem anzubieten. Für die Kinder- und Ju-
gendmedizin steht das Ostschweizer Kinderspital (OKS) im Zentrum. Die im Jahre 
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1963 gegründete Stiftung OKS mit den Trägerkantonen bietet für unsere kleinen Pa-
tienten und Jugendlichen fast alle Fachgebiete fast rund um die Uhr an. Diese Leis-
tungen nahmen im Jahr 2017 4'272 stationäre Kinderpatienten, 17'433 ambulante, 
mehrheitlich Notfallpatienten und 191 Neugeborene auf der Intensivstation in An-
spruch. Die Kindermedizin ist aufwendiger als die Erwachsenenmedizin. Sie hat es 
finanziell schwerer. Es gibt keine Quersubventionierung durch Zusatzversicherte und 
wird im stationären Vergütungssystem SwissDRG ungenügend abgebildet. Die Inva-
lidenversicherung (IV) arbeitet in der Kindermedizin 2 Prozent unter der Kostende-
ckung. Die lebensrettende Neonatologie macht 50 Prozent des Defizits der Kinder-
medizin aus. Das OKS ist nicht in der Lage, die notwendigen Mittel zur Finanzierung 
der Ausstattung für den Neubau zu erwirtschaften. In Tat und Wahrheit ist das eine 
Finanzvorlage mit hoher gesundheitspolitischer Tragweite. Die Kernfrage lautet: Wol-
len wir mit dem OKS ein eigenes Kinderspital erhalten oder nicht? Die SP-GRÜ-Frak-
tion erachtet dies als sehr wichtig. Sie wird deshalb in der Spezialdiskussion den An-
trag an die Regierung stellen, auf allen Ebenen mitzuwirken und die Tarifgestaltung 
den tatsächlichen Kosten anzupassen. Das gut 50 Jahre alte OKS-Gebäude genügt 
insbesondere im stationären Bereich den heutigen Anforderungen nicht mehr. Zudem 
macht es Sinn, dass das Kinderspital nahe beim Kantonsspital steht. Synergien in 
den Bereichen EMRI, CT usw. können genutzt werden, auch wenn das OKS und das 
Kantonsspital St.Gallen weiterhin getrennt betrieben werden. Die Einlage des Kan-
tons von 12,5 Mio. Franken à fonds perdu für den Neubau des Kinderspitals auf dem 
Areal des Kantonsspitals erachten wir als Standortbeitrag des Kantons als sinnvoll, 
ja notwendig. Nur so kann der mit der Volksabstimmung vom November 2014 zur 
Gewährung eines Darlehens an die Stiftung OKS eingeschlagene Weg fortgeführt 
werden. Wenn wir nicht auf diese Vorlage eintreten, stellt das ein finanz- und gesund-
heitspolitisches Desaster dar. Andere Spitäler des Kantons müssen die pädiatrischen 
Leistungen erbringen, der Leistungsauftrag wäre vermindert erfüllt und das Defizit 
würde sich entsprechend umlagern. Beim OKS finanzieren mehrere Träger. Das Kan-
tonsspital St.Gallen müsste hingegen die finanzielle Last alleine bewerkstelligen. 

Wenn Ihr Kind krank ist oder verunfallt, geben Sie alles, damit es so schnell wie 
möglich optimal versorgt, behandelt und gepflegt wird. Sie beanspruchen ein Zimmer, 
um in der ungewohnten Umgebung bei Ihrem Kind sein zu können, und wollen eine 
umfassende Behandlung von einer interdisziplinär wirkenden Belegschaft. Das braucht 
Zeit, Raum, Infrastruktur, einen hohen Anspruch an Fachlichkeit und menschlicher 
Erfahrung. Geben Sie jetzt alles, damit bei Krankheit und Not Ihr Kind optimal behan-
delt und geheilt werden kann. Stimmen Sie den 12,5 Mio. Franken Staatsbeitrag zu. 
 
Dietsche-Oberriet (im Namen der SVP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Wir treten auf die Vorlage ein, werden aber, wie Sie im vorliegenden Antrag se-
hen, die Rückweisung beantragen mit einem Auftrag. 

Wer ist schon gegen ein Kinderspital? Diese Frage haben wir auch schon in der 
vorberatenden Kommission gestellt. Auch die SVP-Fraktion ist nicht gegen ein Kin-
derspital. Doch sind wir mit der Vorlage nicht zufrieden. Dies haben wir bereits in der 
Kommission deutlich kundgetan. Entgegen der Subkommission hat sich die Fraktion 
dafür ausgesprochen, das Geschäft zurückzuweisen und mit einem Auftrag zu ver-
binden. 
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Doch zuerst zur Vorlage: Die Regierung zeigt in der Vorlage auf, dass die Finan-
zierung des Bauprojekts schon bei der Beratung und Abstimmung in den Jahren 
2013/2014 nicht ganz gesichert war. Denn schon damals erhoffte man sich, dass sich 
die Situation verbessert, und man hat mit den bestmöglichen Szenarien gerechnet. 
In allen Bauprojekten in der damaligen Vorlage wurden die Ausstattungen und medi-
zinischen Geräte ausgeklammert. Dies mit dem Hintergrund, dass sich die Spitäler in 
dieser Baugruppe selbst finanzieren sollen. Die Situation verbesserte sich entgegen 
der Meinung der Regierung nicht, sie verschlechterte sich, und auch die Einigungen 
kamen nicht zustande. 

Störend für die SVP-Fraktion ist der fehlende Wille, eine andere Finanzierung in 
Betracht zu ziehen. Zwar wurden die Massnahmen im Bericht aufgezeigt, die möglich 
wären. Doch wurden nur jene mit dem Alleingang des Kantons St.Gallen verfolgt. 
Dass in der vorberatenden Kommission bekannt wurde, dass zwei Kantone diese 
Botschaft sowie die Gesamtabstimmung dem Stimmvolk noch zur Gutheissung vor-
legen müssen, hat uns ebenfalls kritisch gestimmt, auch wenn dies nach Ansicht der 
Regierung nur Formsache ist. 

In der Botschaft zum Darlehen an das OKS im Jahr 2013 signalisierten die Trä-
gerkantone einstimmig, wenn es notwendig werde, das Stiftungskapital entsprechend 
anteilmässig zu erhöhen. Nur gerade mal zwei Jahre später haben sich die restlichen 
Stiftungsträger von ihrem Versprechen zurückgezogen. Das gesamte Bauprojekt 
steht gemäss der Botschaft auf wackligen Beinen, was eben die fehlende Einigung 
der Arbeitsgruppe zur Finanzierung des OKS ausmacht. Woher kommt denn der feh-
lende Wille der anderen Kantone, sich über die Finanzierung zu einigen und sich an-
teilmässig zu beteiligen? Diese Antwort bleibt leider bis heute noch offen. Wir hoffen, 
dass wir diese Antwort irgendwann erhalten werden. 

Die Subkommission der SVP stimmte jedoch entgegen der Fraktionsmeinung 
dem Antrag, der in der vorberatenden Kommission gestellt wurde, zu, diesen A-fonds-
perdu-Beitrag zu leisten. Diese Mitglieder werden sich in der Abstimmung heute gleich 
verhalten. In der Fraktionsdiskussion entschloss sich aber die Mehrheit der Fraktion, 
auf das Geschäft einzutreten, den Auftrag zu erstellen, diesen zurückzuweisen und 
die Regierung zu ermächtigen, neue Verhandlungen mit den anderen Trägerkanto-
nen, wie es im Antrag steht, zu führen. 
 
Ammann-Waldkirch (im Namen der FDP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Es gilt zu Beginn der Ausführung festzuhalten: An der Notwendigkeit des OKS 
zweifelt unsere Fraktion nicht. Ganz im Gegenteil, das OKS ist und bleibt das End-
versorgerspital für Säuglinge, Kinder und Jugendliche der Ostschweiz, insbesondere 
für den Kanton St.Gallen, den Thurgau, das Fürstentum Liechtenstein und die beiden 
Appenzell. Gespannt sieht unsere Fraktion der noch bevorstehenden Grundsatzab-
stimmung des Kantons Thurgau zum Ursprungskredit von 25,4 Mio. Franken entgegen. 

Das im Jahr 2014 dem Stimmvolk unterbreitete Kreditbegehren von 125 Mio. 
Franken enthielt keine Kosten für Mobilien und die medizintechnischen Apparate. 
Dies galt und gilt für alle Spitalbauprojekte. Dass dieses Vorgehen unvorsichtig war 
und die Kostenwahrheit vernebelte, ist beim Kinderspital nun als erster stationären 
Einrichtung ans harte Tageslicht gekommen. 40 Mio. Franken wurden dafür veran-
schlagt, verbunden mit der Hoffnung, diese Kosten mittels Sponsoring hereinholen zu 
können. Aber auch hier gilt der Grundsatz: Wunsch und Realität klaffen meistens 
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auseinander. Eine bereits installierte Arbeitsgruppe zwischen Kinderspital und Kan-
tonsspital versucht nun mit Optimierungen diesen Beitrag reduzieren zu können, um 
5 Mio. Franken wurden Einsparungen gemacht. Die Tiefgarage mit Kosten von 
12,7 Mio. Franken wird nun vom Kantonsspital gebaut werden. Frage: Wie bezahlt 
das Kantonsspital St.Gallen auch das noch? Das OKS muss seine wohl letzten Ei-
genmittel einschiessen. Der Fehlbetrag bleibt trotzdem hoch. Das hat die Regierung 
zu Recht dazu bewogen, ein zusätzliches Darlehen von 12,5 Mio. Franken zu bean-
tragen. 

Die Ertragssituation für alle Kinderspitäler der Schweiz ist dramatisch. Ich ver-
weise auf die verschiedenen Medienmitteilungen. Sie stehen vor einer praktisch un-
lösbaren Aufgabe und müssen Defizite in Millionenhöhe budgetieren. Das betrifft 
auch die grossen Kinderspitäler wie Zürich und die beiden Basel. Das gilt auch für 
unser Kinderspital, dessen Defizit von den Trägerschaften anteilsmässig zu tragen 
ist, wobei die Jahr-zu-Jahr-Budgetierungen im Voraus eine zusätzliche Belastung und 
eine sehr grosse Unsicherheit für die Spitalleitung bedeuten. Weder der Tarmed für 
die ambulanten Leistungen noch die Baserate im Rahmen des SwissDRG für die sta-
tionären Behandlungen sind kostendeckend. Das OKS rechnet dazu erschwerend 
seit vielen Jahren nur über eine provisorische Baserate ab, was zu weiteren unerwar-
teten Kosten führen könnte. 

Bundesrat Alain Berset hat mit seinem unbedachten Tarifeingriff per 1. Januar 
2018 die Falschen getroffen: die Pädiatrie, die Kinder- und Jugendpsychiatrie und die 
allgemeine Psychiatrie. Das Kinderspital muss so weitere 2 Mio. Franken an Einnah-
meverlusten verkraften. Weiter ist bei der ganzen Tariffrage unrühmlich festzuhalten, 
dass sich auch die Invalidenversicherung (IV) um die Kostenübernahme insbeson-
dere bei den Frühchen drückt und eine noch tiefere Baserate als die Krankenkassen 
bezahlt. Befremdend ist weiter die Tatsache, dass die in der Kreditvorlage von 2014 
in Aussicht gestellte Erhöhung des Stiftungskapitals bei Annahme des Kredits nicht 
erfolgt ist. Dies ist als fehlender Rückhalt der Träger dieser Institution zu interpretie-
ren. Insbesondere der Kanton St.Gallen hätte da mit dem nötigen Nachdruck auf die 
Erhöhung des Stiftungskapitals hinarbeiten müssen. Die FDP-Fraktion ist aufgrund 
der dramatischen Ertragslage des Kinderspitals der Meinung, dass realistischerweise 
nie damit gerechnet werden darf, dass das OKS einmal in der Lage sein könnte, das 
beantragte Darlehen zurückzahlen zu können, wohl ganz zu schweigen das über 
125 Mio. Franken gewährte Darlehen für den Neubau. 

Die FDP-Fraktion wird das gelbe Blatt der Kommission unterstützen. Sie versteht 
die Argumentation der Regierung, dass eigentlich alle Träger des OKS sich an den 
Kosten zu beteiligen hätten. Auf diese zusätzlichen 3 Mio. Franken in einem uner-
quicklichen parlamentarischen Verfahren bei den anderen Trägern zu warten, macht 
die Lage des OKS noch schwieriger. Auch hier gilt es, der Realität endlich in die Au-
gen zu schauen. Wir als Standort und Hauptträger müssen und sollen ein klares Sig-
nal aussenden. Wir stehen zum OKS. Wir brauchen es als Endversorgerspital unein-
geschränkt für unsere Kinder und Jugendlichen. Wir zählen aber auch auf die 
uneingeschränkte Solidarität der übrigen Träger. Der Kanton St.Gallen geht mit der 
Erhöhung des Stiftungskapitals mit der Zweckbindung zur Finanzierung der Einrich-
tungen nun einen Schritt voraus, wie es damals in der ersten Botschaft in Aussicht 
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gestellt wurde. Den gleichen Schritt erwartet die FDP-Fraktion von den anderen Trä-
gerkantonen und dem Fürstentum Liechtenstein gemäss ihrem Versprechen anläss-
lich der Bauvorlage. 
 
Warzinek-Mels (im Namen der CVP-GLP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Zunächst ein persönliches Votum: Ich war vom Antrag der vorberatenden Kom-
mission, nicht ein Darlehen zu sprechen, sondern das Eigenkapital der Stiftung zu 
erhöhen, positiv überrascht, denn die Mitglieder der vorberatenden Kommission brin-
gen damit zum Ausdruck, dass sie Einblick erhalten haben in die wirklich desolate 
tarifarische Situation der stationären Pädiatrie. Von der Regierung wurde diese 
schwierige tarifarische Situation in der Botschaft unter Kapitel 1.3 «Tarifsituation des 
Ostschweizer Kinderspitals» dargestellt. Auch im Antrag der Regierung wurde es for-
muliert, infolge zu tiefer Tarife sei die Pädiatrie unterfinanziert. Bitte denken Sie auch 
daran, die Pädiatrie ist wirklich in einer sehr speziellen Situation. Es gibt in den Kin-
derspitälern einen sehr niedrigen Anteil an privat- und halbprivatversicherten Patien-
tinnen und Patienten im Gegensatz zu Erwachsenenspitälern. Von daher ist eine 
Querfinanzierung nicht im gleichen Umfang möglich. Denken Sie bitte auch an die 
spezielle Betreuung, die unsere Kinder brauchen, allein schon dadurch, dass es län-
gere Zeit braucht, bis man z.B. mit einer Untersuchung und einer Befragung eines 
Kindes zum Ziel kommt, und denken Sie bitte auch an die vielen schweren Krank-
heitsbilder, die man sieht aufgrund angeborener Geburtsgebrechen. 

Insofern hatte dieser Antrag der vorberatenden Kommission sicherlich sehr viel 
Sympathie, wobei ich direkt vorwegnehmen möchte: In der Sache ist der Antrag der 
Regierung dann sicherlich richtig. Ich glaube, wichtig bei dem heutigen Geschäft ist, 
dass wir für die Pädiatrie diese 12,5 Mio. Franken bereitstellen, und zwar jetzt, egal 
in welcher Form. 

Ich möchte diese Eintretensdiskussion zum Anlass nehmen, darauf hinzuweisen, 
dass Sie noch heute mit einer Standesinitiative der CVP-GLP-Fraktion bedient wer-
den, in der wir die desolate Tarifsituation der stationären Pädiatrie aufgreifen. Diese 
Standesinitiative 41.18.01 hat den Titel «Kostendeckende Finanzierung der Kinder-
spitäler und Kinderkliniken». Ich denke, es steht uns als Standortkanton eines der 
drei eigenständigen Kinderspitäler der Schweiz gut an, diese Standesinitiative einzu-
bringen, und ich bitte Sie schon jetzt um Ihre Unterstützung zum späteren Zeitpunkt. 
 
Regierungsrätin Hanselmann: Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Vielen Dank für die Aufnahme in Bezug darauf, dass Sie alle den Wert des OKS 
nicht in Frage stellen, sondern diesen stützen und sagen: Das OKS ist unser Spital 
und in dieser Situation, in der es auch schwierig wird, müssen wir da mithelfen und 
unterstützen. Ja, die Tarifsituation ist schwierig. Das wissen wir, das haben wir von 
allen Votanten gehört. Und ja, wir sind mit allen möglichen Mitteln daran, diese Ta-
rifsituation verändern zu können. Das ist aber Aufgabe der SwissDRG AG, die diese 
Tarifkorrektur machen muss. Sogar der Bundesrat hat letztes Jahr bestätigt, dass die 
Baserate von 11'150 oder diejenigen der freistehenden Kinderspitäler zu tief sind und 
dass da etwas geschehen muss. 

Sie weisen darauf hin, v.a. von der SVP-Fraktion, dass verschiedene Varianten 
nicht diskutiert worden seien oder die Vorlage unausgereift sei. Ich muss dazu sagen, 
ein Reifegrad ist immer ein bisschen eine Geschmackssache, aber hier geht es um 
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die Realitäten. Und die Realität ist, dass wir verschiedene Varianten sehr wohl disku-
tiert haben, z.B. die Erhöhung des Stiftungskapitals, und Dietsche-Oberriet hat er-
wähnt, dass er dazu immer noch eine Frage offen habe, die noch nicht beantwortet 
worden sei: Warum die Trägerdelegation es nicht unterstütze, das Stiftungskapital zu 
erhöhen. Ich habe Ihnen diese Antwort bereits gegeben, es gab einen Wechsel in der 
obersten Etage im Gesundheitsdepartement. Der Chef hat gewechselt, und damit 
wurde das Geschäft neu und anders diskutiert und noch einmal bewertet. Die Erhö-
hung des Stiftungskapitals wurde dann schliesslich von zwei Kantonen abgelehnt. Es 
gab eine weitere Variante «Bürgschaften der Träger», damit sich das OKS Geld auf 
dem Kapitalmarkt beschafft. Das wurde von allen Trägern politisch nicht als gut er-
achtet und nicht gewünscht. Es wurde diskutiert, ausschliesslich die Finanzierung der 
Mobilien und medizinischen Geräte über Fundraising zu erhalten, und von allen Trä-
gern wurde das ebenfalls als nicht realistisch betrachtet, und falls das Ziel dann ver-
fehlt würde, dann bräuchte es trotzdem wieder ein Darlehen der Träger. Es wurde 
auch die Reduktion der Investitionssumme diskutiert, damit kein zweites Darlehen 
notwendig wird, und Einsparungen werden laufend gesucht, aber das OKS wurde 
gegenüber ersten Plänen bereits schon verkleinert. Das ist Ihnen auch bekannt, und 
bei einer weiteren Verkleinerung würde kein funktionsfähiges Spital mehr resultieren. 
Das sind politische Realitäten, mit denen man umgehen muss. Zudem ist der Bau 
des OKS eng verkuppelt mit dem Bauvorhaben des Kantonsspitals. Die Zeit ist eben-
falls ein Faktor, und da wollte man nicht zusätzlich noch dieses Bauprojekt gefährden 
und irgendwie musste eine Lösung gefunden werden. Selbst die Finanzchefs haben 
sich zusammengesetzt, hart diskutiert, unser Finanzchef war sogar am Klausurabend 
in den Thurgau gefahren, um da Verhandlungen zu führen. Ich glaube, die Regierung 
hat hier getan, was sie konnte. Wichtig war, dass die Zusatzbeiträge für diese Unter-
finanzierung von allen Trägerkantonen befürwortet werden, und das ist gelungen. 
Dazu hätten die anderen Trägerkantone nicht Hand bieten müssen. Von daher ist das 
bei dem, was in der Realität und Möglichkeit lag, kein schlechtes Ergebnis. Es war 
also nicht schlechter oder fehlender Wille der Regierung, sondern es gibt politische 
Realitäten, die man annehmen muss und aus denen man dann ein gutes Resultat 
erarbeiten oder verhandeln muss. 

Bei den Zusatzbeiträgen haben wir noch im Januar von allen Trägerkantonen die 
Zusicherung erhalten, dass sie der Stiftungsurkunde und Trägerstrategie, die in die-
sem Sinne verändert werden musste, zugestimmt haben, und damit ist ein wichtiger, 
konsequenter Schritt erreicht worden. 

Ich danke Ihnen fürs Eintreten und für die Diskussion um dieses zusätzliche Dar-
lehen für Mobilien. In diesem Bereich wurde auch immer darauf hingewiesen, dass 
diese nicht im ersten Darlehen vorhanden sind, aber das haben Sie im Eintreten 
ebenfalls dargelegt. 
 
Güntzel-St.Gallen: Ich war nicht in dieser vorberatenden Kommission, aber ich war in 
der vorberatenden Kommission der Spitalbauvorlage. 

Wir hatten auch damals nicht detailliert oder bewusst über die Notwendigkeit und 
Ausgewiesenheit eines Weiterbestands eines OKS diskutiert. Wenn ich jetzt aber die 
ganzen Informationen zusammenfasse, die ich aus der Vorlage und aus den Diskus-
sionen in der Fraktion und jetzt im Rat mitnehme, dann frage ich mich wirklich: Wel-



PROTOKOLL  DES  KANTONSRATES  ST.GALLEN 2016/2020 
    
19. Februar 2018 Nr. 211 / 8 
    
    
  
 
ches ist denn heute noch der tiefere Grund, dass wir uns hinter ein ostschweizeri-
sches Konkordat oder eine Stiftung OKS stellen oder dahinter verstecken und damit 
glauben, wir hätten noch einen Auftrag als Standortbeitrag zu leisten für den Vorteil 
eines Kinderspitals, das finanziell gesehen nur Nachteile mit sich bringt? Ich verstehe 
nicht, weshalb hier nicht endlich auch die offene Frage diskutiert wird, und zwar bevor 
wir über einen neuen Kredit beschliessen, weshalb man nicht einen Teil davon in die 
ostschweizerische Spitallandschaft integriert. Aber diejenigen Kantone, die, wie ich 
jetzt wieder gehört habe von Regierungsrätin Hanselmann, nicht für einen höheren 
Beitrag sind oder mindestens sich noch zieren, einen höheren Beitrag zu sprechen, 
weshalb sollen sie dann noch ein OKS haben, wenn sie nicht teilhaben? Deshalb bitte 
ich Sie, als einfachste und geringste Variante dem Rückweisungsantrag der SVP-
Fraktion zuzustimmen, weil jeder andere Weg nicht mehr verständlich für unsere Be-
völkerung ist. Es ist nicht mehr wie 1950/1955, ich kenne das Jahr der Gründung nicht 
mehr, aber es war etwa um diese Zeit, als das OKS aufgrund von Ideen von Prof.Dr. 
Nef initiiert und gegründet wurde. Es soll weiterbestehen, aber es kann nicht sein, 
dass St.Gallen die gesamte finanzielle Last trägt für dieses Spital, und wenn das Spi-
tal die ganze Infrastruktur und anderen Kosten nicht mehr bezahlen kann, braucht es 
dringend eine neue Lösung, eine neue Organisationsform, und wenn die ganze Stif-
tung damit aufgelöst werden muss. 
 
Hartmann-Flawil: Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Zu Güntzel-St.Gallen: Ich kenne das Protokoll der Bauvorlage von damals beim 
Darlehen für den Neubau des OKS. Ich stelle fest, dass die damalige Delegation der 
SVP-Fraktion dieses Darlehen auch begrüsst hat. Sie haben zwar tatsächlich auch 
zur Diskussion gestellt, dass man das OKS in das Kantonsspital integrieren könnte, 
aber Sie haben ausdrücklich auf weiterführende Anträge verzichtet und begrüssten 
den Neubau des OKS. Der Grund ist auch sehr gut nachvollziehbar: Es stellt sich 
dann die Frage, wer diese Kinder hospitalisiert, stationär oder ambulant behandelt. 
Das Kantonsspital hat genau die gleiche Tarifsituation und die Defizite würden beim 
Kantonsspital anfallen, und dann haben wir die Situation, dass wir hier eine noch 
schlechtere Situation erhalten würden. Es macht doch keinen Sinn, dass wir hier die 
Kosten so verschieben, vom OKS zu den öffentlichen Spitälern des Kantons St.Gallen. 

Es war der richtige Weg, dass man das Darlehen für den Neubau im Wissen 
darum unterstützt hat, dass die Tarifsituation schwierig ist, aber dass hier Entwicklun-
gen möglich sein müssen. Eine Entwicklung ist sehr erfreulich: dass die Trägerkan-
tone jetzt zugesagt haben, dass man in dieser Übergangszeit, bis die Baserate und 
der SwissDRG entsprechend angepasst sind, auch diese Deckungslücken gemein-
sam trägt. Und das ist eine Entlastung des Kantons St.Gallen, der sonst zusätzliche 
Lücken tragen müsste. 
 
Regierungsrätin Hanselmann: Ein wichtiger Hinweis wurde jetzt gerade gemacht. Die 
Ergänzungsbeiträge, die jetzt diese Unterfinanzierung zu einer neutralen Finanzie-
rung machen, dienen auch dazu, das Darlehen zurückzuzahlen. Und vergessen Sie 
nicht – ich sage das jetzt eigentlich nicht sehr gerne, weil die anderen Kantone ein-
geschlagen haben –, die anderen Kantone zahlen über diese Ergänzungsbeiträge 
das Darlehen an uns zurück. Und so gesehen haben wir bei diesem zweiten Darlehen 
an einem Standortvorteil eigentlich nicht sehr viel abgegolten. 
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Wenn wir uns jetzt verabschieden würden, dann würde das auch bedeuten, dass 
die anderen Kantone nicht mehr an das Baudarlehen zahlen würden, plus die Ergän-
zungsbeiträge von rund 3 Mio. Franken jährlich würden ebenfalls wegfallen. Es ist 
nicht nichts, was die anderen Kantone beitragen. AllKidS, das ist eine Vereinigung, 
die jetzt mit diesen freistehenden Kinderspitälern gegründet wurde, die machen wirk-
lich Druck, dass sich in der Tarifsituation etwas ändert. Sie haben vielleicht die Sen-
dung «Rundschau» gesehen, auch da wurde das prominent thematisiert. Ich bin zu-
versichtlich, dass sich auf dieser Ebene etwas verändern wird und auch muss, denn 
auch die Gesundheitsdirektorenkonferenz (GDK) und die Politik werden jetzt hier mit 
Druck agieren. 
 
Louis-Nesslau, Ratspräsident, stellt Eintreten auf die Vorlage fest. 
 
Dietsche-Oberriet beantragt im Namen der SVP-Fraktion Rückweisung an die Regie-
rung mit dem Auftrag, den Verteilschlüssel über die Finanzierung mit den anderen 
Kantonen nochmals zu verhandeln und die definitiven Beschlüsse über die ergänzen-
den Beiträge der anderen Kantone ab dem Jahr 2020 abzuwarten. 

Sie sehen unseren Rückweisungsantrag zum vorliegenden Geschäft mit dem 
entsprechenden Auftrag, dies nochmals zu diskutieren, v.a. der Regierung den Auf-
trag zu erteilen, dies nochmals mit den Trägerkantonen so zu verhandeln. 

Wir hören nun aber, wie uns Gesundheitschefin Regierungsrätin Heidi Hansel-
mann mitgeteilt hat, dass dies halt jetzt die Praxis sei, oder dass dies nun der Realität 
entspreche mit diesem 12-Mio.-Franken-Darlehen. Ich wollte das zuerst zurückneh-
men, weil ich gedacht habe, dass es für die anderen Kantone auch gut gekommen 
ist, wenn der Kanton St.Gallen hier in die Bresche springt und sich dazu einigt, dies 
so zu übernehmen, denn die Begründung in der Botschaft bei einzelnen Massnah-
men hat uns nicht befriedigt. Dort steht z.B. in einer Begründung: «[...] wird kontrovers 
beurteilt, weil dies bei den meisten Trägern eine Vorlage in den Kantonsrat bzw. in 
den Landtag voraussetzen würde.» Bei uns hat es keine Rolle gespielt, dies nochmals 
ins Parlament zu bringen, bei den anderen Kantonen anscheinend schon, und nur 
aufgrund des Wechsels des zuständigen Regierungsrates. Ja, das stimmt, der Re-
gierungsrat ist wahrscheinlich in dieser Thematik neu und das hat einen gewissen 
Einfluss, aber auch im Thurgau ist es keine «One-Man-Show» und auch der einzelne 
Thurgauer Regierungsrat kann den Beschluss der Gesamtregierung, so hoffe ich zu-
mindest, nicht einfach verwerfen und alles nochmals von vorne buchstabieren. 

Ich bitte Sie deshalb, stimmen Sie unserem Antrag auf Rückweisung und zur 
Neuverhandlung mit den anderen Kantonen zu. Dies v.a. auch mit dem Hintergrund, 
dass grundsätzlich besonders der Kanton Thurgau noch nicht über das Darlehen an 
das Ostschweizer Kinderspital abgestimmt hat. Dort könnte noch eine Ablehnung er-
folgen, obwohl es hoffentlich dazu nicht kommen wird. 
 
Regierungsrätin Hanselmann: Vergessen Sie nicht, die anderen Kantone haben ur-
sprünglich verlangt, dass der Kanton St.Gallen diesen Beitrag à fonds perdu bezahlt 
und damit auch den Standortvorteil abgelten soll. Das war der Startpunkt und das war 
eine harte Vorlage. Wir haben anschliessend so verhandelt, dass die Kantone diesen 
Ergänzungsbeiträgen zugestimmt haben, und ich sage es jetzt nochmals, sie bezah-
len damit unser Darlehen auch wieder zurück. Also könnten die anderen Kantone mit 
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Fug und Recht behaupten: Guter Kanton St.Gallen, wir bezahlen den Standortvorteil 
damit ebenfalls wieder zurück. Und so ganz unrecht hätten sie damit nicht. Deswegen 
ist diese Variante sicher nicht die schlechteste. Bessere gibt es immer, da gebe ich 
Ihnen recht, wenn man sie denn erreichen kann. 
 
Der Kantonsrat lehnt den Rückweisungsantrag der SVP-Fraktion mit 75:35 Stimmen 
bei 1 Enthaltung ab. 
 
Der Kantonsrat zieht den Antrag der Regierung dem Antrag der vorberatenden Kom-
mission mit 62:48 Stimmen bei 2 Enthaltungen vor. 
 
Hartmann-Flawil beantragt im Namen der SP-GRÜ-Fraktion, die Regierung einzula-
den, zusammen mit den Trägern des Ostschweizer Kinderspitals sowie den weiteren 
Standortkantonen von spezialisierten Kinderkliniken auf allen Ebenen wie GDK, Bun-
desparlament sowie Bundesrat darauf hinzuwirken, dass die Tarifgestaltung von Tar-
med (ambulant) und insbesondere SwissDRG (über die SwissDRG AG, stationär) im 
Bereich Kindermedizin rasch den tatsächlichen Kosten angepasst wird, um die Un-
terfinanzierung zu beheben. 

In allen Stellungnahmen der Fraktionen kam klar zum Ausdruck, dass die Er-
tragslage des Ostschweizer Kinderspitals auf wackligen Füssen steht, dass sie unge-
nügend ist und dass die Abgeltungen im ambulanten Bereich via Tarmed sowie ins-
besondere auch im stationären Bereich via Baserate auf der Basis der DRG-Regeln 
ungenügend sind. Die Trägerkantone sind auch in diesem Sinn in der Verantwortung, 
da sie die Deckungslücken, die dadurch entstehen, dass die Finanzierung ungenü-
gend ist, miteinander tragen. 

Diese Situation ist nicht neu. Wir hatten auch bei der Bauvorlage beim Darlehen 
zum Neubau des OKS die gleiche Situation. Sie können das in den Protokollen nach-
lesen. Dannzumal war die Ausgangslage noch so, dass man optimistisch war, dass 
sich hier Entwicklungen zeigen, dass die Abgeltungen in der Pädiatrie via Baserate 
ansteigen sollten. Das ist unterdessen nicht eingetroffen, trotz verschiedener An-
strengungen, wie wir vorhin auch von Regierungsrätin Hanselmann gehört haben, 
Anstrengungen in verschiedenen Gremien. 

Wir sind aber immer noch in der gleichen Situation, dass nicht absehbar ist, dass 
es hier eine verbesserte Finanzierung gibt. Und es ist deshalb unabdingbar, dass wir 
die Regierung beauftragen, dass sie auf allen möglichen Ebenen, d.h. die Institutio-
nen der spezialisierten Kindermedizin (AllKidS), aber auch innerhalb der GDK sowie 
innerhalb der Trägerkantone in Zusammenarbeit mit den anderen Kantonen, die spe-
zialisierte Kinderkliniken haben, und auch mit den Mitgliedern des Bundesparlaments 
tätig wird, dass wir hier lobbyieren im Bereich der ambulanten Tarife, hier ist die Mit-
sprache nicht so oder nur indirekt, wir haben es auch von Ammann-Waldkirch gehört. 
Wir haben aber insbesondere im Bereich der Baserates bei SwissDRG die Möglich-
keit, dass man intervenieren kann, dass man überzeugen kann, dass man wirklich 
auf allen Ebenen Lobbyarbeit betreiben kann, dass diese Baserates den tatsächli-
chen Aufwendungen in diesem Bereich angepasst werden. 

Deshalb beantragen wir Ihnen, dass die Regierung eingeladen wird, zusammen 
mit den Trägern des Ostschweizer Kinderspitals und den weiteren Standortkantonen 



PROTOKOLL  DES  KANTONSRATES  ST.GALLEN 2016/2020 
    
19. Februar 2018 Nr. 211 / 11 
    
    
  
 
von spezialisierten Kinderkliniken auf allen Ebenen (GDK, Bundesparlament, Bun-
desrat) aktiv zu werden, damit die Finanzierung der spezialisierten Kindermedizin an-
gemessen refinanziert wird. 

Ich bitte Sie deshalb, wenn Sie das Problem wirklich anerkennen, so, wie Sie es 
in Ihren einleitenden Stellungnahmen ausgeführt haben, diesen Auftrag zu unterstüt-
zen, damit die Regierung den Auftrag erhält, zusammen mit allen anderen Interes-
sierten und Partnern hier vorstellig zu werden. Es ist in unserem Interesse, dass wir 
hier die entsprechenden Schritte einleiten. 

Wir haben im Eintreten auch gehört, dass die CVP-GLP-Fraktion eine Standes-
initiative formuliert. Sie bewegt sich in die gleiche Richtung, wie ich gehört habe. Hier 
müssen wir tatsächlich gemeinsam Schritte unternehmen. Deshalb bitte ich Sie, wenn 
Sie die Situation ändern möchten und koordinierte Vorgehensweisen wollen, dann 
unterstützen Sie zuerst den Auftrag und anschliessend dann an der nächsten Session 
auch diese Standesinitiative. So kommen wir einen Schritt weiter, damit nicht die Trä-
gerkantone des Ostschweizer Kinderspitals jährlich die Deckungslücken, die durch 
die ungenügende Finanzierung der Leistungen entstehen, mitfinanzieren müssen. 

Ich danke Ihnen für die Unterstützung im Interesse der Trägerkantone und auch 
im Interesse des Standorts St.Gallen. 
 
Widmer-Mosnang: Dem Antrag der SP-GRÜ-Fraktion ist zuzustimmen. 

Hartmann-Flawil hat nochmals eine Zusammenfassung erstellt. Verschiedene 
Vorredner haben die Problematik sehr deutlich geschildert. Wir haben Handlungsbe-
darf bei unserem Kinderspital, Bedarf nach Lösungen, welche nur auf nationaler 
Ebene getroffen bzw. gefunden werden können. 

Wir unterstützen diesen Auftrag, wie ihn die SP-GRÜ-Fraktion eingereicht hat. 
Wir haben unser Standesbegehren bei der Staatskanzlei bereits eingereicht. 

Es ist gut, wenn einerseits die Regierung beauftragt wird, mit den zuständigen 
Instanzen zu sprechen und eine Lösung zu suchen, und wir gleichzeitig auf politischer 
Ebene, vielleicht auch in Verbindung mit den andern beiden Standortkantonen, hier 
wirklich eine Lösung herbeiführen können. 

Ich möchte Sie bitten, dem Anliegen hier das notwendige politische Gewicht zu 
geben und dem Antrag zuzustimmen. 
 
Der Kantonsrat stimmt dem Antrag der SP-GRÜ-Fraktion mit 93:11 Stimmen bei 
4 Enthaltungen zu. 
 
Louis-Nesslau, Ratspräsident: Die Vorlage ist in erster Lesung durchberaten und geht 
zur Vorbereitung der zweiten Lesung zurück an die vorberatende Kommission. 
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40.17.06 Suchtpräventionskonzept des Kantons St.Gallen 

Unterlagen: – Bericht der Regierung vom 17. Oktober 2017 
– Anträge der vorberatenden Kommission vom 22. Januar 2018 
– Antrag vom 19. Februar 2018 

 
 
Götte-Tübach, Präsident der vorberatenden Kommission: Auf die Vorlage ist einzu-
treten. 

Die vorberatende Kommission des Kantonsrates hat sich am 22. Januar 2018 zur 
halbtägigen Beratung des Berichts «Suchtpräventionskonzept des Kantons St.Gallen» 
getroffen. Der Ursprung dieses Geschäfts geht auf die Novembersession des Jahres 
2006 zurück. Der Rat hat damals in dem von der SP-GRÜ-Fraktion ursprünglich als 
Motion eingereichten Vorstoss 43.06.17 «Umfassende und wirksame Sucht-Präven-
tion» als Postulat mit folgendem Wortlaut gutgeheissen: «Die Regierung wird einge-
laden zu prüfen und darüber Bericht zu erstatten, mit welchen Massnahmen eine 
wirksame und nachhaltige Suchtprävention gewährleistet werden kann. Mit in die Prü-
fung miteinzubeziehen sind auch die Kostenüberlegungen.» Nachdem der verlangte 
Bericht 40.12.05 «Umfassende und wirksame Sucht-Prävention» vorlag, stellte die 
vorberatende Kommission am 19. Dezember 2012 folgenden Antrag: «Der Kantons-
rat lädt die Regierung ein, ein Suchtpräventionskonzept gemäss Bericht zu konkreti-
sieren und dabei auch den substanzenunabhängigen Süchten die gebotene Beach-
tung zu schenken sowie die Kostenfolge der im Konzept noch zu priorisierenden 
Massnahmen aufzuzeigen.» Der Kantonsrat hiess diesen Antrag mit grosser Mehr-
heit im Februar 2013 gut. 

Sie sehen eine grössere Vorgeschichte, die zu diesem Geschäft geführt hat. Bei 
der Beratung dieses Geschäfts durften wir seitens des Gesundheitsdepartementes 
die Departementsvorsteherin Regierungsrätin Heidi Hanselmann, die Leiterin Amt für 
Gesundheitsvorsorge, Karin Faisst, den Leiter Zepra Prävention und Gesundheitsför-
derung Stefan Christen und die Fachbereichsleiterin Sucht und Sexual Health Martina 
Gadient bei uns begrüssen. 

Im Weiteren hat die Kommission Prof. Martin Hafen von der Hochschule Luzern 
eingeladen. Er konnte uns einen vertieften Einblick in die Suchtthematik und deren 
Umgang in anderen Kantonen verschaffen. 

Nebst den eigentlichen Beratungsunterlagen wurde die Kommission mit diversen 
Studien und ergänzenden Unterlagen, die im Bericht erwähnt sind, bedient. 

Das Konzept hat keine gesetzliche Anpassung zur Folge. Mit den im Konzept 
beschriebenen Handlungsfeldern und Massnahmen werden im Wesentlichen folgen- 
de fünf Ziele erreicht: 
1. Vermeidung von Doppelspurigkeiten und Ineffizienz; 
2. Festlegung einer kohärenten Vorgehensweise; 
3. Schliessung bestehender Angebots- und Vernetzungslücken; 
4. sinnvolle Aufgabenteilung; 
5. Synergie durch eine zentrale Koordinationsstelle. 

Im Grundsatz befürwortet die Kommission den Bericht der Regierung. In einem 
der Handlungsfelder soll die Suchtprävention insbesondere für Kinder und Jugendli-
che im Alter von 10 bis 15 Jahren verstärkt werden. Hier beantragt die vorberatende 
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Kommission, auf die Altersbegrenzung zu verzichten. Den Bedürfnissen der Kinder 
und Jugendlichen soll unabhängig vom Alter entsprochen werden. Die geplante 
Schaffung einer digitalen Suchtpräventionsplattform wird von der vorberatenden 
Kommission begrüsst. Sie beantragt aber, dass auf strategischer Ebene geklärt wird, 
welche digitalen Plattformen bereits im Einsatz sind. Damit soll verhindert werden, 
dass einzelne Plattformen unkoordiniert nebeneinander bestehen. Die Kommission 
ist der Auffassung, dass hier Synergien zu nutzen sind. 

Keine Mehrheit in der Kommission fand der Antrag, der die für die neuen Mass-
nahmen vorgesehenen zusätzlichen finanziellen Mittel komplett streichen wollte. Es 
wird aber klar zum Ausdruck gebracht, dass die vorhandenen Mittel optimal einzuset-
zen sind und keine Doppelspurigkeiten finanziert werden. 

Der Antrag der Kommission lautet wie folgt: Die vorberatende Kommission, in 
deren Auftrag und Name ich zu Ihnen spreche, beantragt Ihnen, auf den Bericht ein-
zutreten und die Aufträge auf dem gelben Blatt zu unterstützen. 

Ich bitte Sie, vorerst auf diesen Bericht einzutreten und ihn anschliessend gutzu-
heissen. 
 
Louis-Nesslau, Ratspräsident: Das Präsidium sieht eine Eintretensdiskussion vor. 
 
Brunner-Schmerikon (im Namen der FDP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 
Den Anträgen der vorberatenden Kommission ist zuzustimmen. 

Wir stimmen heute ab über Eintreten auf das Suchtpräventionskonzept, welches 
seinen Anfang im Jahre 2006 nahm. Dieses Konzept, das breit abgestützt erarbeitet 
wurde, hat alle betroffenen Stellen in die Arbeit miteingebunden. Die Gemeinden so-
wie die Parteien wurden zu einer Vernehmlassung eingeladen. Die Antworten wurden 
bei vielen als positiv bewertet. 

Die FDP-Fraktion steht für Fortschritt. Fortschritt heisst vorwärts gehen. Dieses 
Konzept hat wichtige Schritte erarbeitet, die in der Suchtprävention dringend ange-
gangen werden müssen. Diverse Punkte, die noch Fragen aufwarfen, wurden in der 
Kommissionssitzung geklärt und aufgenommen. 

Das Gesundheitswesen verschlingt Milliarden. Davon verursachen Süchte und 
deren Folgen einen namhaften Teil. Prävention kann Menschen aufklären, unterstüt-
zen und den Zugang zu schneller, kompetenter Hilfe ermöglichen. Sucht ist verant-
wortlich für organische und psychische Schädigungen. Menschen rutschen in die Iso-
lation ab und verwahrlosen. Arbeitsausfälle bis zur totalen Arbeitsunfähigkeit, 
Gefährdung einer guten Kinderbetreuung, fehlende Erziehung, Stürze von alten und 
betagten Menschen, Verkehrsunfälle usw. Sucht betrifft nicht nur den Betroffenen 
selbst, sondern sein ganzes Umfeld. 

Wenn wir mit gezielter Prävention nur einige dieser Faktoren reduzieren können, 
haben wir ein Vielfaches eingespart. Selbstverständlich kann Prävention nicht direkt 
gemessen werden, erst langfristig wird durch die sinkende Anzahl Krankheitsfälle die 
Wirkung sichtbar. 

Bezüglich des ersten Auftrags der vorberatenden Kommission sind wir der Mei-
nung, dass die Suchtprävention für Kinder und Jugendliche aller Altersstufen gelten 
und nicht auf bestimmte Alterssegmente reduziert werden soll. 
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Bezüglich des zweiten Auftrags der vorberatenden Kommission sind wir der Auf-
fassung, dass vorhandene digitale Lösungen bereits auf strategischer Ebene aufei-
nander abgestimmt und vernetzt werden müssen. 
 
Müller-Lichtensteig (im Namen der CVP-GLP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutre-
ten, unter Vorbehalt der Zustimmung zum Antrag der CVP-GLP-Fraktion. 

Der Bericht gibt eine gute Übersicht über Ausgangslage und Nutzen von Sucht-
prävention, den Rahmen sowie Handlungsfelder und mögliche Massnahmen. Wir ver-
missen im Bericht eine Übersicht über alle Akteure und Träger von Präventionsarbei-
ten, die Zuständigkeiten, Geldflüsse und verschiedene Programme und Projekte, die 
bereits laufen. 

Die wichtigsten Positionen der CVP-GLP-Fraktion einleitend: Die Arbeit der Ak-
teure im Bereich der Prävention wirkt und wird sehr geschätzt. Der Kanton kann sich 
auf die Koordination bei der Präventionsarbeit konzentrieren. Die vorhandenen Res-
sourcen sind gezielter einzusetzen für konkrete Präventionsarbeit und neue Themen-
felder. Durch die Konzentration sind keine zusätzlichen Steuermittel notwendig. 

Die Ausgangslage im Kanton St.Gallen ist gut. Ganz offensichtlich funktioniert 
die Präventionsarbeit. Die CVP-Delegation sieht den Nutzen von Prävention. In vielen 
Bereichen hat sich die Situation in den letzten Jahren massgeblich verbessert. Dem-
entsprechend zu würdigen ist die Arbeit der involvierten Stellen und des engagierten 
Personals. Die CVP-GLP-Fraktion sieht den Kanton St.Gallen im Bereich Prävention 
als Koordinationsstelle, und bei der Koordination hat man sich auf das Wesentliche 
zu konzentrieren. Finanzielle Mittel sind möglichst umfassend für direkt vor Ort statt-
findende Präventionsarbeit zur Verfügung zu stellen. Möglichst wenig der Mittel sollen 
für Verwaltungsaufgaben eingesetzt werden. Es braucht eine klare Aufgabenteilung 
zwischen Kanton, Gemeinden und weiteren Akteuren. Die Gemeinden beispielsweise 
sind für Präventionsarbeit im Schulbereich zuständig und der Kanton kann sich hier 
zurücknehmen. Ganz allgemein bestehen bereits heute viele Präventionsangebote 
auf allen Ebenen. Man kann in einer vorsichtig-kritischen Beurteilung zum Schluss 
kommen, dass mit den bestehenden Massnahmen noch effektiver Prävention betrie-
ben werden könnte. 

Um Doppelspurigkeiten zu vermeiden, sind Konzentrationen und Abgrenzungen 
notwendig. Eine bessere Vernetzung, eine zielgerichtete Kommunikation und eine 
verstärkte Koordination haben aus Sicht der CVP-GLP-Fraktion Priorität. 

In den letzten Jahren haben sich, wie der Bericht aufzeigt, die Problemlagen be-
züglich Sucht zudem ganz offensichtlich verschoben. Stärker ins Gewicht fallen The-
men wie Sucht im Alter, Medikamentenmissbrauch oder neue Medien. Die Regierung 
legte einen Katalog an Handlungsfeldern vor. Bei diesen Aufzählungen fällt auf, dass 
innerhalb der bestehenden Organisation Kapazitäten vorhanden sind für weitere Ak-
tivitäten. Diese vorhandenen Ressourcen sollen gezielter für neue Themen einge-
setzt werden, wie sie im Bericht ausgeführt worden sind: Sucht im Alter, Medikamen-
tensucht oder substanzungebundene Abhängigkeit für die Altersgruppe der 10- bis 
15-Jährigen. Zusätzliche Stellen müssen dafür nicht geschaffen werden. Gerade für 
die drei aufgeführten Bereiche gibt es bereits heute unzählige Angebote und Akteure, 
die professionell mit diesen Themen umgehen. 

Beispiele für ältere Personen sind Heime, Spitex-Organisationen, Hausärzte und 
Pro Senectute. Diese sind tagtäglich mit Suchtproblemen im Alter konfrontiert. Sie 
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leisten sehr gute Arbeit vor Ort, sind professionell unterwegs und brauchen wenig 
Unterstützung durch kantonale Stellen. Im Bedarfsfall können sie z.B. auf die Unter-
stützung ihrer Branchenverbände zurückgreifen. Reicht dies nicht aus, gibt es weitere 
Anlaufstellen wie die regionalen Suchtberatungsstellen oder die Wissensplattform 
«Alter und Sucht». 

Im Bericht fehlt im Weiteren eine Strategie, wie die Zusammenarbeit mit den 
Nachbarkantonen und dem Bund verbessert werden soll. Synergien sind zu nutzen. 
Z.B. ist es nicht zielführend, dass der Kanton St.Gallen eine eigene Internetplattform 
aufbaut. Es wurden ganz offensichtlich keine Gespräche mit anderen Kantonen ge-
führt, ob ein ähnlicher Bedarf besteht. Zudem ist z.B. nicht ersichtlich, weshalb die 
bereits erwähnte Wissensplattform «Alter und Sucht» nicht ausreicht oder eine Ko-
operation mit der Zürcher Plattform «Sucht im Alter» von der Suchtprävention nicht 
möglich ist. Diese jährlichen Mittel von Fr. 57'000.– im Aufbau bzw. Fr. 29'000.– für 
den Betrieb könnten viel sinnvoller für die bereits erwähnten neuen Themen einge-
setzt werden. Letztlich stellt sich insgesamt die Frage, wie der Kanton mit Plattformen 
umgeht. Eigentlich sollte die Website des Kantons als Plattform dienen. Wenn diese 
den Zweck nicht erfüllt, ist die Thematik gesamtheitlich zu prüfen, um festzulegen, 
welche anderen Themen einer solchen Plattform bedürfen und wo die Zusammenar-
beit mit Privaten, anderen Kantonen oder dem Bund möglich ist. 

Deshalb wird die CVP-GLP-Fraktion den Antrag der vorberatenden Kommission 
unterstützen und hat einen zusätzlichen Antrag gestellt zur gänzlichen Streichung der 
Plattform. Nicht unterstützen wird die CVP-GLP-Fraktion den Antrag der vorberaten-
den Kommission, beim Handlungsfeld «Kinder und Jugendliche» die Altersbeschrän-
kung aufzuheben. Diese Massnahme wurde von Fachleuten erarbeitet. Offensichtlich 
wurde diese Zielgruppe identifiziert. Eine Ausweitung der Zielgruppe ist nicht sinnvoll. 
Wie bereits erwähnt, braucht es beim ganzen Geschäft eine Konzentration auf das 
Wesentliche. 

Zusammengefasst vertritt die CVP-GLP-Fraktion die Meinung, dass der Kanton 
sich auf die Koordination konzentriert und die Akteure ihre Aufgaben autonom erledi-
gen, die vorhandenen Ressourcen gezielt eingesetzt werden für neue Themen und 
nicht für Verwaltungsaufgaben, die Plattformthematik gesamtheitlich angegangen 
werden soll oder ganz darauf verzichtet werden soll. Durch diese Konzentration sind 
genügend Ressourcen vorhanden. 

Aus diesem Grund hat die CVP-GLP-Fraktion ein graues Blatt vorbereitet, wel-
ches verlangt, dass mit den vorhandenen Steuermitteln im Bereich der Suchtpräven-
tion gearbeitet werden soll. Unter Vorbehalt der Zustimmung zu diesem grauen Blatt 
spricht sich die CVP-GLP-Fraktion für Eintreten aus. Sollte das graue Blatt nicht be-
grüsst werden, dann werden wir auf den Bericht nicht eintreten. 
 
Böhi-Wil (im Namen der SVP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. Der Auftrag 1 
der vorberatenden Kommission ist abzulehnen. Dem Auftrag 2 der vorberatenden 
Kommission ist zuzustimmen. 

Die Bedeutung der Präventionsarbeit ist im Grundsatz völlig unbestritten, darum 
ist es notwendig, dass sich auch der Staat darum kümmert, sei es direkt mit Kampag-
nen durch staatliche Einrichtungen oder durch die Unterstützung von privaten Orga-
nisationen und Stiftungen, die sich damit beschäftigen. 
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Im Bericht wird zu Recht erwähnt, dass eine der besten und wirksamsten Fakto-
ren zur Vorbeugung von Suchtproblemen aller Art das Erziehungsverhalten der Eltern 
gegenüber ihren Kindern ist. Auch der Schule fällt eine wichtige Rolle zu und die An-
strengungen dafür beginnen bereits in den Spielgruppen, was sehr sinnvoll ist. Wir 
wissen aber auch, dass die Schule Fehlentwicklungen, die im Elternhaus ihre Ursa-
chen haben, nicht wirklich korrigieren kann. Darum ist es wichtig, dass die Präventi-
onsbemühungen ausserhalb des Erziehungsbereichs auf verschiedenen Ebenen 
durchgeführt werden für verschiedene Altersgruppen und Suchtproblematiken. 

Der Bericht will eine Übersicht geben über die unzähligen Einrichtungen, die Prä-
ventionsarbeit leisten. Gleichzeitig heisst es im gleichen Bericht, dass eine detaillierte 
Beschreibung von allen, die im Bereich der Suchtprävention tätig sind, nicht möglich 
sei und den Rahmen eines solchen Konzepts sprengen würde. Das ist der erste 
Schwachpunkt des Berichts. Ein echtes Suchtpräventionskonzept müsste zwingend 
eine Auslegeordnung enthalten, die zeigt, wer was und wie macht und wie die Finan-
zierung dieser Aktivitäten geregelt ist. Das fehlt im Bericht. 

Ein zweiter Schwachpunkt des Berichts steht im Zusammenhang mit der Haupt-
schwierigkeit der Präventionsarbeit an sich, nämlich die Wirksamkeit der Vorbeugung 
zu beurteilen. Gemäss dem Bericht ist die Wirksamkeit der Prävention erwiesen, aber 
die verwendeten Beispiele betreffen eine Studie, die nur Bereiche beschreibt, in de-
nen die Entwicklung eindeutig messbar ist, weil sie stark auf die Preisgestaltung rea-
gieren. Das ist z.B. der Fall beim Nikotin- und Alkoholkonsum. Deshalb geht der Be-
richt zu weit, wenn er diese Studie als Referenzstudie für die Wirksamkeit der Prä-
vention im Allgemeinen angibt. 

Die Grundlage für ein ganzheitliches Suchtkonzept müsste neben der detaillier-
ten Übersicht aller Akteure der Präventionsarbeit eine Analyse der Wirksamkeit der 
bestehenden Massnahmen sein. Der Bericht der Regierung umgeht dies aber. Man 
verlangt mehr Mittel, anstatt den Schwerpunkt auf die Analyse der Wirksamkeit zu 
setzen und um Doppelspurigkeiten zu vermeiden. Bezeichnend dafür sind die vier 
Handlungsfelder, die aufgezählt werden, darunter das wichtigste, der Bereich Wir-
kungsverstärkung, Monitoring und Qualität, der jedoch an letzter anstatt an erster 
Stelle steht. 

In Bezug auf die Anträge hat die SVP-Fraktion beschlossen, den Auftrag 1 der 
vorberatenden Kommission abzulehnen. Der Auftrag 2 wird von der Fraktion unter-
stützt. Grundsätzlich ist die SVP-Fraktion gegen die Gewährung von zusätzlichen Mit-
teln. In Bezug auf das Eintreten: Wir werden trotz seiner Mängel auf den Bericht ein-
treten. 
 
Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann (im Namen der SP-GRÜ-Fraktion): Auf die Vorlage ist 
einzutreten. 

Es hat auch Zeit gebraucht, wenn wir die Historie anschauen, jetzt ist der Bericht 
da und wir finden ihn gut. 

Der Kanton möchte die Prävention verbessern, besser koordinieren, und es 
wurde klar gesagt und auch von niemandem bestritten, dass sich Prävention immer 
lohnt. Das investierte Geld kommt nicht immer in derselben Sekunde zurück. Aber 
auf längerfristige Sicht mit weniger Kranken und Süchtigen kommt das Geld indirekt 
wieder zu uns zurück. 
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Die Handlungsfelder finden wir klar und verständlich aufgezeigt. In der Vernehm-
lassung gingen unglaubliche 85 Prozent positive Rückmeldungen ein. Also von allen 
Seiten war da positives Echo zu lesen. Das Konzept finden wir zukunftsorientiert und 
diese Chancen sollten wir nutzen. 

Bis jetzt, und da muss ich natürlich Müller-Lichtensteig vehement widersprechen, 
hat es in der Prävention 150 Stellenprozente, die da arbeiten dürfen, und davon, da 
kann man vielleicht ein paar Prozente schrauben, sind 100 Prozent für den Jugend-
schutz eingestellt und 50 Prozent für die Tabakprävention, etwas anderes gibt es im 
Moment bei uns gar nicht. Es gibt Jugendschutz und Tabakprävention – super, aber 
das reicht nicht. Die Kommission hat nie bestritten, dass in der letzten Zeit neue 
Süchte hinzugekommen sind. Es ist keine Verlagerung, es sind neue dazugekom-
men, sie wurden mehrfach genannt: Prävention digitale Medien, Medikamentenmiss-
brauch und Sucht im Alter, um die drei wichtigsten zu nennen. Und jetzt möchte man 
das mit den bestehenden Mitteln, mit diesen 1,5 Stellen, die zur Verfügung stehen, 
bestreiten und Sucht im Alter bekämpfen. Ich weiss nicht, was wir diesen Leuten, die 
dort arbeiten, zutrauen. Sie haben 150 Stellenprozente und sollen jetzt auf einmal 
siebenmal so viele Sachen erledigen. Ich komme darauf beim Antrag der CVP-GLP-
Fraktion noch zurück. 

In der Kommission war es unbestritten, dass wir die Sache eigentlich gut finden, 
aber Geld sprechen, das wollen dann doch nicht alle. Prävention lohnt sich, es kommt 
x-fach zurück, die Zahl wurde jetzt noch nicht erwähnt. Für die, die den Bericht noch 
nicht genau gelesen haben: Man spricht in der Tabakprävention von 41-facher Re-
tourkraft, die das bringt, und bei Alkoholprävention kommt jeder Franken rund 23-mal 
zurück; also wenn man Fr. 100.– investiert, kommt das 20-fach zurück in sinkenden 
Gesundheitskosten, weil weniger Personen süchtig werden. Und deshalb, weil wir 
das einfach eine gute Sache finden und es von niemandem bestritten wird, sind wir 
für Eintreten. Zu den Anträgen äussere ich mich später. 
 
Warzinek-Mels (im Namen der kantonalen Ärztegesellschaft): Auf die Vorlage ist ein-
zutreten. 

Gerne nehme ich im Namen der kantonalen Ärztegesellschaft Stellung: Die kan-
tonale Ärztegesellschaft begrüsst den Bericht und das ausgearbeitete Konzept. Sucht 
betrifft nicht nur die süchtige Person, sondern auch das direkte Umfeld gesundheitlich, 
wirtschaftlich und sozial. Aber auch gesamtgesellschaftlich gesehen haben Suchter-
krankungen grossen Einfluss. Durch Sucht ausgelöste gesundheitliche Probleme ver-
ursachen unter Berücksichtigung von beispielsweise Arbeitsunfähigkeit und Invalidi-
tät soziale Kosten in Milliardenhöhe. Diverse Studien haben gezeigt, dass mit jedem 
in die Präventionsarbeit investierten Franken ein Vielfaches gespart werden kann. 
Neben dem finanziellen Aspekt hat Prävention natürlich zum Ziel, gefährdete Men-
schen vor Sucht-verhalten zu bewahren und somit das einzelne menschliche Schick-
sal positiv zu beeinflussen. 

Der vorliegende Bericht orientiert sich an wissenschaftlichen Arbeiten, nimmt 
diese sehr gut auf und führt zu konkreten Handlungsfeldern, die seitens der kantona-
len Ärztegesellschaft vollumfänglich unterstützt werden. Gerade die Vernetzung der 
zahlreichen Akteure und die Koordination der schon heute vielfältigen Angebote er-
scheinen sinnvoll und sollen umgesetzt werden. Ebenso begrüsst die kantonale Ärz-
tegesellschaft den 7-Jahres-Aktionsplan Suchtprävention mit u.a. einer Fokussierung 
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auch auf neue Süchte, wie Onlinesucht oder problematisches Verhalten mit den so-
genannten neuen Medien. 

Auch die Berücksichtigung des Medikamentenmissbrauchs muss als dringlich 
bezeichnet werden, da in diesem Handlungsfeld bisher kaum Präventionsmassnah-
men bestehen, obwohl viele gefährdet oder bereits erkrankte Menschen in allen Al-
tersgruppen und sozialen Schichten auszumachen sind. Die Ärzteschaft steht bereit, 
gerade auch in diesem Themenfeld Hand zu bieten, bzw. wir meinen, dass die Ärz-
teschaft in eine entsprechende Präventionsarbeit einbezogen werden muss. 

Abschliessend wiederhole ich mich, die kantonale Ärztegesellschaft begrüsst den 
Bericht und die daraus abgeleiteten Massnahmen. 
 
Raths-Thal: Auf die Vorlage ist einzutreten. 

Massnahmen zur Suchtprävention sind Investitionen in die Zukunft. Das vorlie-
gende Suchtpräventionskonzept wurde von Praktikern erarbeitet und wird in der Pra-
xis Wirkung erzielen. Prävention darf auch etwas kosten. Der Erfolg ist nicht von 
heute auf morgen messbar, sondern ergibt sich erst längerfristig gesehen. In diversen 
anderen Bereichen wird Geld in Prävention investiert. Ich denke da auch an die Ge-
fahrenkarte bei Hochwasser usw. Gesunde Menschen entlasten den Staatshaushalt 
nachhaltig. 
 
Regierungsrätin Hanselmann: Ich möchte gerne auf einige, auch kritische Voten ein-
gehen. Raths-Thal hat gerade gesagt, was Investition in die Prävention bedeutet. Ich 
sage es noch etwas anders: Hört man auf, im Fluss der Prävention zu rudern, dann 
treibt man zurück. Es wurde darauf hingewiesen, dass der Kanton St.Gallen in ver-
schiedenen Bereichen gut dasteht. Die Prävention greift offensichtlich, was eine gute 
Botschaft ist. Sobald man aber nicht mehr dranbleibt, wird man zurückkatapultiert. Ich 
erwähne dazu die Fluortabletten für die Zähne der Kinder als einziges, sehr eindrück-
liches Beispiel: In den 1960er-Jahren hatte jedes Kind durchschnittlich rund neun Lö-
cher. Heute haben die Schweizer Kinder kein Loch mehr. Um trotzdem noch bei den 
Zähnen bleiben zu können, macht man kosmetische Korrekturen. Wenn man die Flu-
ortabletten oder auch das Einbürsten von Gelee absetzt, was man vor rund zehn 
Jahren getan hat, dann steigt die «Lochgefährdung» wieder deutlich an. Das Gleiche 
gilt auch für die Tabak- oder Alkoholprävention. Lässt man da locker, dann wird man 
zurückgedrängt. Das wollen wir keinesfalls. Wir wollen den guten Platz behalten. Die 
100 Prozent Jugendschutz, die wir zur Verfügung stellen können, sind im Bereich des 
Alkohols eingesetzt, was übrigens auch ein Auftrag des Suchtgesetzes ist. Deshalb 
können wir da nicht nach Belieben variieren. Wir können auch nicht einfach einen 
Basar machen und sagen, hier oder da einige Prozent weniger zu geben, denn 
100 Prozent sind für den fünftgrössten Kanton der Schweiz nicht viel. Es ist wichtig, 
dass wir beim Tabak und beim Alkohol dranbleiben. Beim Tabak kommt das Geld aus 
dem Tabakpräventionsfonds, und deshalb können wir da nicht beliebig etwas ande-
res damit finanzieren. 

Des Weiteren möchte ich noch an den Auftrag erinnern. Der Kantonsrat hat der 
Regierung den Auftrag erteilt, ein umfassendes Suchtpräventionskonzept zu erarbei-
ten, das die Tendenzen aufnimmt. Wenn nun aus den Reihen des Kantonsrates ge-
nau dies zum Vorwurf erhoben wird, dann greift das zu kurz. Wir haben gehört, dass 
eine Problemlast-Bewertung gemacht worden ist und alle Akteure und Akteurinnen 
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miteinbezogen worden sind. Man hat vor Ort nachgefragt, wo es Lücken gibt. Wollte 
man eine systematische Erhebung der Finanzflüsse und der Präventionsangebote 
bei allen niedergelassenen Ärzten und Ärztinnen, bei allen Ligen, wie z.B. der Krebs-
liga und Lungenliga, bei weiteren Akteuren wie der Diätberatung usw. machen, dann 
hätte dies das vorliegende Konzept gesprengt. Der Auftrag hätte dann anders lauten 
müssen. 

Die Regierung hat einen Lenkungsausschuss ins Leben gerufen. Daran nahmen 
auch Gemeindepräsidenten teil. Es wurde nie darauf hingewiesen, dass es eine 
grosse Lücke gäbe; im Gegenteil, es wurde unterstützend gesagt, dass man die Sa-
che mit einer sogenannten Problemlast-Analyse bewerkstellige. Suchtfachstellen, 
d.h. an der Front arbeitende Akteure und Akteurinnen, haben darauf hingewiesen, wo 
sie Lücken haben. Diese Lücken haben wir im Konzept auch aufgezeigt. Das Ge-
sundheitsdepartement arbeitet eng mit Fachleuten und Verbandsvertretern aus den 
Bereichen Sucht, Medizin, Pflege, Pädagogik, Psychiatrie und Prävention zusam-
men. Der vorliegende Bericht ist das Ergebnis dieser Zusammenarbeit. 

Die einen sagen, dass wir die Wirksamkeit aufzeigen sollen, die anderen wollen 
dafür kein Geld ausgeben. Vielleicht ist das auch wieder eine Abschätzung, wo die 
Gelder fliessen sollen, aber ohne Monitoring würde die Politik kein Geld sprechen, zu 
Recht nicht. Es ist legitim zu wissen, wo was wirkt. Noch ein Wort zur Vernetzung und 
Kooperation: Unsere Fachleute haben mit Akteuren anderer Kantone gesprochen 
und diskutiert. Sie haben diese Vernetzungen für das Suchtpräventionskonzept nicht 
nur aufgeschrieben, sondern gelebt. In diesen Gesprächen wurde darauf hingewie-
sen, dass eine digitale Informatikplattform sehr wichtig wäre, damit man den Leuten, 
v.a. den älteren, mit einigen wenigen Klicks ermöglichen könnte, schnell das richtige 
Angebot zur richtigen Zeit zu finden, und zwar in unserem Kanton. Diese Betroffenen 
sollten nicht zuerst die Angebote von Zürich erhalten, sondern im Kanton St.Gallen 
raschestmöglich zum Resultat gelangen. Interessant ist, dass derartige Plattformen 
überall sonst gutgeheissen werden, man sie z.B. in der Bildung sogar fordert, aber in 
der Suchtprävention – hier werden sie übrigens von den Betroffenen selbst gefordert – 
sollen sie nun keine Rolle spielen. Interessant an dieser Massnahme ist übrigens, 
dass sie den Staatshaushalt nicht einmal belastet, sondern aus dem Alkoholzehntel 
bezahlt wird, und diesen kann der Kanton St.Gallen abholen. Man kann aber nicht 
einfach dieses Geld abholen und es für etwas anderes verwenden. Das geht nicht, 
denn es gibt klare Kriterien, wofür diese Gelder einzusetzen sind. 

Nochmals zum Auftrag: Am 25. Februar 2013 hatte die SVP-Fraktion im Zusam-
menhang mit dem Geschäft 40.12.05 folgenden Antrag eingereicht: «Die Regierung 
wird eingeladen, das Suchtpräventionskonzept so auszugestalten, dass die angeord-
neten Massnahmen mit den aktuell vorhandenen personellen und finanziellen Res-
sourcen geleistet werden können. (...)». Dieser Antrag wurde mit 76:35 Stimmen ab-
gelehnt, weil sich der Rat gesagt hat, dass er ein umfassendes Konzept mit den 
zusätzlichen Kosten will. Es ist nicht möglich, mehr zu wollen und nicht mehr zu be-
zahlen. Ich glaube, diese gut 318'000 Franken sind gut investiertes Geld. Sie kommen 
der persönlichen Gesundheitsentwicklung zugute oder werden in der Entwicklung der 
Lebensqualität der Bürger und Bürgerinnen fassbar. Damit können auch Kosten ge-
spart werden. Nochmals: Es geht nicht, mehr zu machen, ohne Gelder zu erhalten. 
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Louis-Nesslau, Ratspräsident, stellt Eintreten auf die Vorlage fest. 
 
Die Spezialdiskussion wird nicht benützt. 
 
Louis-Nesslau, Ratspräsident, stellt Kenntnisnahme vom Bericht fest. 
 
Louis-Nesslau, Ratspräsident: Zur Diskussion steht der Antrag der vorberatenden 
Kommission für Aufträge. 
 
Ziff. 1. Steiner-Kaltbrunn: Der Antrag der vorberatenden Kommission ist abzulehnen. 

Prävention macht Sinn für die Altersgruppen von 10 bis 15 Jahren, d.h. von der 
vierten Primar- bis zur dritten Oberstufenklasse, so wie das die Regierung in ihrem 
Bericht vorschlägt. Die vorberatende Kommission schlägt nun vor, die Suchtpräven-
tion nicht nur auf die Altersgruppe von 10 bis 15 Jahren zu beschränken. Wollen wir 
das wirklich? Oder wo sollen denn die Grenzen sein? Mit der vorgeschlagenen For-
mulierung öffnen wir der Suchtprävention die Türen nach unten, d.h. für jüngere Kin-
der als Viertklässler bis hin zu Kindergärtlern oder gar noch jünger, und nach oben 
für ältere als in der dritten Oberstufenklasse. Der Antrag der vorberatenden Kommis-
sion ist nach Ansicht der SVP-Fraktion nicht notwendig und auch nicht sinnvoll, denn 
damit öffnen wir Tür und Tor für die Schaffung neuer Personalstellen und folglich 
Mehrausgaben für den Staatshaushalt. 
 
Müller-Lichtensteig (im Namen der CVP-GLP-Fraktion): Der Antrag der vorberaten-
den Kommission ist abzulehnen. 

Genau diese erwähnte Zielgruppe zu bearbeiten, ist ein Vorschlag von Fachleu-
ten, weshalb eine Ausweitung nicht zielführend ist. Es braucht hier eine Konzentration 
auf das Wesentliche. Mit der angestrebten Öffnung werden die Mittel nicht mehr ziel-
führend eingesetzt. 
 
Lehmann-Rorschacherberg (im Namen einer Minderheit der CVP-Gruppe): Dem An-
trag der vorberatenden Kommission ist zuzustimmen. 

Ich spreche hier für einen kleinen Teil der CVP, der anders denkt. Dieser vorlie-
gende Antrag muss etwas genauer angeschaut werden, denn so wie er jetzt dasteht, 
ist er etwas verwirrend. Wichtig ist dabei die Ziff. 2 in der Fussnote, welche auf das 
Handlungsfeld «Digitale Medien» verweist. Es geht hier nicht um alle Präventions- 
und Handlungsmassnahmen in jeder Altersgruppe, sondern es geht nur um das 
Handlungsfeld der digitalen Medien, welches auf S. 37 im Bericht beschrieben ist. 

Es ist wichtig, dieses Handlungsfeld nicht nur auf das Alter der 10- bis 15-Jähri-
gen zu beschränken. Ich arbeite in diesem Berufsfeld, und es ist ein Problem, das vor 
10 Jahren noch nicht bestand. Damals musste der Kantonsrat diese Thematik noch 
nicht als Suchtprävention diskutieren. Wir alle wissen, wie sich dieses Feld in den 
letzten 10 Jahren verändert hat und sich weiter verändern wird. Es beschränkt sich 
ganz sicher nicht einfach auf die Altersgruppe der 10- bis 15-Jährigen. Schon 7 Pro-
zent der vier- bis fünfjährigen Kinder haben laut einer «miniKIM-Studie» einen eige-
nen Fernseher in ihrem Schlafzimmer, über den sie selber verfügen können, wie und 
wann sie wollen. Über 50 Prozent der 6- bis 13-Jährigen haben Spielkonsolen und 
Handys. Ich weiss aus Erfahrung, welche Probleme wir damit schon heute in den 



PROTOKOLL  DES  KANTONSRATES  ST.GALLEN 2016/2020 
    
19. Februar 2018 Nr. 212 / 10 
    
    
  
 
Schulen haben. Es gibt Mobbing über Handys, Sexbilder, welche über Handys wei-
tergeleitet werden, Probleme mit pornografischen Filmchen usw. Hier gibt es enorme 
Arbeit zu leisten, denn diese Entwicklung macht nicht vor einer bestimmten Alters-
gruppe halt. 

An uns liegt auch die Verantwortung der nächsten Generation gegenüber. Es 
geht nicht an wegzuschauen und zu sagen, dass dies uns alles nichts angehe und 
man abwarten könne, bis es schlimmer wird. Wir wissen heute, dass es ein Problem 
ist, und wir wissen, dass wir Prävention leisten können. Wir haben bei jeder Präven-
tion gesehen, dass es besser ist, bei den Jüngeren anzufangen, z.B. bei der Sprache. 
Es macht Sinn, schon bei den ganz kleinen Kindern die Sprache zu fördern. Genauso 
verhält es sich auch mit den neuen Medien. Bedenken wir, was es kostet, ein einziges 
Kind in eine Suchtklinik stecken zu müssen, weil es keine Sozialkontakte mehr pfle-
gen kann, weil es nicht mehr sozialisierbar ist. Das kostet im Monat Fr. 15'000.–, Prä-
vention ist wesentlich günstiger. Die Aufhebung der Altersbeschränkung heisst nicht, 
dass alles teurer wird. Das vorgegebene Preisgefüge bleibt trotz der Massnahme wei-
terhin bestehen, diese Fr. 106'000.– werden nicht aufgelöst, sondern bleiben beste-
hen. Wir geben nur den Fachleuten den Spielraum, dort anzusetzen, wo es am nö-
tigsten ist. Ist das bei einem siebenjährigen Kind der Fall, dann machen wir das dort, 
und wenn es einen Berufs- oder Kantischüler betrifft, dann müssen wir auch dort noch 
Prävention leisten. Geben wir den Fachleuten die Kompetenzen, die Prävention dort 
einzusetzen, wo sie am wichtigsten ist. 
 
Hasler-St.Gallen zu Lehmann-Rorschacherberg: Im Sinne einer kleinen Korrektur 
möchte ich anfügen, dass wenn ich den Antrag der vorberatenden Kommission lese, 
es hier nicht nur um den digitalen Teil der Präventionsstrategien geht. Das ist mitnich-
ten der Fall. Wenn ich mir den Bericht anschaue, ist da auch die Rede davon, dass 
aufgrund der weiterhin bestehenden Aktualität bezüglich Tabak, Alkohol, Cannabis 
usw. es nicht möglich ist, diese Süchte zugunsten neuer Themen nicht mehr zu be-
arbeiten. 

Womit wir es hier zu tun haben, ist, dass das Suchtkonzept uns nun sagt, dass 
wir einen Fokus setzen sollen. Dieser liegt nun tatsächlich beim Digitalen, ich beziehe 
mich dabei auf Abschnitt 12.2 des Berichts. Das ist das gesamte Handlungsfeld, da 
ist nicht nur der digitale Teil enthalten. Es geht hier um eine zielgruppenspezifische 
Arbeit, welche für die 10- bis 15-Jährigen ganz anders aussieht als für die Älteren. 
Die Präventionsarbeit gerade im Bereich der klassischen stofflichen Süchte ist eine 
ganz andere, die aber genauso nötig ist. Was mich persönlich ein bisschen irritiert, 
ist die Aussage, dass man alles mit dem gleichen Geld finanzieren kann. Noch ein-
mal, wir sprechen hier von einer klar zielgruppenspezifisch anderen Arbeit. Es ist eine 
ganz andere Arbeit, ob man mit 10- oder 15-Jährigen arbeitet. Es ist eine andere 
Belastung, es sind andere theoretische Grundlagen, es sind andere Massnahmen. 
Es irritiert mich ein bisschen, wenn man daran festhalten will, die Altersbegrenzung 
aufzuheben und den Fokus aufzutun, aber gleichzeitig darf nicht mehr Geld gespro-
chen werden. 
 
Götte-Tübach, Kommissionspräsident: Ähnlich intensiv wurde dieser Antrag in der 
vorberatenden Kommission diskutiert. Die vorberatende Kommission hat ihm mit 
8:5 Stimmen bei 2 Enthaltungen zugestimmt. Deshalb entstand das gelbe Blatt.  
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Der Kantonsrat lehnt den Antrag zu Ziff. 1 der Aufträge der vorberatenden Kommis-
sion mit 69:39 Stimmen bei 3 Enthaltungen ab. 
 
Ziff. 2. Müller-Lichtensteig (im Namen der CVP-GLP-Fraktion): Dem Antrag der vor-
beratenden Kommission ist zuzustimmen. 

Zu dieser Thematik braucht es eine gesamtheitliche Überlegung, ansonsten be-
steht die Gefahr, dass ohne Koordination weitere solche Plattformen aufgebaut wer-
den. Es entstehen unnötige Doppelspurigkeiten. Ohnehin stellt sich die Frage, wes-
halb die kantonale Homepage diese Aufgabe nicht übernehmen kann. Ein Blick ins 
Internet zeigt, dass man ziemlich rasch auf die Plattformen «Alter und Sucht» oder 
«Sucht im Alter» stösst. Diese wurden im Bericht jedoch nicht erwähnt. So zeigt schon 
diese einfache Internetrecherche auf, dass es verschiedene bereits bestehende Platt-
formen gibt, die vielleicht miteinbezogen werden könnten. Es würde dazu eine stra-
tegische Überlegung brauchen, wie man auch mit anderen Themen umgeht. 
 
Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann (im Namen der SP-GRÜ-Fraktion): Dem Antrag der 
vorberatenden Kommission ist zuzustimmen. 

Das meiste wurde bereits in der Eintretensdiskussion gesagt. Vielleicht noch zur 
Ergänzung: Die Plattform würde nicht aus Steuergeldern bezahlt, sondern aus dem 
Alkoholzehntel. 
 
Götte-Tübach, Kommissionspräsident: Die vorberatende Kommission hat dem Antrag 
mit 9:5 Stimmen bei 1 Enthaltung zugestimmt. 
 
Der Kantonsrat stimmt dem Antrag zu Ziff. 2 der Aufträge der vorberatenden Kom-
mission mit 102:5 Stimmen zu. 
 
Ziff. 3. Dudli-Oberbüren: Dem Antrag der CVP-GLP-Fraktion ist zuzustimmen. 

Die in Aussicht gestellten Massnahmen des Suchtpräventionskonzepts haben in 
zweierlei Hinsicht finanzielle Konsequenzen. Laut Bericht der Regierung können 
Suchtrisiken mit vergleichsweise geringen Kosten erkannt, vermindert und vermieden 
werden; Investitionen in Präventionsmassnahmen seien rentabel. Es existieren Be-
rechnungen, weshalb sich Suchtprävention lohnt. So komme jeder Franken, der in 
die Tabakprävention investiert werde, volkswirtschaftlich 41-mal zurück in Form von 
weniger Krankheiten und weniger Absenzen am Arbeitsplatz. Beim Alkohol sei das 
Verhältnis 1:23. Studien im Bereich der frühen Förderung ergeben zwar ein sehr un-
einheitliches Bild. Hier ist von einem Faktor zwischen 1:2,5 und 1:16,6 die Rede. Bei 
einer derart markanten Heterogenität ist einzuhaken. Man kann nun die Auffassung 
vertreten, mehr Einsatz generiere automatisch auch mehr Ertrag. So simpel funktio-
niert die Welt aber doch nicht, und angesichts der stark divergierenden Daten hin-
sichtlich des Ertrags bisheriger Präventionsinvestitionen ist besonnenes Agieren an-
gebracht. Der im Bericht der Regierung erwähnte Synthesebericht «Ökonomische 
Evaluation von Präventionsmassnahmen in der Schweiz» bringt es auf den Punkt. 
Daraus ein Zitat aus der abschliessenden Kernbotschaft: «Neue Präventionsmass-
nahmen sollten auf ihre Wirksamkeit evaluiert werden und ihr Nutzen sollte gegen 
ihre Kosten abgewogen werden.» So weit zu den erzielten und weiteren möglichen 
Kosteneinsparungen. 
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Doch nun zu den Aufwendungen: Kürzlich verabschiedete die Regierung den 
AFP 2019-2021. Ich zitiere daraus: «Die negativen Rechnungsergebnisse der Plan-
jahre sind hauptsächlich auf das Aufwandwachstum bei den Staatsbeiträgen (...) so-
wie auf den Anstieg der Abschreibungen (...) zurückzuführen.» Für die Jahre 2019 
bis 2021 ist mit einem kumulierten operativen Ergebnis von gut minus 200 Mio. Fran-
ken zu rechnen. Einmal mehr holt uns die Vergangenheit ein. Darüber hinaus scheint 
man sich wenig Gedanken über weitere neue Staatsausgaben zu machen. Auch der 
Kanton St.Gallen betreibt bereits griffige Suchtprävention und ist dabei gar weitaus 
erfolgreicher als der Durchschnitt aller Kantone. Er zählt landesweit zu den Spitzen-
reitern. Insofern sei an die Äusserungen der Regierung zum AFP 2019-2021 erinnert, 
wonach bei neuen Aufgaben deren finanzielle Auswirkungen abzuklären und mögli-
che Kompensationen der Mehrausgaben für neue Aufgaben durch Einsparungen bei 
bisherigen Aufgaben zu prüfen sind. Eine solche Prüfung und insbesondere eine kon-
krete Kompensation ist gegenständlich nicht bekannt. 
 
Müller-Lichtensteig beantragt im Namen der CVP-GLP-Fraktion eine neue Ziff. 3 mit 
folgendem Wortlaut: «das Suchtpräventionskonzept ohne Erhöhung der finanziellen 
Mittel und mit den vorhandenen Ressourcen umzusetzen.». 

Ich habe bereits in der Eintretensdiskussion ausführlich darüber berichtet, wie wir 
uns diese weiteren geforderten finanziellen Mittel für die Suchtprävention vorstellen. 
Durch den Verzicht auf neue Verwaltungsaufgaben, wie das Monitoring, die Konzent-
ration auf die Kernaufgabe der Koordination sowie den gezielten Mitteleinsatz, rei-
chen die vorhandenen finanziellen Mittel zur Bewältigung der Aufgaben. Zusätzlich 
kann auf eine neue Internetplattform verzichtet werden und die finanziellen Aufwände 
aus dem Alkoholzehntel können für andere Aufgaben eingesetzt werden. Diese Inter-
netplattform ist nicht notwendig, weil bereits entsprechende nationale Plattformen be-
stehen. Schliesslich betreiben viele andere Organisationen wie die Gemeinden, Schu-
len, Heime und Private Suchtprävention. Es geht darum, dass diese Massnahmen 
und diese verschiedenen Projekte miteinander koordiniert werden. 
 
Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann: Der Antrag der CVP-GLP-Fraktion ist abzulehnen. 

Die Begründung von Müller-Lichtensteig stimmt nur zum Teil. In der vierseitigen 
Zusammenfassung der vorberatenden Kommission auf S. 3 unten gibt es gewisse 
Sachen, die mit bestehenden Geldern bereits gemacht werden können. Ich zitiere 
diese Punkte: 
– St.Galler Suchtpräventionsfachtag; 
– Lücken in der Vernetzung der Akteurinnen und Akteure schliessen; 
– Zusammenarbeit zwischen den Departementen betreffend Suchtprävention; 
– digitale Plattform ‹Suchtprävention› bereitstellen; 
– Eltern von Kleinkindern besser unterstützen; 
– Massnahmen bei Glücksspielsucht und Online-Geldspielen unterstützen; 
– überregionale Zusammenarbeit stärken; 
– Wirkung analysieren, Monitoring. 

Es stimmt aber nicht, dass man dies alles mit den vorhandenen finanziellen Mit-
teln, wir sprechen von 1,5 Stellen, bewerkstelligen kann. Wie wollen wir all diese 
neuen Süchte damit bekämpfen? Wir können doch nicht sagen, dass es zwar jetzt 
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die Sucht im Alter, den Medikamentenmissbrauch, die Sucht mit den Online- und di-
gitalen Medien gibt, und dies alles soll mit den 1,5 Stellen bewältigt werden. Das geht 
nicht. Unbestritten ist ja, dass Suchtprävention Staatsaufgabe im Sinne einer gesun-
den Bevölkerung ist. Raths-Thal und Brunner-Schmerikon haben dies wunderbar er-
klärt, da muss gar nichts mehr ergänzt werden. Suchtprävention muss uns etwas wert 
sein. Wir sprechen hier Fr. 318'000.–, 60 Rappen je Person im Kanton. 

Was ich am Vorgehen der CVP-GLP-Fraktion nicht ganz verstehe: Es ging im 
Jahr 2006 mit einer Motion los, 2012 wurde der Antrag konkretisiert, und im Jahr 2013 
hiess der Kantonsrat den Antrag gut. Im Oktober letzten Jahres lag endlich der Bericht 
vor, und wir tagten dann im Januar. Und das alles soll jetzt für die Katz sein, alles, 
was bisher gemacht wurde? Wir wissen zwar jetzt, dass es mehr Prävention braucht 
und dass mehr Süchte vorhanden sind. Aber zahlen werden wir dafür nicht, alles 
muss mit den 1,5 Stellen gemacht werden. So läuft das doch nicht. Das, was die SVP-
Fraktion zum AFP gesagt hat, kann man diskutieren, aber einfach zu sagen, dass 
kein Geld gesprochen wird und man alles mit den bestehenden Leuten machen solle, 
finde ich nicht in Ordnung. «Vorbeugen ist besser als heilen» sagt ein altes Sprich-
wort. Was Warzinek-Mels gesagt hat, hat mich sehr gefreut. Der Antrag der CVP-
GLP-Fraktion ist kurzfristig gedacht, wir aber sollten langfristig denken. 
 
Raths-Thal: Der Antrag der CVP-GLP-Fraktion ist abzulehnen. 

Ich selber hatte noch nie ernsthafte Suchtprobleme. Aber diejenigen Menschen, 
die wirklich Suchtprobleme haben und v.a. auch das familiäre Umfeld von betroffenen 
Menschen würden es sicherlich begrüssen, wenn in die Prävention von Suchtmitteln 
weiterhin gezielt investiert würde. Beim jetzigen Suchtpräventionskonzept ist vieles 
schon gegeben, und das, was an staatlichen Mitteln zusätzlich gefordert wird, sind 
Fr. 318'000.– je Jahr. Dieser Betrag ist sehr gut investiertes Geld. Ich bin tief davon 
überzeugt, dass diese zusätzliche finanzielle Unterstützung mittel- bis langfristig po-
sitive Folgen für den Kanton oder für den Gemeindehaushalt haben wird. 
 
Kündig-Rapperswil-Jona zu Müller-Lichtensteig: Ich erlaube mir eine Wiederholung 
meines Ratskollegen Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann und das Aufzählen der Namen 
jener Parlamentsmitglieder, die wirklich fundiert, umfassend und gut gesprochen ha-
ben: Raths-Thal, Brunner-Schmerikon und Warzinek-Mels. Warzinek-Mels, der für 
die Ärztegesellschaft gesprochen hat, sagt alles viel besser aus als was ich von Ihnen 
gehört habe. 
 
Müller-Lichtensteig zu Kündig-Rapperswil-Jona: Auf dieses persönliche Niveau lasse 
ich mich nicht ein. 

Zu Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann: «Vorbeugen ist besser als heilen». Wenn wir 
vorausschauen, dann sehen wir, wie es Dudli-Oberbüren gesagt hat, ein Loch in der 
Staatskasse. Ich erinnere an ein vormaliges Sparpaket, bei dem im Bereich Präven-
tion Mittel gestrichen wurden. Es ist gut absehbar, dass das in Zukunft genau wieder 
passieren wird, nämlich, dass wir jetzt Mittel sprechen, die später wieder gestrichen 
werden. Später heisst in zwei Jahren. 

Noch etwas, was wir gerne vergessen: Es gibt den Kanton, und dieser ist ein 
Akteur im gesamten System. Dann gibt es die Schulen, und diese leisten gute Arbeit. 
Dann gibt es die Heime, die Spitex-Organisationen und die Verbände, auch sie leisten 
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gute Arbeit. Es gibt die Beratungsstellen in den Regionen, die ebenfalls Präventions-
arbeit machen. Schliesslich gibt es noch private und humanitäre Organisationen, die 
ebenfalls gute Arbeit leisten. Die CVP-GLP-Fraktion sieht die Aufgabe des Kantons 
darin, all diese Arbeiten zu koordinieren, aber nicht, sie alle selber auszuführen. In 
diesem Sinn haben wir den Auftrag formuliert. 
 
Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann legt seine Interessen offen als Mitarbeiter von «Klang-
welt Toggenburg» zu 30 Prozent. 

Ich hätte nie gedacht, dass ich im Kantonsrat einmal mit meinem Vorgesetzten, 
dem Stiftungsratspräsidenten von «Klangwelt Toggenburg», streiten muss. Über die 
Kosten könnten wir jetzt des Langen und Breiten diskutieren, es kommt alles einmal 
zurück in Form von geringeren Gesundheitskosten in der Zukunft; ich kann das nur 
wiederholen. Von wegen Vernetzung und Koordination: Es gibt viele gute Player. Hier 
setzen u.a. diese neuen 2,4 Stellen an: Sie koordinieren die verschiedenen Akteure 
und Player besser untereinander. Sie schauen, was doppelspurig geführt wird, was 
man weglassen kann und was nicht. Es wird sicher zu einer Verbesserung der Koor-
dination der vielen guten Akteure führen. 
 
Regierungsrätin Hanselmann: Es wurde gesagt, dass besonnenes Agieren ange-
bracht sei. M.E. hat man mit der Prävention in unserem Kanton schon immer sehr 
besonnen agiert. Wir haben viele Drittmittel, die wir zugunsten der Prävention inves-
tieren können. Es wird fokussiert auf verschiedene Themenfelder, z.B. Übergewicht 
und Ernährung. Das Übergewicht stagniert seit drei Jahren. Zu Müller-Lichtensteig: 
Derartiges fällt nicht einfach so vom Himmel, sondern da steckt harte Arbeit dahinter. 
Wir wissen alle, was das bedeutet. In diesem Zusammenhang ist interessant, was 
letzte Woche an einer Zusammenkunft mit den Verbänden der Spitäler (H+) diskutiert 
wurde. Es ging darum, dass wir schweizweit einen Rücklauf von Patientinnen und 
Patienten haben und woher dies rührt. Als GDK wollten wir wissen weshalb. Wir hat-
ten diese Aussprache mit rund zwölf Spitzenvertretern von H+. Diese haben darauf 
hingewiesen, dass offensichtlich eine konsequente Prävention und Gesundheitsför-
derung zu greifen beginne. Das habe ich zum erstenmal gehört. Des einen Leid, des 
andern Freud. Ich glaube, wenn sich dieser Trend fortsetzt, dann bringt er insgesamt 
nicht nur Qualität für die betroffenen Menschen, sondern auch massive Kostenein-
sparungen für alle Kantone. 

Ich wiederhole: Wir haben 100 Prozent Jugendschutz als Auftrag im Suchtge-
setz. Da können wir nicht einfach tun und lassen, wie und was wir wollen und diese 
100 Prozent allenfalls irgendwie anders einsetzen. 50 Prozent sind für die Tabakprä-
vention aus dem Tabakpräventionsfonds. Hier ist ebenfalls klar, wofür man dieses 
Geld einsetzen muss. Deshalb gilt: Wenn man mehr Leistung will, hat das seinen 
Preis, wie überall. Man kann auch nicht in einem Laden sagen, man wolle mehr Pro-
dukte zum gleichen oder einem niedrigeren Preis. Das funktioniert nicht, auch bei der 
Prävention nicht. Mehr Leistung kostet mehr. 

Die digitale Plattform belastet den Staatshaushalt nicht. Dafür könnte der Alko-
holzehntel benutzt werden. Aber hier gibt es auch klare Kriterien, dass dieses Geld 
nicht einfach für irgendetwas eingesetzt werden kann. Für diese Plattform wäre es 
allerdings möglich. Am 13. Februar 2018 habe ich in der Presse gelesen, dass Ga-
mesucht nun als Krankheit anerkannt ist. Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
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weist darauf hin, dass diese Krankheit in Zukunft ein grosses Problem sein wird. Jetzt 
kann man sagen, wir packen es zu Beginn an und unternehmen etwas dagegen, oder 
aber wir warten, bis sie uns dann überrollt. 

Der Kantonsrat hat der Regierung einen klaren Auftrag gegeben, dass sie ein 
umfassendes Suchtpräventionskonzept erarbeite. Dieses haben wir nun dargelegt. 
Dass man die Massnahmen diskutiert, das ist sehr gut und wichtig, aber das Unmög-
liche zu verlangen, mit gleich viel Geldern mehr für die Bevölkerung zu tun, ist schlicht-
weg nicht angebracht. 
 
Götte-Tübach, Kommissionspräsident: Auch in der vorberatenden Kommission wurde 
diese Diskussion sehr ausführlich geführt, ebenfalls mit den Voten, die wir soeben 
von der Vorsteherin des Gesundheitsdepartementes gehört haben. Die vorberatende 
Kommission hat den Antrag mit 8:6 Stimmen bei 1 Enthaltung abgelehnt. 
 
Der Kantonsrat stimmt dem Antrag der CVP-GLP-Fraktion zu Ziff. 3 der Aufträge mit 
73:37 Stimmen bei 2 Enthaltungen zu. 
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Parlamentarische Vorstösse 
 
41.17.03 Keine Prämiengelder für Vermittlungsprovisionen 

Unterlagen: – Wortlaut des Standesbegehrens vom 27. November 2017 
– Antrag der Regierung vom 19. Dezember 2017 

 
 
Stadler-Lütisburg, Ratsvizepräsidentin: Die Regierung beantragt Gutheissung des 
Standesbegehrens. 
 
Stadler-Lütisburg, Ratsvizepräsidentin, stellt Eintreten auf das Standesbegehren fest. 
 
 
Spezialdiskussion 
 
Müller-Lichtensteig (im Namen der CVP-GLP-Fraktion): Das Standesbegehren ist 
gutzuheissen. 

Grosse Krankenkassen bezahlen Vermittlungsprovisionen von bis zu unglaubli-
chen 1'500 Franken für einen neuen Abschluss einer obligatorischen Grundversiche-
rung. 1'500 Franken werden aus den Taschen der Versicherten gezogen, zweckent-
fremdet und nicht für das Gesundheitswesen eingesetzt. Summa summarum werden 
dadurch hunderte von Millionen Franken Prämiengelder je Jahr für unnötige und kos-
tentreibende Kundengewinnungsaktionen vernichtet. Das Unschöne an den kosten-
intensiven Kundenaktionen ist, dass meist sogenannt gute Versicherte angeworben 
werden und dadurch ein unsolidarischer und unnötiger Scheinwettbewerb entsteht. 

Dies führte in den Jahren 2016 und 2017 zu je rund 700'000 Krankenkassen-
wechseln. Jeder Versicherte kann sich selbst ein Bild über die unterschiedlichen Prä-
mienhöhen und die Angebote der Krankenkassen in der Grundversicherung machen. 
Auch besteht für die Versicherungen eine Aufnahmepflicht. Des Weiteren hatten die 
Krankenversicherungen selbst die Möglichkeit, über eine eigene Marketingmass-
nahme auf sich aufmerksam zu machen. Vermittlungsprovisionen sind völlig unnötig. 
In Zeiten, wo die Bevölkerung immer mehr unter den enormen Gesundheitskosten 
ächzt, ist es nicht länger tolerierbar, dass satte Vermittlungsprovisionen aus Geldern 
der Obligatorischen Krankenpflegeversicherung ausgeschüttet werden. Auch aus 
dem Haushalt des Kantons St.Gallen fliessen indirekt Gelder für diese Machenschaf-
ten über die individuelle Prämienverbilligung ab. 

Eine Branchenvereinbarung des Dachverbandes Santésuisse, welche die Kom-
mission auf freiwilliger Basis auf 50 Franken beschränkte, ist kläglich gescheitert. 
Selbstregulierung hat folglich nicht funktioniert, und dies, obwohl viele Krankenkas-
sen diese Vereinbarung unterschrieben haben. Diese wird missachtet, und weitere 
Krankenkassen haben einfach die Vereinbarung nicht unterzeichnet. Die kostentrei-
benden Vermittlungsprovisionen bei Krankenkassenwechseln müssen so rasch wie 
möglich unterbunden werden. Der Kanton St.Gallen kann nicht zuschauen, sondern 
muss im Interesse der Bevölkerung handeln, letztlich auch im Interesse seines eige-
nen Haushalts. Die Staatsbeiträge wachsen ungebremst. Hier sind alle Möglichkeiten 
auszuschöpfen, um das Wachstum zu verlangsamen. 
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Im Ständerat wurde inzwischen die Motion «Keine unverhältnismässigen Ausga-
ben für Vermittlerprovisionen in der Grundversicherung» eingereicht. Dieser Vorstoss 
reicht nicht aus. Es braucht nicht eine Beschränkung der Provisionen, sondern der-
artige Provisionen sind grundsätzlich zu verbieten. Aus der Ferne betrachtet, wird 
man den Eindruck nicht los, dass die Lobby der Krankenversicherer auf Bundesebene 
so gross ist, dass derartige, logische Sparmassnahmen nicht umgesetzt werden kön-
nen. Die wirtschaftliche Freiheit der Krankenversicherer bleibt weiterhin gewährleis-
tet, nur werden nicht weitere unnötige Kosten verursacht. Alle Mitbewerber haben 
auch künftig gleich lange Spiesse, nur werden solche Kostenauswüchse und unsin-
nigen Modelle verhindert. 

Abschliessend möchte ich betonen, dass die Motion der CVP-GLP-Fraktion aus-
schliesslich die Vermittlungsprovisionen der Grundversicherung betrifft. Jegliche Ak-
tivitäten der Zusatzversicherung nach dem Versicherungsvertragsgesetz (SR 221.229.1; 
abgekürzt VVG) sind dem freien Markt ausgesetzt und sollen nicht staatlich reguliert 
werden. 
 
Der Kantonsrat heisst das Standesbegehren mit 62:14 Stimmen bei 1 Enthaltung gut. 
 
 
51.17.56 Klimawandel - Handeln ist dringend gefordert 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 18. September 2017 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 9. Januar 2018 

 
 
Lemmenmeier-St.Gallen: Die Interpellantin ist mit der Antwort der Regierung nicht 
zufrieden. 

Die Aussagen zeigen mit aller Deutlichkeit, dass der Kanton St.Gallen im Ver-
gleich zu vielen anderen Kantonen überdeutlich im Rückstand ist. Ja, er hat noch gar 
nicht angefangen. Es scheint, als ob Regierung und Kantonsrat der Klimapolitik kei-
nerlei Aufmerksamkeit schenkten. Wir alle wissen, dass die Verminderung des CO2-
Ausstosses schnell und mit allen Mitteln vorangetrieben werden muss. Beim jetzigen 
Stand der Entwicklung wird ohne schnelle Gegenmassnahmen bereits im Jahr 2030 
die kritische 2-Grad-Celsius-Schwelle überschritten sein. Dies hat, wie der «Club of 
Rome» eindrücklich gezeigt hat, unübersehbare Folgen für die gesamte Weltbevöl-
kerung. Die bis heute im Kanton erfolgten Massnahmen auf der Grundlage des be-
stehenden Energiekonzeptes reichen bei Weitem nicht aus. Schon jetzt ist klar, dass 
die im Energiekonzept für das Jahr 2020 formulierten Senkungsziele nicht erreicht 
werden. Ein neues Konzept mit weiter gehenden Massnahmen sollte deshalb schon 
jetzt vorliegen und nicht irgendwann später. Noch unbefriedigender als bei der Ver-
minderung der Treibhausgase ist die Situation bei der Anpassung an die Klimaverän-
derung. Auch hier ist dringender Handlungsbedarf angesagt. Wenn die Regierung 
jetzt plant, allenfalls bis ins Jahr 2027 mit einem departementsübergreifenden Projekt 
einen Aktionsplan erarbeiten zu lassen, dann ist sie nicht nur spät dran, sondern sie 
gefährdet in hohem Masse das Leben der Bevölkerung. 

Die SP-GRÜ-Fraktion fordert, dass die Klimapolitik höchste Priorität erhält. Die 
Verminderung der Treibhausgasemissionen muss unbedingt rascher vorangetrieben 
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werden. Für die Anpassung an die Klimaveränderung sind rasch jene Grundlagen zu 
erarbeiten, welche, wie der Antwort zu entnehmen ist, noch nicht einmal im Ansatz 
vorliegen. Wir alle wissen, dass wir an einem Wendepunkt der Geschichte stehen. 
Wir müssen die Wirtschaft komplett auf erneuerbare Energien umstellen. Wir sind 
gehalten, uns vor den fatalen Klimaschäden in unserem Gebiet zu schützen. Mit der 
dauernden Verschiebung des Handelns in die Zukunft, mit Aktionsplänen und Kon-
zepten, die wir irgendwann einmal erarbeiten, ist es nicht getan. Wir müssen jetzt 
handeln. Es kann aber durchaus sein, dass im Jahr 2030 der Kantonsrat über ein 
Sparpaket diskutiert, während wir gleichzeitig verglühen. 
 
 
51.17.57 Das Grundwasser langfristig sichern 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 18. September 2017 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 5. Dezember 2017 

 
 
Gschwend-Altstätten ist mit der Antwort der Regierung zufrieden. 

Die Sorgfalt der Antwort zeigt, dass man sich im Amt für Wasser und Energie und 
wohl auch in weiteren Ämtern intensiv mit dem Schutz des Wassers auseinander-
setzt. Ich nehme dem Vorsteher des Baudepartementes die Aussage ab, dass er und 
die ganze Verwaltung einem wirksamen und auf Dauer ausgelegten Schutz der 
Grundwasservorkommen grosse Bedeutung beimessen. Es wurden gute Grundlagen 
und Instrumente entwickelt. Es ist aber wie sonst im Leben: Werkzeuge sind nur so 
gut, wie sie denn auch angewendet werden, und zwar auf allen Ebenen des Staates. 

Angesichts der anstehenden Schwierigkeiten wird sicher noch ein grösserer Ein-
satz notwendig sein. Wir werden mit Sicherheit vor neuen Herausforderungen stehen. 
Noch sind wir in der Situation, dass wir über Wasser verfügen. Bis anhin glaubten 
viele, dass Grundwasser im Vergleich zum oberirdischen Wasser sehr intakt sei und 
der Schutz ebenfalls funktioniere. Reinigungs- und Rückhaltevermögen der überla-
gernden Bodenschichten wurden überschätzt. Überwachungen bringen deutlich zum 
Ausdruck, dass die Qualität des Grundwassers nicht mehr so gut ist. V.a. müssen wir 
uns von der Vorstellung verabschieden, dass unsere Wasservorräte in der Schweiz 
riesig seien. Vereinfacht gesagt: Wo die Siedlungen wachsen, muss mit dem Grund-
wasser sorgfältig und aufmerksam umgegangen werden. Nicht nur, weil Wasser das 
wichtigste Vorkommen ist, sondern weil wir sehr darauf angewiesen sind. Eine Sa-
nierung des Grundwassers ist, wenn überhaupt, nur mit grossem finanziellem und 
technischem Aufwand und in langen Zeiträumen möglich. Sauberes Wasser wird im-
mer wichtiger. Wir haben es heute in der Hand, Massnahmen zu überlegen und um-
zusetzen, sodass auch morgen und übermorgen noch genügend sauberes Wasser 
vorhanden ist. 
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51.17.58 Kleine Fliessgewässer - Lebensadern unserer Landschaft 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 18. September 2017 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 5. Dezember 2017 

 
 
Gschwend-Altstätten: Die Interpellanten sind mit der Antwort der Regierung zufrieden. 

Die Antwort ist sehr umfassend und erweckt zumindest den Eindruck, dass man 
im neuen Amt für Wasser und Energie gut aufgestellt ist, engagiert und etwas in 
Szene setzen will. In der Antwort stehen viele Argumente, auf die ich hier nicht ein-
gehen kann. Ich möchte den Vorsteher des Baudepartementes ermuntern, dem Amt 
die notwendigen Arbeitsmittel zur Verfügung zu stellen. Gerade die Situation um die 
Fliessgewässer ist teilweise sehr schlimm. Deshalb ist es wichtig, diese gut zu pflegen. 
 
 
51.17.59 Spitalinvestitionen - Fiasko vorprogrammiert! 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 18. September 2017 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 6. Februar 2018 

 
 
Tinner-Wartau beantragt im Namen der FDP-Fraktion Diskussion der Interpellation. 
 
Der Kantonsrat stimmt dem Antrag Tinner-Wartau auf Diskussion mit 47:25 Stimmen 
bei 1 Enthaltung zu. 
 
Tinner-Wartau (im Namen der FDP-Fraktion): Zwischen einem finanziellen Fiasko mit 
Ausrufezeichen und einer gesicherten Finanzierung mit Fragezeichen versehen be-
steht ein himmelweiter Unterschied, den es zu klären gilt. Zu klären und v.a. aufzu-
zeigen ist, wie der Verwaltungsrat der St.Galler Spitalverbunde die Schere zwischen 
sinkenden Erträgen aufgrund der Anpassung von Tarmed-Tarifen und den steigen-
den Kosten zu kappen versucht. Das Kantonsspital St.Gallen leidet an einer zu tiefen 
Baserate, d.h. als Endversorgungsspital wird es nicht entsprechend abgegolten. Auch 
die Regierung und insbesondere das Gesundheitsdepartement unter der Leitung sei-
ner Vorsteherin können sich nicht aus der Verantwortung nehmen. Der Eignervertre-
ter der öffentlich-rechtlichen Anstalten muss ein eminentes wirtschaftliches Interesse 
daran haben, dass das zur Verfügung gestellte Dotationskapital sowie die gewährten 
und noch zu gewährenden Darlehen kaufmännisch gesichert bleiben. Zusammen mit 
dem Verwaltungsrat der Spitalverbunde hat die Regierung dem Parlament Lösungen 
aufzuzeigen, auch unter Einbezug von Tarif-Spezialisten. Die Finanzkommission ist 
fundiert über mögliche Konsequenzen im St.Galler Spitalwesen einzubinden, indem 
Informationen fliessen, die dann nicht nur aufgearbeitet werden. 

Die FDP-Fraktion zielt mit ihrer politischen Intervention auf eine verantwortungs-
bewusste und gesamtheitliche Beurteilung des St.Galler Spitalwesens ab und erwar-
tet von den Verantwortlichen nötigenfalls Korrekturvorschläge bei der Strategie oder 
bei der Leistungserfüllung. Immerhin konnte den Medien in Wil entnommen werden, 
dass auch der Verwaltungsrat entsprechende Strategieüberlegungen anstellt, was als 
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sehr erfreulich zu beurteilen ist. Es ist in dieser Angelegenheit ein strukturelles Prob-
lem zu lösen, und es geht nicht um einzelne Spitalstandorte. Insbesondere sind aber 
auch Vorschläge vorzulegen, wie die Ebit-Marge verbessert werden kann, um die In-
vestitionen in Spitalbauten zu stemmen. Die FDP-Fraktion will verhindern, dass im 
Spitalwesen letztlich der Steuerzahler für das Auftun der Kostenertragsschere auf-
kommen muss. 
 
Dietsche-Oberriet: Ich muss eine Vorbemerkung machen. Wir wurden früher kurz an-
gefragt, ob wir bei etwas mitmachen würden. Als ich dann diesen Vorstoss in der 
damaligen Session in die Hände bekam, war ich enttäuscht und wütend zugleich über 
die Kolleginnen und Kollegen der FDP-Fraktion. Wir haben diese Thematik während 
mehr als zehn Jahren diskutiert. Zehn lange Jahre wurde diskutiert über die Spitaler-
neuerungen im Kanton St.Gallen. Wir hatten Sitzungen, Besprechungen, Postulate, 
Kommissionssitzungen, die ab und zu so weit ausuferten und so emotional wurden, 
dass wir Pausen benötigten und den Raum buchstäblich durchlüften mussten, um die 
hoch geladene Stimmung wieder zu senken. Ich bin enttäuscht, dass sich jetzt die 
FDP-Fraktion als der Retter der Spitalbauten aufspielt und aufzeigt, in welches Fiasko 
wir laufen. Enttäuscht bin ich aber teilweise auch von der Regierung. Jetzt kommen 
auf einmal Voten, und es wird geschrieben. Ein kleines Beispiel: Da steht in Ziff. 2 
Abs. 1 – es geht hier um ein Gutachten für das Spital St.Gallen –: «Beide Gutachter 
orten jedoch gewisse Defizite mit langfristigen Auswirkungen auf den Betrieb und ka-
men zum Schluss, dass Alternativen zum geplanten Bauprojekt im Sinn einer Mach-
barkeitsstudie geprüft werden sollten.» Hier wird von Fachplanern, Experten, Archi-
tekten, Auftraggebern usw. gesprochen, welche diesen Entscheid fällten. In Abs. 2 
kommt noch dazu: «Nach Rücksprache mit dem Baudepartement bzw. dem Kantons-
baumeister und dem Gesundheitsdepartement, gemäss denen die Gutachten keine 
wesentlichen neuen Erkenntnisse hervorbrachten [...]». Folglich wusste man doch 
dannzumal schon, dass es keine gute Lösung ist. 

Es geht mir hier auch ein wenig darum, meinem ehemaligen Kantonsratskollegen 
Herbert Huser die Reverenz zu erweisen. Er wurde während dieser ganzen Spitaldis-
kussionen, für die er an vorderster Front kämpfte, egal, ob dies das Spital Rheintal 
betraf oder sämtliche Vorlagen, belächelt, desavouiert, ab und zu auch in den Medien 
in eine wahre Schlammschlacht gezogen. Nun kommt diese Interpellation der FDP-
Fraktion daher und verheisst Rettung und damit auch, dass jetzt alles besser werden 
solle. 

Beim Lesen der Antworten der Regierung fällt immer wieder auf, dass sich die 
Tarifsituation verändert habe; es wurde alles viel schlechter. Immer nur wurde alles 
schlechter und man ging immer nur von der bestmöglichen Variante aus. Alles wurde 
dahin geplant, dass es immer nur die beste Variante sein kann und die bestmöglichen 
Tarife. Es wurde nie in Frage gestellt, dass es auch einmal auf die andere Seite kip-
pen könnte. Es wurde sogar aufgezeigt – die Tarifkorrektur war im Oktober 2014, 
unmittelbar nach der Abstimmung –, dass im Jahr 2012 bereits darauf hingewiesen 
worden sein, dass die Ebitda-Margen nicht eingehalten werden könnten und sich eher 
verschlechtern denn verbessern würden, wie es immer wieder gesagt wurde. Es ist 
enttäuschend, dass die Abstimmungen unter diesem Titel geführt wurden, Milliar-
deninvestitionen, und dem Volk nicht die Wahrheit zu den Spitälern und zur ganzen 
Situation aufgezeigt wurde. Es stimmt – ich nehme mich persönlich nicht heraus –, 
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die Fraktionen waren auch nicht immer die besten. Sie haben ab und zu auch nicht 
das Ziel im Fokus gehabt. Vielleicht hat auch die SVP-Fraktion einen Vorstoss einer 
anderen Fraktion nicht unterstützt, nur weil er nicht der ihre war. Ich weiss heute, dass 
es Fraktionen gibt, die uns damals nicht unterstützt haben, weil der Vorstoss von der 
SVP-Fraktion kam. Manchmal wollte man halt auch Vorreiter sein. 

Wir haben nun zehn Jahre diskutiert, und nun kommt es allenfalls so weit, dass 
der Spitalverbund sagt, welche Spitäler aufrechterhalten und welche finanziell nicht 
mehr aufrechterhalten werden können. Schliesslich fordern wir von den Spitälern, 
dass sie auch gewinnbringend arbeiten und sich nicht nur im Kostenminus bewegen. 
Grundsätzlich darf man sich an dieser Stelle aber auch einmal bedanken, dass nun 
Klartext gesprochen wurde, wie es wirklich ist und nicht, wie es immer gesagt wurde. 
Die SVP-Fraktion ist enttäuscht, dass man dannzumal alle Varianten, Ideen und 
Standortvisionen ins Lächerliche gezogen hat, v.a. wenn wir das Rheintal betrachten. 
Wir sind aber froh, dass heute sogar Gutachter und Spezialisten darauf kommen, 
obschon der Verwaltungsrat diese erwähnte Machbarkeitsstudie nicht weiterverfolgt. 
Vielleicht gibt es andere Gründe, weshalb er das nicht macht. Die SVP-Fraktion ist 
froh, dass jetzt die Sache trotz allem einmal auf den Tisch kommt und aufzeigt, dass 
wir damals nicht so falsch lagen. 
 
Hartmann-Flawil: Ich begreife die Frustration der SVP-Fraktion, die konsequenter-
weise immer wieder auf eine aus ihrer Sicht falsche Ausrichtung der st.gallischen 
Spitalpolitik hingewiesen hat. Ich kann nachvollziehen, dass sie frustriert ist, wenn sie 
nun sieht, dass sich zumindest teilweise ihre Voraussagen bewahrheiten. Ich ver-
stehe auch die Aspekte, die hinter den Fragen der FDP-Fraktion stehen und die 
durchaus ihre Berechtigung haben. Aber ich möchte darauf hinweisen, dass diese 
Aspekte bereits mehrmals behandelt wurden. Die ihrerseits frustrierte SP-GRÜ-Frak-
tion hat damals Fragen gestellt, was z.B. passiere, sollten Projektänderungen folgen, 
die Kostensteigerungen nach sich ziehen. Wer wird dann verantwortlich sein? Oder 
im Falle einer Bauteuerung: Wer muss dann bezahlen, sollten eine Bauteuerung oder 
höhere Projektkosten eintreffen?. Wer bezahlt diese? Diese Fragen hatte die SP-
GRÜ-Fraktion gestellt, insbesondere zum Zeitpunkt, als der Kantonsrat über die 
Übertragung der Spitalimmobilien diskutierte. Jedoch wurden sie vom Tisch gewischt. 

Die SP-GRÜ-Fraktion hatte auch dann darauf hingewiesen, als die FDP-, SVP- 
und CVP-GLP-Fraktion neue Zuständigkeiten bei den Spitälern bzw. den Spitalver-
bunden einführten, bei denen nicht mehr der Kantonsrat, sondern der Verwaltungsrat 
verantwortlich sein wird. Wir haben darauf hingewiesen, dass nach den Entscheiden 
zur Übertragung der Spitalimmobilien nicht mehr der Kantonsrat bestimmend sein 
wird, sondern die Verantwortung dem Verwaltungsrat obliegt. Der Kantonsrat hat da-
mals diese enorme Verantwortung für 800 Mio. Franken den Spitalverbunden über-
bunden. Die Aufarbeitung eines 15-jährigen Baumoratoriums wurde den Spitalver-
bunden, näherhin dem Verwaltungsrat übertragen. Dieser muss jetzt für die Um-
setzung sorgen. Auch ein Hochrisiko wurde mit diesen Darlehen übertragen. Vorher 
waren die Bauvorlagen Ausgabenbeschlüsse der Bevölkerung; anschliessend waren 
es Darlehen, die vollständig verzinst und amortisiert werden müssen. Bei den Nut-
zungsentschädigungen, die wir bei den Vorlagen vorgesehen hatten, mussten die 
Spitäler nur die wertvermehrenden Teile mittels höherer Mieten bezahlen. Mit den 
Darlehen werden jetzt auch die werterhaltenden Teile bezahlt. Das sind zwischen 70 
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und 100 Mio. Franken Mehrbelastung, welche die Spitalverbunde tragen müssen. Die 
SP-GRÜ-Fraktion hat darauf hingewiesen und in der vorberatenden Kommission 
nachgefragt, ob die Spitalverbunde diese Belastungen tragen können. Die Antworten 
waren zustimmend, die SP-GRÜ-Fraktion wurde damals nicht unterstützt, kritische 
Fragen zur Situation der Spitalverbunde wurden keine gestellt. Eigentlich sollte nun 
niemand erstaunt sein, wenn die Spitalverbunde bzw. der Spitalverwaltungsrat ein 
Einnahmenproblem haben. 

Mit den Darlehen müssen jetzt auch die zukünftigen werterhaltenden Massnah-
men aufgebaut werden, damit die Sache finanziert werden kann. Diese Belastungen 
führen dazu, dass jetzt die Spitalverbunde dieses hohe Risiko tragen müssen. Es ist 
nicht verwunderlich, dass sie kommen und sagen, dass sie es nicht tragen können, 
dass es entsprechende Massnahmen brauche oder der Kanton in die Bresche sprin-
gen müsse. Wir hören von der FDP-Fraktion, dass die Darlehen nicht mehr gesichert 
seien, dass wir Abschreibungen machen müssten usw. Dabei haben wir bei der Über-
tragung der Spitalimmobilien noch 304 Mio. Franken ins Eigenkapital des Kantons 
überführt. Was ist das denn für ein «Habasch». Es ist eine Scharade, wenn wir 300 Mio. 
Franken im Eigenkapital haben und die Spitäler jetzt sagen, dass die Belastungen 
viel zu hoch seien, 10 Prozent nicht erwirtschaftet werden könnten, das Ganze nicht 
tragbar sei. Das ist die Situation. Dazu kommt noch das Darlehen, wobei der Kanton 
noch etwas an der Verzinsung verdient. Die Kosten der Geldaufnahme werden nicht 
nur überwälzt, sondern die Kasse des Kantons profitiert noch von wenigstens einem 
viertel Prozent. Ich weise darauf hin, dass man den Spitalverbunden damals eine 
Gewinnvorgabe gemacht hat, die sie jährlich zurückzahlen müssen. 

An die FDP-, SVP- und CVP-GLP-Fraktionen: Sind wir als Kantonsrat doch ehr-
lich, dass wir die Situation der Spitalverwaltung und des Spitalverwaltungsrates mit 
unseren Entscheiden mitverschuldet haben. Wir sind in der Verantwortung und müs-
sen jetzt der Regierung Lösungsvorschläge aufzeigen. Anschliessend wird der Kan-
tonsrat von der Regierung sicher in die Angelegenheit involviert werden. Die bürger-
liche Seite hat gewollt, dass der Verwaltungsrat in der Verantwortung steht. Macht 
dieser Lösungsvorschläge, dann ist es an der Regierung und anschliessend am Par-
lament, sich der Sache anzunehmen. Die Spitalpolitik ist zu wichtig, als dass sie in 
einem Schlamassel enden darf. Die öffentlichen Spitäler sind entscheidend für die 
stationäre Gesundheitsversorgung, und diese muss im Zentrum stehen und nicht ir-
gendwelche parteipolitischen Auseinandersetzungen rund um einzelne Spitalstand-
orte. Wir müssen gemeinsam für eine kohärente Gesundheitspolitik sorgen. 
 
Boppart-Andwil: Wir können uns jetzt unsere Entscheide um die Ohren hauen und 
Vergangenheitsbewältigung machen, was aber sehr wenig nützt. Über allem steht 
letztlich ein Volksentscheid und der Entscheid des Kantonsrates, die Spitalimmobilien 
an die Verwaltungsräte zu übergeben. Diese kurze Diskussion zeigt mir, dass dieser 
Entscheid aber nicht so ganz falsch war. Ich habe nicht den Eindruck, dass der Kan-
tonsrat vernünftige Lösungen anbieten könnte. Anders als Tinner-Wartau würde ich 
formulieren, dass sich der Verwaltungsrat sehr gut überlegen muss, welche Versor-
gung er wo wie anbietet. Da denke ich – ich habe dies jedoch nicht vertieft studiert –, 
dass in Altstätten und Wattwil ziemlich sicher nicht mehr operiert wird. An anderen 
Orten wird sicher operiert. Des Weiteren bin ich der Meinung, dass die vorberatende 
Kommission vernünftig gehandelt hat. Sie war bemüht, die vorliegenden Spitalbauten 
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in Rastersystemen aufzustellen; das war ein kluger Entscheid. Man könnte diese Bau-
ten eigentlich je nach Bedarf oder Wunsch füllen. In diesem Zusammenhang denke 
ich auch an die Geriatrie, welche neben den Spitälern immer wichtiger wird. 

Ich möchte beliebt machen, nun nicht die Nerven zu verlieren. Ich weiss, dass 
die Kosten wichtig sind. Ich glaube aber, dass wir einen Spitalverwaltungsrat haben, 
der tatsächlich auch Verantwortung übernimmt und sich mit der Situation auseinan-
dersetzt. Ich vertraue in diesen Spitalverwaltungsrat und rufe ihn zu mutigen Ent-
scheidungen auf. 
 
Locher-St.Gallen: Wenn ich die bisherige Debatte etwas auf mich wirken lasse, dann 
kommt mir Einstein in den Sinn. Dieser hat einmal gesagt, er sei zum Schluss ge-
kommen, dass er sich nur noch mit der Zukunft beschäftigen werde, weil er die Er-
kenntnis gewonnen habe, dass er den Rest seines Lebens darin verbringen werde. 

Was jetzt im Rat vor sich geht, ist eine Rechtfertigungsorgie, eine Schuldzuwei-
sung. Jeder hat alles richtig gemacht. Dabei wissen wir ganz genau, dass in dieser 
heiklen Debatte, die wir in den letzten 10 bis 15 Jahren über die Gesundheitspolitik 
und über die Spitäler geführt haben, einige Fehler passiert sind, und diese sind in 
allen Fraktionen, einfach nicht mit den gleichen Mehrheiten, passiert. Der Kantonsrat 
hat die Verantwortung, das Gesundheitssystem im Kanton nicht an die Wand zu fah-
ren. Genau dies geschieht aber, wenn wir so weiterdebattieren. Aus meiner Sicht ist 
es billig, in der Interpellationsantwort jetzt einfach auf die Verantwortung des Verwal-
tungsrats zu verweisen. Auch die Regierung hat eine Verantwortung. Der Kantonsrat 
wird dies spätestens dann spüren, wenn er über gemeinwirtschaftliche Leistungen 
sprechen muss, wenn er allenfalls Steuergelder in eine verfehlte Gesundheitspolitik 
einschiessen muss. Dann werden uns die Wähler fragen, was wir denn mit dieser 
Verantwortung gemacht haben. 

Der Verwaltungsrat hat eine schwierige Aufgabe. Er wird sich die Frage stellen 
müssen, inwieweit Strukturen angepasst werden sollen. Das ist nicht nur eine Frage 
der Leistungskonzentrationen, sondern auch, ob einzelne Spitäler geschlossen wer-
den müssen. Dann wird die Debatte in den einzelnen Regionen aufflammen, wenn 
jeder von uns Angst hat, abgewählt zu werden. Die Frage wird jedoch gestellt werden 
müssen. Auch die Regierung ist nicht aus der Verantwortung. In ihrer Interpellations-
antwort lese ich, dass wir eine zu tiefe Baserate hätten, beispielsweise am Kan-
tonsspital St.Gallen. Was macht man dagegen? Vor drei Jahren haben die Universi-
tätsspitäler eine Offensive bei Bundesrat Berset lanciert, dass man die Baserate 
erhöhen solle, weil diese Spitäler eine wesentlich grössere Leistung erbringen, u.a. 
durch die Ausbildung von Ärzten und Pflegepersonal. Und was machen wir? Wir ha-
ben den Medical Master beschlossen. Aber findet mit den anderen Kantonen eine 
Diskussion statt, wie wir als fünftgrösstes Spital und als wichtige Spitalversorgungs-
region unseren Stellenwert erhöhen könnten? Ich denke, dass es genau in diese 
Richtung gehen müsste. Wir haben ein Ertragsproblem, welches auch die Regierung 
betrifft und das sie mittragen muss. Die Vorsteherin des Gesundheitsdepartementes 
muss aufgrund ihrer Kontakte mithelfen, dass wir besser positioniert sind, dass die 
Spitäler und insbesondere das Zentrumsspital eine bessere Baserate erhalten. Die 
jetzige ist, da sind wir uns einig, ungenügend. Wir haben ein Kosten- sowie ein struk-
turelles Problem. Wir alle sind nun aufgerufen, diese Sache anzugehen. Die Zahlen 
werden jetzt rot, und wenn wir noch lange warten und debattieren und uns weiterhin 
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gegenseitig die Schuld zuschieben, dann wird die Angelegenheit an die Wand gefah-
ren, und genau das will die FDP-Fraktion mit ihrer Interpellation verhindern. 
 
Güntzel-St.Gallen: Ich gehe mit meinem Vorredner einig, dass es jetzt der falsche 
Moment ist, eine Diskussion über die Verantwortlichkeiten zu führen. Es muss aber 
doch erlaubt sein, über die Geschichte zu sprechen, v.a. wenn der Kantonsrat und 
das Volk rund 1 Mrd. Franken für das Vorhaben gesprochen und bewilligt haben. 
Wenn wir schon gewisse Fehlentwicklungen mitzuverantworten haben, muss man 
darüber sprechen dürfen. Ich spreche dabei nicht nur die Übertragung der Spitalim-
mobilien an den Spitalverbund an, sondern auch die Vorgeschichte der ersten gros-
sen Sanierungsetappe. Es geht jetzt nicht darum zu bestätigen, dass man damals in 
St.Gallen wahrscheinlich besser ein Spital auf der grünen Wiese geplant hätte, als 
den ohnehin knappen Boden weiter zu überbauen. An die Adresse von Regierung 
und Departementen muss ich sagen, dass man damals leider nur kurzfristige Überle-
gungen gemacht hat, anstatt den Mut aufzubringen, ernsthafte Alternativen zu prüfen. 
Ich hatte damals den Standort Bahnhof St.Fiden ins Spiel gebracht, aber ich hatte 
keine Grundlagenplanung. Auch heute wäre dieses Areal durchaus immer noch ein 
Gebiet, wo die Stadt das grösste Entwicklungspotenzial hat. 

Bevor nun Botschaften kommen, die neue Bewilligungen und Nachfinanzierun-
gen verlangen und das Projekt an die Wand gefahren wird, sollte man sich wirklich 
neu überlegen, ob es nicht Bereiche gäbe, die man stoppen sollte, trotz bereits er-
folgter Beschlüsse. Es geht mir dabei nicht einmal so sehr um diesen Vorstoss, son-
dern darum, dass sich alle Fraktionen, aber auch die Regierung und die Departe-
mente noch einmal überlegen sollten, was alles falsch gelaufen ist. Wir sollten mutige 
Entscheide treffen, um es in Zukunft besser zu machen. Da fällt uns kein Stein aus 
der Krone. 
 
Regierungsrätin Hanselmann: Ich bin froh zu hören, dass man einen kühlen Kopf be-
wahren sollte. Ich glaube auch, dass wir nun die uns zugeteilten Rollen und Aufgaben 
umsetzen sollten. Ich versichere, dass die Regierung weiterhin ihre Verantwortung 
wahrnimmt. Der Verwaltungsrat ist am Arbeiten, und ich vertraue dem Verwaltungs-
rat. Er wird ein Paket präsentieren, das diskutiert und politisch weiter bearbeitet wer-
den kann. 

Den Hinweis von Locher-St.Gallen habe ich aufgenommen. Ich helfe gerne mit, 
die nicht kostendeckenden Tarife – Kinder- und Kantonsspital lassen grüssen – zu 
ändern. Das ist ein schweiz- und europaweites Problem. Wir haben von England er-
fahren, was passiert, wenn nicht kostendeckend gearbeitet werden kann. Das Kan-
tonsspital als Endversorgerspital muss in dieser Tarifstruktur abgebildet werden; dazu 
gehören auch die hochdefizitären Fälle, welche das Kantons-, aber auch die Regio-
nalspitäler betreffen. Hier müssen Korrekturen erfolgen. Wir arbeiten bereits mit 
Druck daran, das der SwissDRG AG zu übermitteln. Letzte Woche hat eine Sitzung 
mit Bundesrat Berset stattgefunden, an der diese Situation ebenfalls Thema war. Ich 
denke, dass wenn wir gemeinsam die aktuellen Herausforderungen annehmen, wir 
zu guten Resultaten kommen werden. 
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51.17.60 Nicht zum Lachen: Lachgas als Treibhausgas 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 18. September 2017 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 12. Dezember 2017 

 
 
Schwager-St.Gallen ist mit der Antwort der Regierung nicht zufrieden. 

Der Klimawandel findet statt, wie wir bereits vorhin gehört haben. Er findet statt, 
weil zu wenig und zu spät etwas dagegen gemacht wird. Die Schweiz ist vom Klima-
wandel besonders betroffen, insbesondere die Landwirtschaft, und dies aus nachvoll-
ziehbaren Gründen. An der Klimakonferenz in Paris im Jahr 2015 hat sich die 
Schweiz zu einer Reduktion der klimawirksamen Gase um 50 Prozent bis ins Jahr 
2030 verpflichtet. Ein Drittel der entsprechenden Massnahmen soll direkt in der 
Schweiz und nicht im Ausland umgesetzt werden. Betroffen davon ist auch die Land-
wirtschaft, denn das Lachgas aus der Landwirtschaft ist ausdrücklich in dieser Stra-
tegie enthalten. 

Selbstverständlich kann nicht der Bund die Massnahmen umsetzen, sondern 
dies müssen grundsätzlich die Kantone und Städte tun, egal, um welche Massnah-
men es sich handelt. In der Antwort der Regierung wird vermerkt – auch davon war 
bereits die Rede –, dass das Energiekonzept 2008 irgendwann nach dem Jahr 2020 
überarbeitet werden soll und dass im Rahmen dieser Überarbeitung offen sei, ob der 
Bereich Landwirtschaft auch enthalten sein werde. In der Antwort auf die Frage 5 
wurde ausgeführt, dass es in der aktuellen Gesetzgebung keine Möglichkeiten gäbe, 
Massnahmen zu unterstützen, die es ermöglichen würden, z.B. Massnahmen im Be-
reich von Ammoniak zu fördern. Es ist wichtig, dass technische Massnahmen geför-
dert werden. Ich zitiere hier Markus Ritter, Präsident des Schweizer Bauernverban-
des, der im Nachgang zum Dossier «Landwirtschaft und Ernährung 3/2016» der 
Zeitschrift «Umwelt» des Bundesamts für Umwelt in einem Interview zum Thema 
Stickstoff gesagt hat: «Die Kunst besteht darin, den Stickstoff möglichst ohne Verluste 
vom Tier bis an die Wurzel der Pflanze zu bringen. Den grössten Spareffekt bringt 
nicht die Technik; mit dem Schleppschlauch lassen sich nur rund 25 Prozent des 
möglichen Verlustes verhindern. Wenn ich hingegen den richtigen Zeitpunkt wähle – 
bei Windstille, Temperaturen zwischen 5 und 15 Grad sowie bei genügender Luft-
feuchtigkeit –, macht die Differenz bis zu 60 Prozent aus.» 

Ich glaube, dass es darum geht, das eine zu tun und das andere nicht zu lassen, 
und dazu gehört, dass wir im Bereich der Technik vorwärtsmachen müssen, auch in 
der Landwirtschaft. Hier liegen Möglichkeiten, bei denen die Regierung noch etwas 
einbringen könnte. Ich wünsche mir, dass die Regierung die «politische Mistgabel» in 
der Landwirtschaft hervornimmt und im Rahmen des Postulats 43.17.06 «Perspekti-
ven der St.Galler Landwirtschaft» entsprechende Massnahmen einbringt. 
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51.17.64 Windenergie im Kanton St.Gallen - quo vadis? 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 18. September 2017 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 12. Dezember 2017 

 
 
Gartmann-Mels (im Namen der SVP-Fraktion): Die Interpellantin ist mit der Antwort 
der Regierung zufrieden, aber nicht mit dem Inhalt. 

Stauseen, Strommasten, Renaturierung, Raubtieransiedlungen, Einschränkung 
der Bautätigkeit: auf dem Land muss man gleich bauen wie in der Stadt – verdichtet. 
All dies sind Dinge, die man dem Land zumutet. Zur Krönung kommt jetzt dazu, auch 
noch Windräder in diesen Landregionen aufzustellen. Wenn man den Inhalt der Ant-
wort liest, kann man nicht anders als zum Schluss kommen, dass genau in diesen 
Regionen, welche die Energiestrategie klar abgelehnt haben, nun ganze Überbauun-
gen von Windrädern angestrebt werden. Auch der Tierschutz wird ausgenommen, 
was bedeutet, dass all die Vögel, die dort leben, ihre Schwierigkeiten bekommen wer-
den. 

Bei anderen Themen, z.B. der Renovation des Stadttheaters St.Gallen, wird im-
mer wieder die Solidarität bemüht, doch bei der vorliegenden Thematik spielt Solida-
rität keine Rolle, das Land muss für vieles einfach hinhalten. Darob bin ich immer 
wieder erstaunt. Es kann nicht sein, dass die Menschen auf dem Land so manches 
produzieren, das dann in der Stadt konsumiert wird. Dies kann nicht die Zukunft sein. 
Deshalb bin ich dafür, dass das «Nutzungsprinzip» gelten sollte, d.h. dort, wo der 
Strom verbraucht wird, wird er auch produziert. Auf dem Land ist das die Wasserkraft, 
und die Stadt hat in der Nähe des Bodensees genügend Platz, um die Sonnenenergie 
zu nutzen und Windräder aufzustellen. Davon betroffen wären halt dann die Gemein-
den Mörschwil, Goldach und Tübach, aber es kann nicht sein, dass alle Windräder 
im Sarganserland, Toggenburg und Rheintal stehen. 
 
 
51.17.67 Keine Reduktion der Wasserrechtszinsen 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 19. September 2017 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 21. November 2017 

 
 
Warzinek-Mels: Die Interpellanten sind mit der Antwort der Regierung zufrieden. 

Der Bundesrat hat mit einer Änderung des Wasserrechtsgesetzes eine Senkung 
der Wasserzinsen von 110 auf 80 Franken je Kilowatt Bruttoleistung beschlossen und 
zur Vernehmlassung eingeladen. Daraufhin haben wir die Interpellation «Keine Re-
duktion der Wasserrechtszinsen» eingereicht. 

Zwischenzeitlich hat der Bundesrat die in die Vernehmlassung geschickte Revi-
sion des Wasserrechtsgesetzes frühzeitig gestoppt, da er von Kantonen, Gemeinden 
und diversen Verbänden mit negativen und ablehnenden Vernehmlassungsantworten 
eingedeckt wurde. Die mit dem Vorhaben verbundenen Folgeprobleme sind augen-
fällig geworden. Somit ist die Gefahr vorerst abgewendet, und es besteht im Moment 
kein Handlungsbedarf. Deshalb sind die Interpellanten auch einverstanden mit der 
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kurzen Antwort der Regierung, denn wir wollen dem Baudepartement bewusst keinen 
unnötigen Aufwand mit entsprechenden Kosten verursachen. 

Ein kurzes Votum möchten wir dennoch abgeben: In mehreren Berggemeinden 
im Sarganserland haben die Einnahmen aus den Wasserrechtszinsen zentrale Be-
deutung für den Haushalt. Mit der vom Bundesrat angedachten dramatischen Sen-
kung der Wasserrechtszinsen würden nicht nur diesen Gemeinden, sondern auch 
dem Kanton Einnahmen in Millionenhöhe entgehen. Die Reaktion des Bundesrates 
auf die Vernehmlassungsantworten zeigt, wie wichtig die Teilnahme an einer solchen 
Vernehmlassung ist. Insbesondere die Kantone Wallis und Graubünden, aber auch 
diverse weitere Kantone mit Berggebieten, in denen Wasserzinsen anfallen, haben 
ihre Stimme deutlich erhoben. Nicht zu hören war jedoch der Kanton St.Gallen, ob-
wohl sowohl die Gemeinden als auch die Region Sarganserland/Werdenberg die Ar-
gumente, die gegen eine Senkung der Wasserzinsen sprachen, aufgezeigt hatten. 
Dafür haben wir kein Verständnis. Wir hätten in dieser Angelegenheit mehr Engage-
ment des Kantons für seine Berggebiete erwartet. 

In aller Kürze sollen an dieser Stelle drei Kernaussagen zitiert werden, welche 
die Region Sarganserland/Werdenberg, präsidiert durch Gull-Flums, abgegeben hatte: 
1. Wasserzinsen sollen als Entschädigung für die Ressource Wasser dorthin flies-

sen, wo das Wasser gefasst wird. Diese Einnahmen sind direkt an eine Gegen-
leistung, nämlich die Ressource Wasser, gebunden, die ihren Wert hat. Die Berg-
gebiete würden rund 150 Mio. Franken verlieren, wobei mit der Energiestrategie 
2050 des Bundes die Stromkonzerne bereits 120 Mio. Franken erhalten. Bei-
spielsweise bilden in der Gemeinde Pfäfers die Wasserzinsanteile mit 1,148 Mio. 
Franken, was 50 Steuerprozenten entspricht, eine wesentliche Einnahmequelle. 

2. Wirtschaftlich haben es die Gebirgsregionen generell schwieriger. Die Wasser-
zinsen wirken in der jetzigen Form ausgleichend. Eine Reduktion der Wasserzin-
sen führt im Finanzausgleich in die falsche Richtung. 

3. Wasserkraft verursacht auch Kosten durch die entsprechenden Schutzmassnah-
men. 
Wir sind mit der Antwort der Regierung aufgrund der gegebenen Umstände zu-

frieden, erwarten aber, dass sie sich für die Berggebiete einsetzt und künftige Angriffe 
auf die Wasserzinsen aktiv abwehrt. 
 
 
51.17.69 Neubau Campus Wattwil als Holzbau? 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 19. September 2017 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 5. Dezember 2017 

 
 
Brändle-Bütschwil-Ganterschwil: Die Interpellanten sind mit der Antwort der Regie-
rung teilweise zufrieden. 

Wir stellen erfreut fest, dass die Regierung an der von ihr vorgegebenen Pla-
nungsgrösse von 720 Schülerinnen und Schülern für den Ersatzbau der Kantons-
schule Wattwil festhält. Ebenfalls mit Genugtuung stellen wir fest, dass der neue Vor-
steher des Baudepartementes die Dringlichkeit des Campusprojekts erkannt und das 
Heft in die Hand genommen hat. Nicht wirklich nachvollziehbar sind hingegen die 
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Begründungen, die für die bisherige Verzögerung angeführt werden. Sie tönen nach 
dem äusserst schleppenden Vorankommen des Projekts etwas gar verdächtig nach 
erneuter Vertröstung. Im März 2015 hat die Regierung die entsprechende Projektski-
zze für das Vorhaben Campus Wattwil genehmigt. Damit einher ging der Auftrag für 
die Ausarbeitung der Projektdefinition. In ihrer Antwort auf die Interpellation 51.16.17 
«Entwicklungsstand Campus Wattwil» stellte die Regierung in Aussicht, in der ersten 
Jahreshälfte 2017 über die Projektdefinition zu entscheiden und in der zweiten die 
beiden Botschaften dem Kantonsrat zuzuleiten. Jetzt, eineinhalb Jahre später und 
fast drei Jahre nach dem Regierungsbeschluss, sind wir immer noch gleich weit. 

Wir haben als Antwort auf unsere Interpellation dieselben Aussagen vor uns, ein-
fach alles um ein Jahr verschoben. Die Gemeinde Wattwil hat ihre Hausaufgaben 
längst gemacht. Die Wattwiler Stimmberechtigten haben dem Bau der Gesamtsport-
anlage Rietwies, mit dem die Sportanlagen-Frage geklärt ist, bereits im Mai 2017 mit 
überwältigenden 90 Ja-Stimmen genehmigt und damit ein starkes Signal für den 
Campus Wattwil gesetzt. Auch die weiteren Fragen, die in der Antwort der Regierung 
angesprochen werden, wurden seitens der Wattwiler Behörden bereits geklärt. 

Wir wissen nicht nur im Toggenburg um die Bedeutung der Solidarität zwischen 
den Regionen in unserem weitgefächerten Kanton. Wir wissen um die wirtschaftliche 
Bedeutung der kantonalen Bauten und Institutionen in den Regionen, und zwar in 
allen Regionen, auch in der Stadt St.Gallen. In Wattwil hängen mehrere Projekte di-
rekt mit dem hängigen Campus-Entscheid zusammen und sind aktuell blockiert. Es 
darf deshalb unter keinen Umständen zu weiteren Verzögerungen kommen. Die In-
terpellanten zählen darauf, dass zumindest der in der Antwort der Regierung grob 
skizzierte Fahrplan eingehalten wird. Eine Abstimmung erst im Jahr 2020 wäre aus 
unserer Sicht inakzeptabel, nachdem sie ursprünglich für dieses Jahr versprochen 
worden war. Gerne zählen wir auf den spürbaren Willen des neuen Vorstehers des 
Baudepartementes, das Geschäft voranzutreiben, und laden ihn zusammen mit der 
Regierung ein, sich selbst zu übertreffen und die Botschaften bereits auf die Junises-
sion dem Rat zuzuleiten. Dies würde die Volksabstimmung im Mai 2019 ermöglichen. 

Auch mit der Antwort auf die Frage nach der Verwendung einheimischer Bau-
stoffe, namentlich von Holz, sind wir nicht ganz zufrieden. Holz gehört zu den wich-
tigsten Ressourcen unserer Region, und Ostschweizer Unternehmen sind Weltspitze 
in der Holzbranche. Holz erfüllt zudem als Baustoff, wie die Regierung selbst festhält, 
wichtige Anforderungskriterien, die nicht nur der Immobilienstrategie dienen. 
 
 
51.17.74 Lärmschutzmassnahmen sind im Verzug 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 20. September 2017 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 5. Dezember 2017 

 
 
Blumer-Gossau ist mit der Antwort der Regierung nicht zufrieden. 

«Übermässiger Lärm stört, belästigt und macht krank», auch in diesem Rat. Den 
soeben zitierten Satz hält die Regierung richtigerweise gleich zu Beginn ihrer Antwort 
fest. Danach folgt leider eine Reihe von ernüchternden Feststellungen anstatt das 
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Bekenntnis zur Behebung des Vollzugsnotstands beim Lärmschutz. Bereits vor 32 Jah-
ren hat der Bund die Lärmschutzverordnung erlassen. Bis ins Jahr 1992 hatte der 
Kanton St.Gallen einen Lärmschutzkataster erstellt, anschliessend aber wurde 25 
Jahre lang viel zu wenig umgesetzt, sozusagen die Zeit versäumt. Ende März 2018 
läuft nun die Frist zur Realisierung der Lärmsanierungen ab. Die Bilanz ist verhee-
rend. Zu Beginn des Jahres 2018 sind noch rund 190 Kantonsstrassenabschnitte zu 
sanieren, die einen geschätzten Aufwand von 60 Mio. Franken generieren. Das kan-
tonale Tiefbauamt kann je Jahr rund zehn Lärmsanierungsprojekte starten. Wird das 
bisherige Schneckentempo weitergeführt, dauert es nochmals 20 Jahre, bis die Lärm-
sanierungen abgeschlossen sind. Die Regierung kritisiert zu Recht das Parlament, 
welches Stellenbegehren wiederholt ablehnte. Das Baudepartement verschiebt jetzt 
eine Stelle zur Fachstelle Lärmschutz, was zwar eine sinnvolle Massnahme ist, aber 
auch nicht mehr als ein grosser Tropfen auf den heissen Vollzugsnotstand-Stein. 

Schnell, günstig und wirkungsvoll könnten Tempo-30-Abschnitte auch auf Kan-
tonsstrassen realisiert werden. Nur müsste der Wille dazu vorhanden sein. Die Stadt 
Zürich hat diesen Willen, sie realisiert Tempo-30-Zonen auf Hauptstrassen. Die neu-
este «Schlaumeierei» zur Verhinderung der betreffend Lärm und Sicherheit wirkungs-
vollen Massnahme zu Tempo 30 steht im «St.Galler Tagblatt» vom 19. Februar 2018, 
Ausgabe Stadt. Da wird die Wirkung von Tempo 30 kleinlich kleingeredet, Flüsterbe-
läge kämen wegen der Höhenlage nicht in Frage und Lärmschutzwände sähen fürch-
terlich aus. Fazit: Man macht nichts, bestenfalls Schallschutzfenster als Ersatzmass-
nahme. Der Vollzugsnotstand bleibt bestehen. Das ist schlicht inakzeptabel. Ab April 
2018 drohen Klagen von Liegenschaftsbesitzern. Vielleicht hilft das, dass endlich 
Temporeduktionen umgesetzt werden. Ich bin von der mangelhaften Konsequenz der 
Regierung enttäuscht. 
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Dringlichkeit parlamentarischer Vorstösse 
 
51.18.01 Tötungsdelikt im Asylzentrum Mels - Hat der Vollzug versagt? 

Unterlagen: Wortlaut der Interpellation vom 19. Februar 2018 
 
 
Stadler-Lütisburg, Ratsvizepräsidentin: Die Regierung bestreitet die Dringlichkeit 
nicht. Wird die Dringlichkeit aus der Mitte des Rates bestritten? Das ist nicht der Fall. 
Damit stelle ich Dringlicherklärung der Interpellation fest. 
 
 
51.18.02 Abstimmung Stadttheater St.Gallen: staatliche Abstimmungs-

werbung? 

Unterlagen: Wortlaut der Interpellation vom 19. Februar 2018 
 
 
Stadler-Lütisburg, Ratsvizepräsidentin: Die Regierung bestreitet die Dringlichkeit 
nicht. Wird die Dringlichkeit aus der Mitte des Rates bestritten? Das ist nicht der Fall. 
Damit stelle ich Dringlicherklärung der Interpellation fest. 
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33.18.04 Kantonsratsbeschluss über die Genehmigung des Aufgaben- 

und Finanzplans 2019-2021 

Unterlagen: – Botschaft und Entwurf der Regierung vom 19. Dezember 2017 
– Anträge der Finanzkommission vom 17./18. Januar 2018 
– Anträge der Regierung vom 23. Januar 2018 
– Beratungsschema vom 9. Februar 2018 

 
 
Hartmann-Walenstadt, Präsident der Finanzkommission: Auf die Vorlage ist einzutre-
ten. 

Der gemäss Art. 16 Bst. d des Staatsverwaltungsgesetzes jährlich auszuarbei-
tende Aufgaben- und Finanzplan (AFP) verfolgt die nachstehenden Zielsetzungen: 
Konsolidierte Zusammenstellung der zentralen Grundlagen für die mittelfristige Pla-
nung und Steuerung von Aufgaben und Finanzen, übersichtliche Darstellung der mut-
masslichen finanziellen Veränderungen in den kommenden Jahren und die Schaffung 
der notwendigen Grundlagen für mittelfristig orientierte finanzpolitische Entscheide 
und Vorgaben. Das Finanzleitbild und die darin festgelegten finanzpolitischen Ziele, 
die im Jahr 2002 für den Kanton verabschiedet wurden, bilden den allgemeinen Rah-
men des AFP. Der AFP hat also die Funktion, die mutmassliche finanzielle Entwick-
lung in den Planjahren aufzuzeigen. In den Jahren 2019 bis 2021 ergeben sich ope-
rative Defizite von rund 27 Mio. Franken im Jahr 2019, rund 68 Mio. Franken im Jahr 
2020 und rund 105 Mio. Franken im Jahr 2021. Die negativen Rechnungsergebnisse 
sind laut Botschaft und Entwurf der Regierung hauptsächlich auf das Aufwandwachs-
tum bei den Staatsbeiträgen sowie auf den Anstieg der Abschreibungen bei den 
Hochbauten und den technischen Einrichtungen zurückzuführen. Zusätzlich resul-
tiere aus der Umsetzung der Steuervorlage 2017 (SV17) ab dem Planjahr 2020 eine 
mutmassliche Nettobelastung im Kantonshaushalt in der Grössenordnung von rund 
34 Mio. Franken. 

Im Hinblick auf die Realisierung der Umsetzungsagenda «Finanzperspektiven» 
– die Zuleitung der Vorlage ist auf Mitte 2018 geplant – wurden bereits finanzielle 
Entlastungen im Haushalt von rund 10 Mio. Franken im Jahr 2019 sowie je rund 
30 Mio. Franken für die Jahre 2020 und 2021 eingeplant. 

Zentrale Forderung der Finanzkommission bildet der Antrag nach einer Steuer-
senkung um 5 Prozentpunkte auf 110 Prozent ab dem Jahr 2019. Gleichzeitig werden 
von der Regierung für das Budget 2019 Lösungsvorschläge und Massnahmen erwar-
tet, wie die Einnahmenausfälle sowie die bereits geplanten Defizite ausgeglichen wer-
den können. Die geforderte Steuersenkung sieht die Finanzkommission auch vor 
dem Hintergrund der Resultate des jährlichen Steuermonitorings der Universität 
St.Gallen. Der Kanton St.Gallen ist demnach insbesondere bei den Einkommens- und 
Vermögenssteuern im Vergleich zu den Nachbarkantonen relativ unattraktiv und be-
legt bei den mittleren und hohen Einkommen meistens den letzten Rang. Die Finanz-
kommission möchte hier Gegensteuer geben, damit die Finanzkraft des Kantons 
St.Gallen erhöht werden kann. 

Da es kein Geheimnis ist, wer dem Antrag auf Steuersenkung zugestimmt hat, 
sei hier nochmals erwähnt und in Erinnerung gerufen, dass der Antrag von der SVP 
und der FDP unterstützt wurde. 
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Des Weiteren beantragt Ihnen die Finanzkommission, den bestehenden Plafond 
bei den Staatsbeiträgen im Amt für Kultur für die Planwerte 2019 bis 2021 weiterzu-
führen und den Personalaufwand der Kantonspolizei, wie im Budget 2018 beschlos-
sen, dem Sockelpersonalaufwand gemäss neuer Personalaufwandsteuerung zuzu-
ordnen. Besten Dank für die Unterstützung der Anträge der Finanzkommission auf 
dem gelben Blatt. 
 
Louis-Nesslau, Ratspräsident: Das Präsidium sieht eine Eintretensdiskussion vor. 
 
Suter-Rapperswil-Jona (im Namen der CVP-GLP-Fraktion): Auf die Vorlage ist ein-
zutreten. Den Anträgen der CVP-GLP-Fraktion ist zuzustimmen. 

Die CVP-GLP-Fraktion ist durchaus auch der Meinung, dass wir von unseren 
Bürgerinnen und Bürgern zu viel Steuern und Abgaben verlangen. Namentlich der 
Mittelstand ist stark belastet. Doch der AFP ist weit mehr als die Frage nach dem 
richtigen Steuerfuss. Von uns Kantonsrätinnen und Kantonsräten darf etwas mehr 
Denkarbeit erwartet werden als die Antwort auf die Frage, ob wir einen höheren oder 
einen tieferen Steuerfuss sympathischer finden. 

Der AFP zeigt, dass der Kanton St.Gallen finanziell schwierige Jahre vor sich hat. 
Der Aufwand klettert praktisch ungebremst über die 5-Milliarden-Grenze auf fast 
5,3 Mrd. Franken im Jahr 2021. Zum Vergleich: Vor zehn Jahren waren es noch we-
niger als 4 Mrd. Franken. Die Einnahmen können mit dieser Entwicklung nicht Schritt 
halten. Es resultieren Defizite von bis zu 105 Mio. Franken. Das ist besorgniserre-
gend, und wer angesichts dessen weiterhin mit einer heiteren Aneinanderreihung von 
steuerfinanzierten Geschenken an die eigene Wählerschaft auf Stimmenfang geht, 
handelt unverantwortlich. 

Glücklicherweise ist die Regierung nicht untätig geblieben. Sie versucht die 
Staatsquote stabil zu halten und das freie Eigenkapital zu schonen. Auch zeigt sich 
die Regierung willens, die davongaloppierenden Staatsbeiträge erstmals ab dem Jahr 
2019 und verstärkter 2020 abzubremsen. Angenehm wird diese Übung sicherlich 
nicht, geht es doch um solch sensible Bereiche wie Gesundheit, Bildung oder Sozia-
les. Das graue Blatt, das ab 2021 die Kulturausgaben hochfahren will, steht deshalb 
leider quer in der Landschaft. Wir können nicht die Kulturausgaben hochfahren und 
damit den Spardruck auf Bildung oder das Sozialwesen noch grösser machen. 

Wenn wir die Situation nicht noch schlimmer machen wollen, müssen wir drin-
gend Mass halten, Schwerpunkte setzen und die vorhandenen Mittel effizient einset-
zen. Hier sieht die CVP-GLP-Fraktion noch ungenutztes Potenzial. So ist die Verknüp-
fung von Schwerpunktplanung und vorhandenen Ressourcen nach wie vor ungenü-
gend. Stattdessen erwecken wir weiterhin den Eindruck, als könne sich der Kanton 
St.Gallen trotz Ressourcenschwäche mehr oder weniger alles leisten. 

Auch in Sachen Effizienz hat es noch Luft nach oben. So bleibt die Regierung 
den Beweis noch schuldig, dass sie das Potenzial der Digitalisierung wirklich aus-
schöpft. Auch wenn es niemand gerne hört: Wo haben wir mit der Digitalisierung nicht 
nur zusätzliche Angebote geschaffen, sondern auch Stellen eingespart, wie es an-
dernorts gang und gäbe ist? Sicher, der Kanton soll ein sozialer Arbeitgeber sein, 
doch zu seiner sozialen Verantwortung gehört auch, haushälterisch mit den zur Ver-
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fügung gestellten Finanzen umzugehen und das Staatswesen auf die Zukunft auszu-
richten, statt knappe Ressourcen zu beklagen und Jahr für Jahr die einst bewilligten 
Stellen über die Runden zu retten. 

Eine verbesserte Mittelverwendung ist jedoch nicht Selbstzweck, das möchte ich 
betonen. Wir wollen vielmehr den dringend notwendigen finanziellen Spielraum 
schaffen, um in die Zukunft zu investieren und unsere Bürgerinnen und Bürger ent-
lasten zu können, denn die Ressourcenkraft unseres Kantons hat sich weiter ver-
schlechtert, und die steuerliche Situation des Mittelstands ist im Vergleich zu den 
Nachbarkantonen im schweizweiten Vergleich schlicht ungenügend. Wir müssen 
deshalb steuerlich wieder besser werden. Wir brauchen den finanziellen Spielraum, 
um in gute Ausbildungsmöglichkeiten oder in die familienergänzende Betreuung in-
vestieren zu können. Auch das gehört zu einer guten Finanz- und Steuerpolitik. 

Die CVP-GLP-Fraktion richtet deshalb ihren Blick auf die bevorstehende SV17. 
Wir müssen unseren einheimischen Unternehmen Sorge tragen. Sie sind die Garan-
ten für Arbeitsplätze und Wohlstand in unserem Kanton. Bei der steuerlichen Belas-
tung der juristischen Personen befinden wir uns heute im Mittelfeld. Wenn wir nicht 
aufpassen, geraten wir rasch ins Hintertreffen, denn viele Kantone werden die SV17 
nutzen, um einen kräftigen Schritt nach vorne zu machen. Verbesserungen bei den 
Unternehmenssteuern sind deshalb nicht bloss Wunsch, sondern eine Notwendigkeit. 

Auf der anderen Seite hat die SV17 nur dann eine Chance, wenn sie ausgewogen 
ist. Auch die Bürgerinnen und Bürger müssen davon profitieren. Die CVP-GLP-Frak-
tion will deshalb gleichzeitig Entlastungen für die juristischen Personen, aber auch für 
den Mittelstand vorsehen. Zu diesem Zweck wollen wir den Steuertarif zugunsten des 
Mittelstandes anpassen. Die dafür vorgesehenen rund 25 Mio. Franken sind ange-
sichts eines Staatshaushaltes von rund 5 Mrd. Franken und mit Blick auf den erneut 
sehr guten Rechnungsabschluss 2017 finanziell vertretbar. Zudem werden mit tarifä-
ren Massnahmen auch die Gemeinden miteinbezogen, mit Blick auf die guten Ge-
meindefinanzen ist dies auch vertretbar. Insgesamt resultiert für den Mittelstand so 
eine Entlastung von rund 50 Mio. Franken. Zusammen mit den höheren Kinder- und 
Ausbildungszulagen, Steuerabzügen für Krankenkassenprämien von Kindern und er-
höhten Abzügen für die familienergänzende Betreuung ergibt dies ein Paket, das 
nicht nur seit Jahren überfällig ist, sondern auch mithelfen wird, die SV17 in der Be-
völkerung breiter abzustützen. 

Eine pauschale Steuerfusssenkung um 5 Prozentpunkte, wie dies SVP und FDP 
durchsetzen wollen bzw. wollten, lehnen wir hingegen ab. Dies wäre ein unüberlegter 
Schnellschuss, der ausser hohen Defiziten nichts bringt und auch nicht dort wirkt, wo 
es am nötigsten wäre. Das Problem unseres Kantons liegt nämlich nicht bei den ganz 
hohen und tiefen Einkommen, sondern beim Mittelstand. 

Ich finde es schade, dass die Beratungen in der Finanzkommission nicht für eine 
seriöse Diskussion genutzt werden konnten und nun aufwendig mit viel kommunika-
tivem Puderzucker nachkorrigiert werden müssen. 

Ich bitte Sie, den skizzierten Mittelweg von CVP und GLP mitzutragen und dafür 
zu sorgen, dass mit der SV17 ein Paket geschnürt werden kann, von dem der ganze 
Kanton profitiert. 
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Willi-Altstätten (im Namen der SVP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. Den 
Anträgen der Finanzkommission ist zuzustimmen. Den Anträgen der SVP-Fraktion ist 
zuzustimmen. 

Der vorliegende AFP 2019-2021, der die finanzpolitischen Aussichten für die 
nächsten Jahre aufzeigt, entspricht nicht unseren Erwartungen. Es werden viele Ar-
gumente gebracht, weshalb die Steuern nicht gesenkt werden können. Unserer An-
sicht nach fehlen Massnahmen und Vorschläge, um die Ausgaben zu senken. Dem 
Finanzleitbild wird nicht entsprochen und die finanzpolitischen Grundlagen werden 
nicht eingehalten. So ist u.a. im Finanzleitbild zu lesen: «[...] bei neuen Ausgaben 
[seien] deren finanzielle Auswirkungen abzuklären und mögliche Kompensationen 
der Mehrausgaben für neue Aufgaben durch Einsparungen bei bisherigen Aufgaben 
zu prüfen.» Einsparungen bei den bisherigen Ausgaben oder gänzlicher Verzicht sind 
in diesem Bericht nicht ersichtlich. Unter «Einnahmenpolitik» steht: «Die Steuerquote 
des Kantons steigt nicht weiter an, mittelfristig wird eine Senkung angestrebt. Erhö-
hungen des Staatssteuerfusses sind nach Möglichkeit zu vermeiden. Der Kanton 
weist sowohl für natürliche Personen als auch für Unternehmen im interkantonalen 
Vergleich eine konkurrenzfähige Steuerbelastung aus.» Im Steuermonitoring sehen 
wir, wie schlecht wir abschneiden. Wir denken, dass sich die Regierung ans Finanz-
leitbild halten muss, ansonsten stellt sich für uns die Frage, weshalb ein solches über-
haupt erstellt wurde. 

Wie im Budgetprozess schon angesprochen, sind wir gespannt auf die Ergeb-
nisse der Umsetzungsagenda «Finanzperspektiven», die im zweiten Quartal 2018 
dem Kantonsrat präsentiert werden. Wir erwarten von der Regierung eine klare Stel-
lungnahme, welche Ausgaben in Zukunft gesenkt oder eingespart werden können, 
Pflichtbedarf/Wahlbedarf. 

Zum Personalaufwand: Die Löhne der Kantonspolizei sind nicht mehr im Sockel-
personalaufwand enthalten. Wir sind der Auffassung, dass die Löhne der Kantonspo-
lizei, wie schon vorher gehabt, in den Sockelpersonalaufwand gehören. Wir werden 
in dieser Angelegenheit auch keinem Kompromissantrag zustimmen. Wir halten an 
der Meinung der Finanzkommission fest. 

Zu den Vorgaben des Kantonsrates: Wir haben an der letzten Session schon 
gefordert, dass es im nächsten AFP zwingend weitere Massnahmen braucht, um die 
Ausgaben in den Griff zu bekommen. Wir fragen uns ernsthaft, ob dieses Vorgehen 
noch richtig ist, denn wenn die Vorgaben nicht eingehalten werden können, passt 
man sie einfach an, z.B. beim Personalaufwand. 

Das Ausgabenwachstum steigt laufend weiter an. Die SVP-Fraktion ist über-
zeugt, dass dies nur gebrochen werden kann, wenn die finanziellen Mittel gekürzt 
werden, und unterstützt daher einstimmig die Anträge der Finanzkommission, na-
mentlich die Senkung der Steuern um 5 Prozentpunkte. 

Wir sind über die jetzige Entwicklung erstaunt, da die Mehrheit der Finanzkom-
mission sich für eine Steuersenkung ausgesprochen hat und diese nun nicht mehr 
unterstützt wird. Es ist dringend notwendig, die Steuerlast der Bürgerinnen und Bür-
ger zu senken, damit der Kanton St.Gallen steuerlich konkurrenzfähig bleibt. 
 
Surber-St.Gallen (im Namen der SP-GRÜ-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. 
Die Anträge der Finanzkommission sind abzulehnen. Den Anträgen der SP-GRÜ-
Fraktion ist zuzustimmen. 
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Es ist das Ziel der Finanzkommission, des Kantonsrates und auch der Regierung, 
das Ressourcenpotenzial des Kantons St.Gallen zu stärken. Und als Antwort darauf 
hat die Mehrheit der Finanzkommission nun eine Steuerfusssenkung vorgeschlagen; 
eine Massnahme, die einzig zu einem neuen Sparpaket im Umfang von 65 Mio. Fran-
ken führen würde, weitere Ausfälle aus den Änderungen des nationalen Finanzaus-
gleichs und der Umsetzung der Unternehmenssteuerreform noch nicht eingerechnet. 
Wir haben dafür kein Verständnis, denn damit wird das Ressourcenpotenzial des 
Kantons in keiner Art und Weise gestärkt. Unser Ressourcenpotenzial zu steigern 
wird uns dann gelingen, wenn Steuerzahlerinnen und Steuerzahler nach St.Gallen 
ziehen und Unternehmen hier ihren Sitz gründen und behalten. Und für die Frage, 
welcher Wohnort gewählt wird, ist letztlich die Lebensqualität an diesem Wohnort ent-
scheidend, für die Wahl des Unternehmenssitzes ein gutes Umfeld. 

Die Lebensqualität in einem Kanton, die misst sich nun einmal nicht am Steuer-
fuss allein. Für die Lebensqualität sind andere Faktoren massgebend. Ein gutes Bil-
dungsangebot, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, überhaupt familienfreundliche 
Rahmenbedingungen – dies insbesondere in Zeiten, in denen Kinderhaben gerade 
äusserst im Trend liegt –, eine gute Erschliessung und Verkehrsanbindung, Erho-
lungsräume, Treffpunkte, Kultur und Freizeitmöglichkeiten, ein gut funktionierendes 
Gesundheitswesen, Wohnmöglichkeiten im Alter, um nur einige Faktoren zu nennen. 

Und hier haben wir als Kanton noch ziemlich viel Luft nach oben oder Potenzial. 
Und wenn wir bereit sind, nicht nur immer gleich den Sparhammer hervorzuholen, 
sondern auch in die Zukunft dieses Kantons zu investieren, so werden wir auch lang-
fristig unsere Ressourcen verbessern. 

Was für Private gilt, gilt auch für Unternehmen. Ein tiefer Steuerfuss alleine macht 
sie nicht glücklich. Sie brauchen Rahmenbedingungen wie eine optimale Erschlies-
sung, Anbindung an die Forschung, Massnahmen wie die IT-Bildungsoffensive, gut 
funktionierende Verwaltungsabläufe mit genügend personellen Ressourcen und eine 
optimale Vereinbarkeit von Beruf und Familie, um hier nur einige Beispiele zu nennen. 

Selbstverständlich darf in einer Gesamtbetrachtung die Steuerbelastung der ein-
zelnen Personen und der Unternehmen nicht ausser Acht gelassen werden, und wir 
verschliessen uns einer Diskussion über gewisse steuerliche Entlastungen mit tarifa-
rischen Anpassungen nicht. Wir sind aber nicht bereit, einfach den Steuerfuss zu sen-
ken, was angesichts der im AFP aufgezeigten Herausforderungen, die auf uns zu-
kommen, sowieso fahrlässig wäre. Was wir anstreben, ist ein ausgewogenes und 
finanzierbares Gesamtpaket, welches neben Tarifanpassungen auch zukunftsgerich-
tete soziale Ausgleichsmassnahmen vorsieht. 

Ich habe vorhin die personellen Ressourcen angesprochen. Für uns ist der AFP 
in dieser Frage ungenügend. Der Kantonsrat hat dem Regierungsrat mit der auf 
0,8 Prozent festgesetzten Pauschale für die Personalaufwandentwicklung eine sehr 
restriktive Vorgabe gemacht. Es ist für uns unverantwortlich, wenn aus dieser Pau-
schale auch zusätzliche, von diesem Rat beschlossene Stellen finanziert werden 
müssen, denn dann verlangen wir nichts anderes, als dass das Personal die neuen 
Stellen über einen Verzicht auf eine Lohnentwicklung finanzieren muss. Das kann als 
fairer Arbeitgeber nicht unser Ziel sein. Wenn wir hier Stellen beschliessen, müssen 
wir auch bereit sein, diese zu finanzieren. 

Was wir im AFP ebenfalls vermissen, ist eine Erhöhung der finanziellen Mittel für 
die individuelle Prämienverbilligung. Die laufend steigenden Krankenkassenprämien 
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stellen eine grosse Belastung für die tiefen und mittleren Einkommen dar, und wir 
sehen hier dringenden Handlungsbedarf. Wir hoffen, dass wir dann, wenn wir einen 
runden Tisch haben, auch über eine solche Frage sprechen können. 

Abschliessend halten wir fest, dass sich aus dem AFP, mit den erwarteten Aus-
fällen aufgrund der Änderungen des nationalen Finanzausgleichs und der Umsetzung 
der Unternehmenssteuerreform, grosse Herausforderungen ergeben. Wir sind aber 
zuversichtlich, dass wir diese meistern. Dies dann, wenn wir sie nicht zum Anlass 
nehmen, den Kopf in den Sand zu stecken, sondern bereit sind, nachhaltig zu inves-
tieren, um unser Ressourcenpotenzial tatsächlich zu erhöhen. 
 
Baumann-Flawil (im Namen der FDP-Fraktion): Auf die Vorlage ist einzutreten. Den 
Anträgen der Finanzkommission ist zuzustimmen. Den Anträgen der FDP-Fraktion ist 
zuzustimmen. 

Der AFP 2019-2021 wurde sorgfältig von den Departementen erstellt. Die Regie-
rung präsentiert uns diesen AFP mit der Prognose eines laufend steigenden Defizites 
bis ins Jahr 2021 und begründet ihn in ihrer Botschaft. Somit hat die Regierung ihre 
Pflicht erfüllt, aber leider nicht mehr. Es ist eine Minimallösung ohne Zukunftsperspek-
tiven – schade. Wir von der FDP-Fraktion hätten mehr erwartet. 

Der Finanzplan ist ein Führungsinstrument und nicht nur ein Bericht. Er soll in-
tegral Bestandteil von Elementen wie z.B. Vision, Leitbild und Strategie sein. Genau 
diesen Bezug vermissen wir im AFP weitgehend. Die FDP-Delegation in der Finanz-
kommission vermisst diesen Bezug leider auch in der Diskussion und in den Gesprä-
chen mit den Regierungsräten. Wo sind klare Positionierungen oder Gewichtungen 
der Ausgaben? Wo sind innovative Lösungsansätze, ein ausgeglichenes Planbudget 
zu präsentieren? Geht es dem Parlament nicht darum, ein ausgeglichenes Budget zu 
präsentieren? Die FDP-Fraktion hat solche Lösungsansätze in der Finanzkommission 
eingebracht, nicht aber die Regierung. Genau das erwarten wir aber von einer Exe-
kutive, wenn sie uns ein Instrument wie den AFP präsentiert. Für uns nimmt die Re-
gierung hier ihre Führungsverantwortung zu wenig wahr. Sie macht es sich zu einfach 
und delegiert die Verantwortung einfach an den Kantonsrat. 

Also nehmen wir den Ball auf – was bleibt uns anderes übrig? Mit dem Antrag in 
der Finanzkommission zusammen mit der SVP-Fraktion haben wir eine Steuerfuss-
senkung beantragt, um den Druck auf die Regierung bewusst hoch zu halten, um 
genau diese Verantwortung zu übernehmen. Zudem ist es auch an der Zeit, den Bür-
gerinnen und Bürgern endlich eine Steuersenkung zu gewähren. Für die FDP-Frak-
tion war und ist es schon immer ein erklärtes Ziel, Steuerausgaben zu senken und 
gleichzeitig die Steuerlast zu reduzieren. Auch dieser AFP hat Luft, dies zu ermögli-
chen. Bei einem Aufwandbudget von rund 5,1 Mrd. Franken liegen die prognostizier-
ten Defizite zwischen 0,5 und 2 Prozent je Jahr. Hier besteht Spielraum, ein ausge-
glichenes Planbudget zu präsentieren, wenn man Wert darauf legt. Werden die 
Budgetzahlen nun auch noch priorisiert und gewichtet und wendet man innovative 
Lösungsansätze an, dann liegen auch 5 Prozent Steuerreduktion drin. Bekanntlich 
hat die FDP-Fraktion in der Finanzkommission genau dieser Steuerfusssenkung zu-
gestimmt. 

Der Kanton St.Gallen muss konkurrenzfähig und attraktiv bleiben, gerade für Un-
ternehmen und den Mittelstand. Uns ist bewusst, dass eine Steuersenkung um jeden 
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Preis nicht unbedingt zielführend ist. Steuererleichterungen, gerade für den Mittel-
stand und die Unternehmen, sind für uns jedoch zwingend, denn sie sind das Rück-
grat der Finanzkraft unseres Kantons. Gerade deshalb haben wir uns zusammen mit 
der CVP-GLP- und der SP-GRÜ-Fraktion um einen Kompromiss bemüht. Wir wollen 
die Regierung beauftragen, uns eine Revision des Steuergesetzes vorzulegen, in der 
Steuertarife angepasst werden, um die Besteuerung der Einkommen des Mittelstands 
zu reduzieren und den Unternehmenssteuersatz bei der Unternehmenssteuerreform 
auf ein Zielband von 13 bis 14 Prozent festzulegen. Und auch, um die Umsetzung der 
SV17 mehrheitsfähig zu machen und dies mit der Fraktion zu besprechen. 

Unternehmen und Mittelstand sollen von diesem Antrag profitieren. V.a. im Hin-
blick auf die SV17 wollen wir damit die Attraktivität des Kantons St.Gallen fördern und 
erhalten. Die Chance von Neuzugängen von Privatpersonen und Unternehmen ist so 
besser gewährleistet, was wiederum mehr Steuereinnahmen zur Folge haben kann. 
Der Antrag kann also eine Win-win-win-Situation für unsere Bürger, Unternehmen 
sowie den Kanton sein. 
 
Regierungsrat Würth: Auf die Vorlage ist einzutreten. Die Anträge der Finanzkommis-
sion sind abzulehnen. 

Ich nehme gerne zu einigen Ausführungen aus Ihren Voten Stellung. Natürlich 
hätte die Regierung auch etwas mehr Freude daran, wenn die Planwerte, die Defizite, 
eben nicht rot wären, sondern Überschüsse. Aber wir haben Ihnen auch dargelegt, 
wieso wir in der mittelfristigen Planung wieder gewisse Einbussen vornehmen müs-
sen. Zwei Hauptgründe wurden jetzt auch in der Eintretensdebatte genannt: Es ist 
zum einen die SV17 und zum anderen sind es auch die mutmasslichen Veränderun-
gen beim Bundesfinanzausgleich. 

Die Regierung nimmt das nicht einfach tatenlos zur Kenntnis: Wir haben zwei 
Dinge auf der Ausgabenseite gemacht wie auch auf der Einnahmenseite. Auf der 
Ausgabenseite haben wir Ihnen aus eigenem Antrieb heraus gesagt: Wir müssen 
beim Wachstum der Staatsbeiträge etwas machen. Es ist die Dynamik, die uns Sor-
gen macht. Das sind die grossen Kostentreiber. Ich muss Ihnen aber auch sagen, 
das wird nicht ganz einfach werden. Wir werden Ihnen dieses Paket im Sommer prä-
sentieren, und das wird dann politisch diskutiert werden. Das braucht Korrekturen auf 
gesetzlicher Ebene, auf Verordnungsebene, und das wird politisch sicher noch kont-
rovers diskutiert werden. Die Regierung ist derzeit daran, dieses Paket auszuarbei-
ten, damit Sie es rechtzeitig beraten können. So weit zu Punkt 1, was den Vorwurf 
der Untätigkeit anbelangt. 

Auf der Einnahmenseite haben wir bereits im Dezember breit dargelegt, wie wir 
die SV17 umsetzen wollen. Das war m.E. auch wichtig für die politische Diskussion 
in der Finanzkommission. Man kann der Regierung sicher nicht den Vorwurf machen, 
man hätte da eine Art Blackbox im AFP, sondern wir haben sehr breit dargelegt, mit 
welchen strategischen Zielrichtungen wir an dieses Projekt gehen. Fokus unserer 
SV17-Umsetzung ist, dass wir v.a. für wertschöpfungsstarke, forschungsintensive 
Unternehmen attraktiv sind. Wir können uns leider keinen breiten Gewinnsteuersatz-
senkungsansatz leisten, sondern wir brauchen einen Mix von Massnahmen, um ins-
gesamt den Standort St.Gallen zu stärken. Also von unserer Seite her will ich deutlich 
machen: Wir sind sowohl auf der Einnahmenseite als auch auf der Ausgabenseite mit 
verschiedenen Massnahmen daran, die Positionen zu steuern. 
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Der AFP ist nicht irgendein Programm, bei dem man politisch irgendwelche Visi-
onen abbildet. Baumann-Flawil, das ist ein Missverständnis, lesen Sie bitte das Ge-
setz. Letztlich ist der AFP der Zusammenzug dessen, was politisch in der Pipeline ist, 
logischerweise unter Berücksichtigung des wirtschaftlichen Umfelds. Es ist auf der 
Ebene der Schwerpunktplanung und auf der Ebene anderer Sachplanung der Ort, um 
Strategien zu entwickeln und zu sagen, wohin wir den Kanton führen wollen, und das 
machen wir mit Ihnen und teilweise auch in unserem eigenen Zuständigkeitsbereich. 

Zur Einnahmenentwicklung: Ich kann es hier vorwegnehmen, wir haben den 
Steuerabschluss in der Regierung zur Kenntnis genommen. Was die Budgetierung 
der Einkommens- und Vermögenssteuern anbelangt, haben wir praktisch eine Punkt-
landung. Wir sind bei den juristischen Personen und bei den Grundstückgewinnsteu-
ern über dem Budget, also bei zwei Positionen, die massgeblich von den Märkten 
bestimmt sind: dem Immobilienmarkt zum einen und zum anderen bei den Unterneh-
men die allgemeine wirtschaftliche Lage, die sich einmal mehr positiv bemerkbar 
macht. Die st.gallischen Unternehmen behaupten sich sehr gut und entwickeln eine 
positive Dynamik, das sagen uns diese Zahlen. Aber es ist nicht so, dass uns die 
Rechnungsergebnisse jetzt einfach Dutzende Millionen von Franken in die Kasse 
spülen. Wir sind, wie gesagt, relativ gut in der Budgetierung, was die Einnahmen an-
belangt. 

Ich bin sehr froh, dass die Fraktionen in den letzten Tagen versucht haben, einen 
Weg zu finden, wie wir aus dieser Steuerfussdebatte, welche die Finanzkommission 
losgetreten hat, herausfinden. Es ist m.E. ein sinnvoller Vorschlag, dass wir versu-
chen, an einem runden Tisch die divergierenden Interessen, die logischerweise im 
Raum sind, im Interesse des Standorts zu bündeln. Ich habe hier in den letzten Tagen 
und auch vorhin im Eintreten von Ihnen viel Konstruktives gehört, das macht mich 
zuversichtlich mit Blick auf die Arbeiten an diesem runden Tisch. Wir müssen uns 
bewusst sein, die SV17 ist das Nachfolgeprojekt der Unternehmenssteuerreform III, 
und diese wurde auch im Kanton St.Gallen mit rund 58/59 Prozent abgelehnt – das 
ist die politische Ausgangslage. Es ist darum sehr wichtig, dass wir versuchen, ein 
austariertes Konzept zu entwickeln, das unseren Unternehmern nützt, aber auch po-
litisch mehrheitsfähig ist. Denn wir können es uns ganz sicher nicht leisten, dass die-
ses Vorhaben auf Bundes-, aber auch auf Kantonsebene nochmals Schiffbruch erlei-
det. Sie hören Bundesrat Maurer, was er zu diesem Thema sagt. Der Zeitdruck ist 
ganz erheblich. Er hat sich nochmals verschärft mit den Entscheiden der EU, aber 
auch mit den Entscheiden der amerikanischen Regierung. Der Wettbewerb hat sich 
deutlich verschärft, und die Schweiz muss in diesem Jahr diese SV17 umsetzen und 
die Kantone werden das unverzüglich auch müssen. Wir werden Ihnen nach unserer 
Planung im Mai eine Vernehmlassungsvorlage unterbreiten, wobei wir das Methodi-
sche dann am runden Tisch selbstverständlich auch noch besprechen werden, und 
wir werden Ihnen dann ziemlich zügig nach unserer Planung im dritten Quartal dieses 
Jahres die Vorlage zur SV17 unterbreiten. 

Zum Personal: Surber-St.Gallen hat erwähnt, dass wir hier zu restriktiv seien. Ich 
möchte vorausschicken: Die Regierung war froh, dass der Rat bei der Budgetbera-
tung im letzten November den Antrag auf 0,8 Prozent gutgeheissen hat. Das gibt uns 
doch einen vernünftigen Spielraum, um die Personalaufwandentwicklung zu steuern. 

Ich rufe nochmals in Erinnerung, welches die Instrumente dieser neuen Perso-
nalaufwandsteuerung sind. Mit dieser Pauschale müssen wir drei Dinge finanzieren: 
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allfällige allgemeine Lohnanpassungen, individuelle Lohnanpassungen in den Depar-
tementen und auch den strukturellen Personalbedarf. Natürlich kann es sein, und das 
Beispiel mit der Kantonspolizei liegt auf dem Tisch, dass die Regierung sagt, wir ha-
ben hier eine Sondersituation, die wir auch gesondert betrachten müssen. Es kann 
z.B. auch sein, dass wir bei der Vorlage «Gefängnis Altstätten» auch mit Ihnen diese 
Diskussion führen müssen. Sie werden in der vorberatenden Kommission sehen, 
dass es dort nicht nur um Investitionen geht, sondern auch um massgebliche perso-
nelle Anpassungen. Aber im Grossen und Ganzen soll im Grundsatz der strukturelle 
Personalbedarf, er resultiert aus verschiedenen Gesetzen und Projekten, mit dieser 
Pauschale abgegolten werden. Die Regierung wird die Umsetzung der Pauschale 
intern diskutieren, man wird Schwerpunkte setzen müssen, so, wie Sie das auch von 
uns verlangt haben. Und für uns ist dieser neue Steuerungsansatz sinnvoll. Wir sind 
nicht mehr in dieser Mikrosteuerung, die Ihnen und uns nichts bringt, sondern wir sind 
in dieser globalen strategischen Steuerung des Personalaufwands, und das erscheint 
uns vernünftig. 

Zum Schluss: Was erwartet uns in der nahen Zukunft mit Blick auf die Entwick-
lung des Eigenkapitals? Das schwingt ja immer wieder auch ein bisschen mit. Man 
sieht, dass wir eigentlich ein solides Eigenkapitalpolster haben, und das weckt, das 
ist meine persönliche Mutmassung, auch gewisse Begehrlichkeiten. 

Ich möchte Ihnen dazu zwei Dinge sagen: 
1. Die Funktion des Eigenkapitals ist nicht die, dass man sich dort bedient für Be-

gehrlichkeiten, sei dies auf der Einnahmen- oder auf der Ausgabenseite. Das Ei-
genkapital ist unser Risikopuffer für wirtschaftlich schlechte Zeiten, und die kom-
men mit tödlicher Sicherheit wieder. Das ist nun einmal so. Es war noch nie so, 
dass es nur immer munter aufwärtsgeht, sondern es werden auch wieder rezes-
sive Phasen kommen, und dann tun wir gut daran, dass wir für diese Phase auch 
Mittel haben, die uns helfen, Einbrüche auszuglätten. Das ist entscheidend, das 
wissen die Gemeinden. Bei ihnen ist das genauso wichtig wie beim Kanton. 

2. Die Eigenkapitalentwicklung werden wir mit dem Rechnungsabschluss diskutie-
ren müssen, das wurde gestern im Rahmen dieser Interpellation auch diskutiert. 
Die Regierung bzw. der Kantonsrat hat bei der Immobilienübertragung diese Auf-
wertung in Aussicht genommen von rund 300 Mio. Franken. Ich habe es bereits 
in der Finanzkommission erwähnt, wir müssen das mit Ihnen nochmals diskutie-
ren, ob wir angesichts dieser Entwicklung wirklich diese Aufwertung machen kön-
nen oder ob wir hier nicht realistischere Werte einsetzen müssen. Es ist ein rein 
buchhalterischer Vorgang, der in Kenntnis der Rechnungslegungsgrundsätze 
auch korrekt in der Bilanz abgebildet werden muss. Diese Diskussion werden wir 
aufgrund der veränderten Ausgangslage im Gesundheitswesen im Rahmen des 
Rechnungsabschlusses mit Ihnen diskutieren müssen. Insofern werden sich 
möglicherweise diese Zahlen, die Sie jetzt im AFP haben, nochmals verändern. 
Ich kann es Ihnen noch nicht genau sagen, in welche Richtung sie sich verän-
dern, aber es wird diesbezüglich in Zusammenhang mit dem Rechnungsab-
schluss nochmals eine Diskussion geben müssen. Ich habe das in der Finanz-
kommission bereits ausführlich dargelegt und werde dies auch hier im Rahmen 
des Rates tun. 
Zum Schluss danke ich Ihnen nochmals für die insgesamt kritisch-positive Auf-

nahme des AFP. Nehmen Sie den AFP so als Instrument, wie es wirklich angebracht 
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ist. Interpretieren Sie nicht zu viel in dieses Instrument hinein, ziehen Sie aber die 
richtigen Schlüsse für die mittelfristige Planung. Das ist das Wichtige. Der AFP ist ein 
Frühwarnsystem für die Aufwand- sowie für die Einnahmenseite. Ich behaupte, dank 
dieser Instrumente hat der Kanton St.Gallen in den letzten Jahren auch frühzeitig 
jeweils die Weichen gestellt mit den Sparprogrammen. Ich kann mich gut erinnern, 
beim ersten Programm hiess es: Wieso macht ihr das? Andere Kantone machen auch 
nichts. Zwei Jahre später waren alle Kantone an diesen Übungen. Dieses Frühwarn-
system hilft uns rechtzeitig politisch aktiv zu werden, wenn es nötig wird, und in die-
sem Sinn danke ich Ihnen, wenn Sie die Regierung dabei unterstützen. 
 
Louis-Nesslau, Ratspräsident, stellt Eintreten auf die Vorlage fest. 
 
 
Spezialdiskussion 
 
Phase 2.2 Grundlagen der Planung 
 
Abschnitt 2.6 «Schwerpunktplanung der Regierung». Bischofberger-Thal, Präsident 
der Staatswirtschaftlichen Kommission: Ich möchte vorab festhalten, dass grundsätz-
lich die Finanzkommission den AFP berät und dabei auch die Umsetzung der gesetz-
lichen Aufgaben prüft. 

Da der Auftrag aus der Feder der Staatswirtschaftlichen Kommission stammt, 
möchten wir die Umsetzung genau verfolgen. Eine Stellungnahme seitens der Staats-
wirtschaftlichen Kommission wurde mit dem Präsidenten der Finanzkommission ab-
gesprochen. Die Staatswirtschaftliche Kommission beauftragte die Regierung in ih-
rem Bericht 2004, dem Kantonsrat eine Vorlage zu unterbreiten, in welcher geregelt 
wird, dass die Schwerpunktplanung der Regierung in einer Verbindung zum finanz-
politischen Umfeld und zum Ressourcenbedarf für die Umsetzung steht. 

Der Auftrag wurde mit dem VIII. Nachtrag zum Staatsverwaltungsgesetz (22.15.04) 
erfüllt. Dieser ist seit Januar 2016 in Vollzug. Art. 16e Bst. ater Staatsverwaltungsge-
setz (sGS 140.1; abgekürzt StVG) hält fest, dass der AFP die für die mittelfristige 
Planung und Steuerung der Staatstätigkeit notwendigen Informationen enthält. Er 
umfasst insbesondere die zur Erreichung der strategischen Ziele der Schwerpunkt-
planung relevanten Leistungsbereiche und eine Einschätzung ihrer Auswirkungen auf 
die Ressourcen. Der Kantonsrat hat den Auftrag der Staatswirtschaftlichen Kommis-
sion im 2016 somit abgeschrieben. Die konkrete Umsetzung dieses gesetzlichen Auf-
trags stand jedoch noch aus. Bei der Beratung des Abschnitts 2.6 auf S. 13 des AFP 
hat die Kommission festgestellt, dass der Gesetzesauftrag materiell nicht umgesetzt 
wurde und eine konkrete Aussage zum Auftrag des Kantonsrates bzw. der Staats-
wirtschaftlichen Kommission fehlt. Im AFP wird erwähnt, dass sich die personellen 
und finanziellen Konsequenzen noch nicht direkt oder nur teilweise aus den einzelnen 
Strategien ableiten lassen können. Es braucht weitere Konkretisierungs- und Umset-
zungsschritte. Die Staatswirtschaftliche Kommission zeigt ein gewisses Verständnis 
dafür, dass eine Verknüpfung der Schwerpunktplanung mit der Ressourcenplanung 
im AFP eine komplexe und nicht schnell lösbare Aufgabe ist, aber anlässlich der Prü-
fungstätigkeit 2016/2017 hat das Finanzdepartement am 9. November 2016 ausge-
führt, dass eine Verknüpfung der Schwerpunktplanung mit der Ressourcenplanung 
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im AFP erfolgen wird. Dies hat die Staatswirtschaftliche Kommission dazu bewogen, 
den Abschnitt im vorliegenden AFP genauer zu prüfen. Aufgrund dieser Ausführun-
gen wird die Staatswirtschaftliche Kommission der Umsetzung dieses Auftrags wei-
terhin gewisse Beachtung schenken und erwartet, dass der Gesetzesauftrag im AFP 
2020-2022 umgesetzt wird. 
 
 
Phase 2.3.3 Erläuterungen zu Aufwand und Ertrag 
 
Suter-Rapperswil-Jona beantragt im Namen der CVP-GLP-Fraktion, Ziff. 1 Bst. c wie 
folgt zu formulieren: «Die Planwerte 2019 bis 2021 werden so angepasst, dass der 
Personalaufwand der Kantonspolizei (Rechnungsabschnitt 7250) wie im Budget 2018 
dem Sockelpersonalaufwand gemäss neuer Personalaufwandsteuerung zugeordnet 
wird. Zu diesem Zweck wird die jährliche Pauschale in Bezug auf den Sockelperso-
nalaufwand auf 1,0 Prozent erhöht.» 

Der Antrag der FDP-Fraktion und der SP-GRÜ-Fraktion sowie das rote Blatt der 
Regierung sind abzulehnen. 

Der Kantonsrat hat seine Haltung in dieser Frage, ob die Kantonspolizei zum 
Sockelpersonalaufwand dazugezählt werden soll oder nicht und ob das exogen ist 
oder nicht, bereits früher beschlossen, und es ist uns allen ein Anliegen, dass diese 
Systematik nun beibehalten wird. Mit der Frage, ob man den Ausbau des Polizeikorps 
will oder nicht, hat das nichts zu tun. Es geht nicht darum, dass wir die neue Perso-
nalaufwandsteuerung endlich wieder aufbrechen, sondern diese wurde neu aufge-
gleist, und es ist uns wichtig, dass man das konsequent durchzieht und nicht bei der 
erstbesten Gelegenheit wieder verwässert, nur weil es um die Kantonspolizei geht. 

Ich möchte gleich auch zum roten Blatt sprechen und sagen, dass die CVP-GLP-
Fraktion das rote Blatt der Regierung ablehnen wird. Wir sind uns aber auf der ande-
ren Seite bewusst, dass mit der jährlichen Pauschale von 0,8 Prozent – das entspricht 
rund 2,5 Mio. Franken – das finanzielle Korsett eng ist, um den Ausbau des Polizei-
korps voranzutreiben. Wir beantragen deshalb, wie bereits im letzten November im 
Rahmen der Budgetdebatte, die jährliche Pauschale von 0,8 Prozent auf 1 Prozent 
zu erhöhen. Dies räumt der Regierung den nötigen finanziellen Spielraum ein, um 
den weiteren Ausbau des Polizeikorps im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten an-
zugehen, zwar nicht als Rundum-sorglos-Paket, aber doch grosszügig genug. 

Dass die SP-GRÜ- und v.a. auch die FDP-Fraktion noch weiter gehen wollen, 
überrascht uns. Gerade die FDP-Fraktion hat im letzten November die Erhöhung der 
Pauschale von 0,8 auf 1 Prozent abgelehnt. Und jetzt beantragt sie de facto mit ihrem 
Antrag eine Erhöhung auf 1,3 Prozent. Es kann doch nicht sein, dass wir von der 
ganzen Verwaltung verlangen, Zurückhaltung beim Schaffen von neuen Stellen zu 
üben und nun auf einmal mit der Begründung der Kantonspolizei finanziellen Spiel-
raum gewähren, als gäbe es kein Morgen. Glauben Sie mir, auch für die CVP-GLP-
Fraktion ist Sicherheit sehr wichtig. Doch mit der massvollen Erhöhung der Pauschale 
auf 1 Prozent schaffen wir einen angemessenen Spielraum für den Ausbau des 
Korps. 
 
Tinner-Wartau: Dem Antrag der FDP-Fraktion und der SP-GRÜ-Fraktion ist zuzustim-
men. 
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Wir haben zumindest beim ersten Satz Konsens, und zwar beim Antrag der Fi-
nanzkommission. Die FDP-Fraktion hat die weitere Ausdehnung um 38 Stellen sehr 
intensiv diskutiert, und die FDP-Fraktion bekennt sich zum Bericht 40.14.05 «Polizei-
liche Sicherheit im Kanton St.Gallen» und will sicherstellen, dass die nun noch offe-
nen 38 Polizistenstellen geschaffen werden können. Wir müssen auch berücksichti-
gen, dass diese Mitarbeitenden der Kantonspolizei vorab eine Polizeischule besu-
chen müssen, und es geht nun darum, dass letztlich dem Sicherheits- und Justizde-
partement eine Planungssicherheit zur Verfügung gestellt wird. 

Entschuldigung, halbschwangere Lösungen bringen da nichts, indem wir wieder 
einen Interpretationsspielraum offenlassen. Dann müssen wir ehrlich sein und den 
Bericht «Innere Sicherheit» abschliessen und uns letztlich dazu bekennen, dass wir 
keinen weiteren Ausbau oder nur in einem bestimmten Umfang wollen. 
 
Surber-St.Gallen (im Namen der SP-GRÜ-Fraktion): Dem Antrag der FDP-Fraktion 
und der SP-GRÜ-Fraktion ist zuzustimmen. 

Der Antrag zielt darauf ab, die Polizistenstellen im Sockelpersonalaufwand zu 
berücksichtigen, sodass wir diese Stellen auch tatsächlich schaffen können. Der Kan-
tonsrat hat sich zum Bericht «Innere Sicherheit» bekannt. Man will den Ausbau bei 
der Kantonspolizei. Dieser lässt sich mit den jetzt beschlossenen Mitteln schlicht nicht 
realisieren, bzw. mit den Vorgaben, die wir der Regierung gemacht haben, mit den 
0,8 Prozent, lässt sich das nicht realisieren. Dann geht der Ausbau der Kantonspolizei 
alleine zulasten des übrigen Personals, das keine Lohnentwicklungen mehr haben 
kann. 

Wir sind nicht bereit, dies zu tragen, und beantragen deshalb, dass der Sockel 
entsprechend erweitert wird. Dies auch, wie Vorredner Tinner-Wartau bereits gesagt 
hat, um dem Sicherheits- und Justizdepartement eine gewisse Planungssicherheit in 
dieser Frage zu geben. Wenn wir lediglich von 1 Prozent bei der Pauschale sprechen, 
dann ist es nicht möglich, wirklich diese Planungssicherheit zu geben, um die Stellen 
realisieren zu können. Dieses eine Prozent reicht nicht aus, um die 15 Stellen jährlich 
zu finanzieren, die es noch braucht. Ich möchte Sie deshalb ersuchen, unserem An-
trag zuzustimmen. 

Ich möchte festhalten: Wir werden bei dieser Personalaufwandsteuerung immer 
wieder an Punkte kommen, an welchen wir darüber diskutieren müssen, wie zusätz-
lich von uns beschlossene Stellen zu finanzieren sind, denn wir können nicht die Er-
wartung haben, dass dann, wenn wir neue Stellen tatsächlich mit einer Vorlage be-
schliessen, diese dann auch aus der Pauschale finanziert werden können. Es wird 
diese Diskussion immer wieder geben, denn ansonsten wird es nicht möglich sein, 
dass Personallohnentwicklungen für das übrige Personal möglich sind. Wir werden 
bestimmt wieder zu diesem Punkt kommen. 

Ich bitte Sie, diesem Antrag zu folgen. Sie möchten schliesslich den Ausbau der 
Kantonspolizei, wir haben das hier drinnen beschlossen. Geben wir dem Sicherheits- 
und Justizdepartement diese Planungssicherheit. 
 
Götte-Tübach: Ich komme mir hier vor wie auf einem Basar. Wir haben schon seit 
längerer Zeit immer wieder über diesen Personalsockel gesprochen. Wir hatten schon 
Diskussionen im vergangenen Jahr in der Vorinformation zum Budget. Wir wurden 
dort von der Regierung enttäuscht und haben dem Finanzdirektor klare Anweisungen 
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gegeben, wie das Budget aussehen sollte. Daraufhin haben wir uns im Budget, ent-
gegen der Regierung, wieder für einen neuen Personalsockel definiert und haben dort 
schon bei der Budgetdebatte gesagt, wie wir uns das im AFP vorstellen. Anschlies-
send haben wir in der Finanzkommission zum AFP wieder darüber diskutiert und 
dann noch einmal die Thematik des Berichts 40.14.05 – dieser ist im Grundsatz bald 
zehnjährig – aufgenommen. Es gibt immer noch viele Leute, die das Gefühl haben, 
wir stellen nur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Polizeikorps ein, die in diesem Be-
richt erwähnt sind. Das ist zum guten Glück nicht so. Unser Sicherheitschef hat heute 
ganz andere Anliegen in seinem Korps. Ich spreche hier von Cyber und weiteren 
neuen Erkenntnissen, die es in der Polizei heute braucht. Diese sind alle nicht in die-
sem Bericht erwähnt. Hier müssen wir uns vielleicht einmal Gedanken machen, wann 
und wie dieser Bericht überarbeitet wird, weil wir seit rund vier Jahren bei jeder Fi-
nanzdebatte von diesem Bericht «Innere Sicherheit» sprechen. Die SVP-Fraktion ist 
klar der Auffassung, dass wir genügend Leute im Sicherheitswesen brauchen, bei der 
Polizei, und wir sind auch immer wieder gewillt, diese zu geben. Aber nicht zu jedem 
Preis. 

Ich komme zurück zu diesem Sockel. Wir haben dann in der Debatte in der Fi-
nanzkommission gesagt, es brauche etwas Luft für diese Leute aus diesem Bericht 
«Innere Sicherheit» und wir erhöhen auf 0,8 Prozent, wo wir uns auch gefunden ha-
ben. Die SP-GRÜ-Fraktion hat gesagt – was ihr gutes Recht ist –, dass wenn die 
Polizei hineinmuss, brauche es mehr, und zwar 1,3 Prozent. Wir haben abgestimmt. 
Ich gehe davon aus, dass der Präsident der Finanzkommission noch erwähnen wird, 
dass es ein ganz klares Resultat, zum Bedauern der SP-GRÜ-Fraktion gab, die allein 
dastand mit den 1,3 Prozent. Alle andern haben gesagt, dass sie sich an die Vorga-
ben von 0,8 Prozent halten. 

Es ist noch nicht so lange her, seit wir über diese Thematik in der Finanzkommis-
sion gesprochen haben. Aber jetzt haben wir wieder diese 0,8 Prozent der Finanz-
kommission. Ich kann es vorwegnehmen, die SVP-Fraktion bleibt bei diesen 0,8 Pro-
zent. Wir sagten einmal etwas und bleiben dabei. Wir haben die CVP-GLP-Fraktion, 
die versucht, irgendwo in der Mitte eine Lösung zu finden und auf 1,0 Prozent geht. 
Wir haben die SP-GRÜ-Fraktion mit ihren ursprünglichen 1,3 Prozent. Und jetzt ha-
ben diese die FDP-Fraktion gefunden, die bei 1,3 Prozent auch noch mitmacht. Die-
ses Spiel macht die SVP-Fraktion nicht mit. Wir bleiben beim Vorschlag der Finanz-
kommission von 0,8 Prozent und werden uns bei allen anderen Vorschlägen – 
vielleicht gibt es ja noch 0,85 oder 1,32 Prozent – enthalten, dies im Wissen des Ri-
sikos, das wir auf uns nehmen. Wir werden am Schluss nur 0,8 Prozent zustimmen, 
wie es über eine lange Zeit diskutiert, debattiert und in den Kommissionen beschlos-
sen wurde. 
 
Schöbi-Altstätten: Dem Antrag der FDP-Fraktion und der SP-GRÜ-Fraktion ist zuzu-
stimmen. Ich lege meine Interessen als Präsident des Polizeipersonalverbandes of-
fen und spreche für meine Person und für die Bevölkerung. Unterstützt wird der An-
trag auf dem grauen Blatt, die ausstehenden 38 Stellen bei der Polizei in den AFP 
aufzunehmen. 

Der Bericht «Polizeiliche Sicherheit» nimmt die Situation nach dem Jahr 2009 
auf. Das Anliegen ist inzwischen 10 Jahre alt, wenn der AFP greift, und die Erwartun-
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gen der Bürger auch. Sie wollen in Sicherheit leben. Sind wir konsequent und schlies-
sen die Lücken und das Geschäft endlich ab. Die 38 Stellen sind sicherheits- und 
auch regionalpolitisch notwendig, und zwar sind es 2019 15 Stellen, 2020 auch 
15 Stellen und 2021 8 Stellen. 

Die Kantonspolizei hat ihr Konzept «Kantonspolizei der Zukunft» erst in der Re-
gion Bodensee-Rheintal Mitte letzten Jahres einführen können. Die Polizeipräsenz 
wurde verdoppelt, die Sicherheit merklich erhöht. Darauf haben auch die anderen 
Regionen Anspruch, und dafür brauchen wir im AFP die 38 Stellen. Die «Kantonspo-
lizei der Zukunft» steht nun auch in der Region Fürstenland/Neutoggenburg an, so-
dann in den beiden Südregionen Werdenberg/Sarganserland und Linthgebiet/Tog-
genburg. Gewähren wir nun dem ganzen Kanton den notwendigen und gleichen 
Sicherheitsstandard und die Polizeipräsenz. Nehmen wir die 38 Stellen in den AFP 
auf und schliessen so den Bericht 40.14.05 endlich einmal ab. 
 
Dürr-Widnau: Dem Antrag der CVP-GLP-Fraktion ist zuzustimmen. 

Zuerst eine Vorbemerkung zu Götte-Tübach: Wir haben im Budget bereits 1,0 Pro-
zent gefordert, das wurde von diesem Parlament abgelehnt, und entsprechend ist es 
konsequent, wenn wir jetzt nochmals darauf hinweisen, dass 1,0 Prozent richtig wäre. 
Wir werden auch eine Abstimmung mit Ja und Nein machen und lassen uns nicht von 
Spielchen mit Enthalten usw. beeinflussen. Ich glaube, es ist wichtig, dass man sich 
hier entscheidet, in welche Richtung man sich bewegen möchte. 

Ich bin aber schon erstaunt, dass es jetzt auf einmal gehen soll, dass man einen 
gewissen Bereich nimmt und sagt, man müsse den Sockelpersonalaufwand einfach 
erhöhen. Dass wir ihn um 1,3 Prozent erhöhen müssen, steht natürlich so nicht in 
diesem Antrag, das haben wir aber so in der Finanzkommission besprochen. Und 
wenn wir uns überlegen, dass wir von 0,4 Prozent kommen und jetzt bei 1,3 Prozent 
sind, dann ist das eine Verdreifachung. Im gleichen Atemzug höre ich beim Eintre-
tensvotum, dass die Aufwandentwicklung sehr schwierig sei, denn man müsse die 
Aufwände steigern, die Finanzen sähen auch nicht gut aus. Der Finanzchef hat darauf 
hingewiesen, wir haben einen negativen Ausblick. Und jetzt wird hier eine Verdreifa-
chung des Sockelpersonalaufwands gefordert. Als Mitglied der Finanzkommission 
habe ich damit ein bisschen Mühe. 

Sie haben es von Surber-St.Gallen gehört, so wird es in Zukunft gehen, dass 
man schliesslich jedes Mal diesen Sockelpersonalaufwand erhöhen muss, wenn ir-
gendwo in einem Bericht neue Stellen beantragt werden. Und das ist überhaupt nicht 
der «Mechano», den wir hier bei diesem Sockelpersonalaufwand haben. Mit diesem 
Aufwand geben wir der Regierung die Möglichkeit, selbständig zu priorisieren und zu 
sagen, wo sie die Stellen hat. Aber wenn wir jetzt hier Ja sagen, dann ist die Regie-
rung ihrem Ziel nähergekommen. Drei Mal haben wir in der Finanzkommission dar-
über diskutiert, ob das exogen ist oder nicht. Und jetzt sieht es so aus, dass es eine 
Mehrheit geben könnte, die dieses Spiel mitmacht. Mit dieser Sockelpersonalauf-
wandsteuerung ist das Ziel, dass die Regierung auch innerhalb und ausserhalb der 
Departemente die Stellen verschiebt. Aber das wird nicht gemacht, und mit solchen 
Massnahmen, wie diesen Sockelbeitrag zu erhöhen, wird das künftig überhaupt nicht 
mehr gemacht und der Stellenanstieg wird weitergehen. Ich bin dann besonders von 
einer Seite gespannt, die sich dann fragt, warum man immer mehr Stellen hat. 
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Es ist möglich, diese Stellen zu schaffen. Und ich möchte auch noch auf diesen 
Bericht «Innere Sicherheit» hinweisen. Ich war nicht in dieser Kommission, aber zu 
diesem Bericht wird immer gesagt, dass man darin Stellen versprochen habe. Ich 
bitte Sie, einfach einmal ins Jahr 2015 zurückzuschauen, und ich zitiere den Kom-
missionspräsidenten, von dem gesagt wurde, dass natürlich die Stellen geschaffen 
werden, wenn die finanzielle Situation dies hergibt. Das war die Meinung der Kom-
mission. 

Der AFP geht von Defiziten von über 100 Mio. Franken aus, und jetzt sagt man, 
dass das kein Problem sei und wir diese Stellen schaffen können, um Planungssi-
cherheit herzustellen. Die Regierung hat es in der Hand, diese Stellen zu schaffen, 
wenn sie es möchte. Dafür braucht es keine Erhöhung. Wenn wir diese jetzt vorse-
hen, werden wir bei jedem Departement diese Diskussionen haben. Das müssen wir 
verhindern. Diese 1,0 Prozent sind noch machbar, aber 1,3 Prozent, eine Verdreifa-
chung, ist nicht mehr realistisch. 
 
Widmer-Mosnang: Dem Antrag der CVP-GLP-Fraktion ist zuzustimmen. 

Vielleicht kann ich noch einen Beitrag zur Beruhigung der Diskussion einbringen. 
Wir haben hier eine seltene Einigkeit von links bis rechts. Wir wollen das Polizeikorps 
aufstocken gemäss Bericht 2014 und wollen auch die Personalkosten, die dadurch 
entstehen, im Sockelpersonalaufwand berücksichtigt haben. Da haben wir schon ei-
nen sehr grossen Konsens. Vielleicht ist der Finanzkommission und auch in den Frak-
tionen eine Überlegung oder die Beurteilung des Sockelpersonalaufwands unterge-
gangen. Ich möchte das hier kurz erläutern. Der AFP geht davon aus, dass die Kosten 
für das Personal nicht im Sockelpersonalaufwand enthalten sind. 

Der bereinigte Sockelpersonalaufwand AFP 2019 beträgt 313,2 Mio. Franken. 
Wir wollen nun das Polizeikorps bzw. die Personalkosten im Sockelpersonalaufwand 
einbringen und darin aufführen, was die Vorgabe des Sockelpersonalaufwands AFP 
2019 einschliesslich Personalkorps deutlich höher macht, und zwar 421,1 Mio. Fran-
ken. Wir haben also eine ganz andere Grundlage, um das Wachstum zu berechnen. 
Wir haben Diskussionen gehabt über 0,8, 1,0, 1,3 Prozent. Man müsste sich vielleicht 
auch noch fragen, was das denn tatsächlich bedeutet. Und wenn wir aufgrund des 
höheren Sockelpersonalaufwands um 0,8 Prozent erhöhen, dann gibt das nicht die 
2,5 Mio. Franken, wie das im AFP eingestellt ist, sondern 3,4 Mio. Franken. Es sind 
dann bereits 900'000 Franken, wo wir wirklich mehr Luft haben. 

Wenn man den Antrag von 1,0 Prozent, den wir hier einbringen, auch umsetzen 
würde, wären das bereits 4,2 Mio. Franken, Delta 1,7 Mio. Franken. Diese 1,7 Mio. 
Franken, die wir hier mehr hätten, würden ausreichen, um im Polizeikorps die restli-
chen 38 Stellen in den nächsten drei Jahren zu schaffen und auch zu finanzieren. 
Wenn wir auf 1,3 Prozent gehen, wie es die SP-GRÜ- und FDP-Fraktion möchten, 
dann haben wir ein Wachstum von 5,4 Mio. Franken. Dann haben wir nicht nur Geld 
für neue Stellen bei der Polizei, wir schaffen auch sonst noch etwas mehr Luft. Bei 
diesen Überlegungen ist auch zu berücksichtigen, dass wir einen höheren Sockelper-
sonalaufwand haben. Die Grundlage ist somit höher, das Wachstum mit den Prozen-
ten, seien es 0,8, oder 1,0 oder 1,3 Prozent, ist höher. Ich betone es nochmals, dass 
der Antrag der CVP-GLP-Fraktion mit der Erhöhung um 1,0 Prozent genau das ab-
decken würde, was die Schaffung der Stellen bedarf. 
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Unsere Fraktion wird, wenn der Kantonsrat diesem Antrag nicht zustimmt, bei 
den 0,8 Prozent der Finanzkommission bleiben. 
 
Louis-Nesslau, Ratspräsident: Ich begrüsse die Präsidenten der kantonalen Parla-
mente der Kantone Appenzell Ausserrhoden und Appenzell Innerrhoden auf der Tri-
büne, Kantonsratspräsident Florian Hunziker für den Kanton Appenzell Ausserrhoden 
und Grossratspräsident Sepp Neff für den Kanton Appenzell Innerrhoden. 
 
Surber-St.Gallen: Dem Antrag der FDP-Fraktion und der SP-GRÜ-Fraktion ist zuzu-
stimmen. 

Mir scheint hier eine Verwirrung entstanden zu sein. Es wurde vorhin ausgeführt, 
der Antrag der FDP-Fraktion / SP-GRÜ-Fraktion wolle die Pauschale auf 1,3 Prozent 
anheben. Es wurde auch ausgeführt, es solle der Sockel um 1,3 Prozent erhöht wer-
den. Wir möchten die Pauschale nicht anheben, sondern, wenn Sie den Antrag lesen, 
dass diese Stellen laufend in den Sockelpersonalaufwand aufgenommen werden. 
Dies bedeutet nicht eine Erhöhung der Pauschale auf 1,3 Prozent, sondern eine wirk-
lich nicht sehr hohe Erhöhung des Sockelpersonalaufwands. Die Pauschale bliebe 
dann bei 0,8 Prozent, aber die Polizistenstellen wären dann automatisch im Sockel-
personalaufwand eingestellt. Das ist der Antrag der FDP-Fraktion / SP-GRÜ-Fraktion. 

Zu Widmer-Mosnang: Man kann diese Rechnung nicht einfach so machen, dass 
man diese 0,8 Prozent vom Sockelpersonalaufwand rechnet und man alle Polizisten 
in den Sockelpersonalaufwand stellt und dann sagt, dass man so und so viel mehr 
hat. Das, was Sie dann mehr haben, brauchen Sie für die Lohnentwicklung der Poli-
zisten, sonst haben die Polizisten keine Lohnentwicklung. Sie müssen die Rechnung 
richtig machen. Wenn Sie die Polizisten in den Sockelpersonalaufwand einrechnen, 
dann brauchen auch die Polizisten die Lohnentwicklung aus diesen 0,8 Prozent, die 
Sie da rechnen. Und das ist der springende Punkt. Wir haben hier ein Problem. Wenn 
wir die Polizistenstellen über diese 0,8 oder 1,0 Prozent finanzieren müssen, stehen 
wir hier bei der Möglichkeit an, dem Personal Lohnentwicklung zu gewähren. Wir wol-
len dem Personal eine Lohnentwicklung gewähren, was auch in NeLo ausdrücklich 
so vorgesehen ist. Man will eine leistungsabhängige Lohnentwicklung, was nur mög-
lich ist, wenn auch finanzielle Mittel zur Verfügung stehen. Deshalb ist es notwendig, 
dass wir die Polizisten bzw. die Stellen, die wir hier unbedingt schaffen wollen, aus 
der Pauschale herausnehmen und in den Sockelpersonalaufwand einstellen. Dann 
haben wir eine saubere Lösung. 

Zu Dürr-Widnau: Er hat meine Frage aufgenommen, ob das in Zukunft immer 
wieder passieren wird. Ich glaube, wenn wir im Kantonsrat wirklich sehr stellenwirk-
same Vorlagen beraten und diese Stellen auch realisieren wollen und müssen, wer-
den wir um solche Diskussionen auch in Zukunft nicht herumkommen, weil es nicht 
realistisch ist, diese Stellen aus dieser Pauschale von 0,8 Prozent zu finanzieren. 
Solche Diskussionen werden wir deshalb führen. Es wird nicht ständig sein und auch 
nicht der Normalfall sein. Aber es kann solche Diskussionen geben. 
 
Noger-St.Gallen: Dem Antrag der FDP-Fraktion und der SP-GRÜ-Fraktion ist zuzu-
stimmen. 

Ich bitte Götte-Tübach um etwas Geduld. Er hat gesagt, man feilsche wie auf 
einem Basar hin und her. Das ist ja der Sinn des Kantonsrates, dass wir uns in einer 
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wichtigen Grundsatzfrage Zeit nehmen, verschiedene Argumente auszutauschen. 
Dürr-Widnau hat angesprochen, welches das richtige System sei. Das ist wirklich eine 
wichtige Frage. Wir haben einen Normalfall, und in diesem Normalfall soll die Pau-
schale der Regierung genügend Handlungsspielraum geben, damit wir nicht, wie in 
vergangener Zeit, um eine halbe Stelle Prävention oder um 20 Prozent Aufstockung 
in irgendeinem Bereich herumfeilschen müssen. Das wollen wir nicht. Das wollen wir 
der Regierung anheimstellen. Aber ausserhalb des Normalfalls gibt es Spezialfälle, 
deswegen heisst es ja Normalfall und Ausnahmefall. Und jetzt geht es darum abzu-
wägen, ob diese grosse Erhöhung im Bereich der Kantonspolizei ein Normalfall oder 
ein Ausnahmefall sei. 

Mein jüngster Sohn arbeitet bei der Kantonspolizei, ich spreche jedoch nicht für 
ihn. Ich höre aber aus anderen Departementen, dass Mitarbeiter im Staat quasi an-
gesprochen werden, dass wegen der Kantonspolizei wir unsere normale Entwicklung 
in unserem Departement nicht weiterführen können. Das gibt eine ganz schlechte 
Stimmung, und wir wollen jetzt irgendwie sagen, die Regierung mache das dann pau-
schal, und genau solche Diskussionen werden wir damit weiterhin führen. Ich glaube, 
es ist wirklich der Moment zu sagen – und ich bin da gleicher Meinung wie Surber-
St.Gallen und stehe damit auch nicht alleine in unserer Fraktion da –, dass das jetzt 
ein Ausnahmefall ist. Auch wenn Dürr-Widnau sagt, man solle nicht gleich die Schleu-
sen öffnen für solche Ausnahmefälle. Es wird allenfalls weitere Ausnahmefälle geben 
und in jedem dieser Fälle wird Götte-Tübach wieder Geduld haben müssen und wir 
werden dort nochmals darüber diskutieren, ob ein Ausnahmefall «Kantonspolizei» 
anzuerkennen sei. 
 
Güntzel-St.Gallen: Nach diesen verschiedenen Voten zu den Personalkosten der 
Kantonspolizei bin ich überrascht, dass offenbar niemand im Saal davon ausgeht 
bzw. es in Betracht zieht, dass 1 bis 2 Mio. Franken bei einigen tausend kantonalen 
Mitarbeitern problemlos verschoben werden können. Es muss nicht gespart werden, 
sondern überprüft werden, welche Aufgaben noch erfüllt werden müssen und welche 
aufgegeben werden können. Deshalb meine ich, ist es nicht notwendig, deswegen 
das gesamte Budget des Personals zu erhöhen. Stattdessen sollen diese Stellen mit 
dem Auftrag an die Regierung übernommen werden, diesen Betrag im Gesamtauf-
wand des Personals einzusparen. 
 
Tinner-Wartau: Dem Antrag der FDP-Fraktion und der SP-GRÜ-Fraktion ist zuzustim-
men. 

Ich knüpfe am Votum Noger-St.Gallen an, um auch dem Parteipräsidenten der 
CVP-GLP-Fraktion eine Antwort zu geben: Wir sind davon ausgegangen, dass es in 
der Herleitung, weil der Bericht aus 2009 datiert ist, um eine Altlastenbereinigung im 
Sinne der Stellenaufarbeitung geht. Deshalb wollen wir hier diese Ausnahme schaf-
fen, dass wir sozusagen das Personal um diese 38 Stellen anpassen. Und somit habe 
ich nochmals aufgezeigt, dass wir aus einer alten Welt kommen und diese letztlich 
nur in die neue adaptieren möchten, nicht mehr und nicht weniger. 
 
Dürr-Widnau: Dem Antrag der CVP-GLP-Fraktion ist zuzustimmen. 

Ich danke Surber-St.Gallen und Noger-St.Gallen für das Votum. Jetzt weiss man, 
wo sie stehen. Surber-St.Gallen hat gesagt, diese 0,8 Prozent Sockelbeitrag seien 
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nur für die Lohnerhöhungen. Und da haben wir einen Dissens. In der Finanzkommis-
sion war ganz klar die Meinung, mit diesen 0,8 Prozent müssten auch Stellen finan-
ziert werden. Und jetzt ist schon klar, in welche Richtung das gehen möchte. Und 
Noger-St.Gallen hat Surber-St.Gallen noch unterstützt. Das ist schon ein wesentli-
cher Unterschied: Ist der Sockelpersonalaufwand nur für Lohnerhöhungen oder für 
neue Stellen? In der Finanzkommission war die Frage bis jetzt ganz klar. Die Regie-
rung muss in diesem Betrag neue Stellen und die Lohnerhöhung finanzieren können. 

Tinner-Wartau sagt, man müsse eine Altlast bereinigen. Wenn wir hier das erste 
Präjudiz schaffen, sind die Ausnahmen bald mehr als der Normalfall. Bis jetzt war es 
so, Tinner-Wartau, dass Sie fünf Jahre Zeit hatten, dies zu bereinigen. Bis jetzt war 
es kein Thema, bis zum letzten Budget, dass man da eine Zusatzfinanzierung ma-
chen müsste für diese Polizeistellen. Und auf einmal muss man das im AFP erhöhen? 

Wir schaffen ein Präjudiz. Es ist sehr gefährlich, wenn wir jetzt eine Ausnahme 
machen. Deshalb lassen wir es so, wie wir es bestimmt und mehrmals bestätigt ha-
ben. Die Regierung weiss, was sie zu tun hat. Die Regierung soll priorisieren. Wir ge-
ben ihr den Betrag vor und sie kann entscheiden, wo sie das machen möchte. Wenn 
wir jetzt wieder damit beginnen, der Regierung vorzugeben, wo sie das schaffen 
muss, dann können wir wieder in das alte System wechseln, wo wir über jede Stelle 
diskutierten. Und ich frage Sie: Möchten Sie das? Ich möchte das nicht mehr, sondern 
das mit dieser Steuerung machen, das hat sich bis jetzt bewährt. Nun müssen wir 
konsequent bleiben und nicht beim ersten Gegenwind schon umfallen. 
 
Regierungspräsident Fässler: Ich habe dieser Diskussion jetzt sehr aufmerksam zu-
gehört. Was mich freut ist, wie ich gehört habe, dass der Kantonsrat einstimmig der 
Meinung ist, wir sollten die an sich bereits beschlossene Aufstockung bei der Kan-
tonspolizei nun auch umsetzen. Die Wege dorthin sind nicht ganz deckungsgleich. 
Die SVP-Fraktion ist der Meinung, man könne das aus dem Sockel heraus machen. 
Also diese 15 Stellen bzw. diese 38 Stellen, die wir schaffen wollen, müssten zumin-
dest grossmehrheitlich irgendwo an einem andern Ort eingespart werden. Das wäre 
die Diktion SVP, wie ich sie verstehe. Mit diesen 0,8 Prozent und den Bedürfnissen 
der andern Departemente wird man das umfassend nicht finanzieren können. Die 
Ausführungen von CVP- und der SVP-Fraktion sind mir da schon glaubwürdiger. Ich 
habe ein gewisses Verständnis dafür, wenn man jetzt umstellen will, und wir haben 
das mit der «pauschalen Vorgabe» auch noch nicht lange geübt. Wir sind erst am 
Anfang dieses Systems, dann werden wir in einer Übergangsfrist sicher noch einen 
gewissen Anpassungsbedarf haben. Ich bin persönlich der Meinung, dass es uns 
wahrscheinlich nicht gelingen wird, auf Dauer dieses System einfach mit pauschalen 
Vorgaben steuern zu können. Es wird immer wieder Situationen geben, wo wir uns 
darüber unterhalten müssen, ob wir jetzt einen solchen Ausnahmetatbestand haben 
oder nicht. Sie werden demnächst in diesem Rat den Neubau oder den Ausbau des 
Untersuchungsgefängnisses in Altstätten diskutieren. Wenn wir diesen Bau realisie-
ren wollen, dann brauchen wir dort auch zusätzliches Personal, und zwar brauchen 
wir dann dort auf einen Schlag 40 zusätzliche Angestellte. Und wenn Sie der Meinung 
sind, dass wir diese 40 zusätzlichen Angestellten dann mit dieser pauschalen Vor-
gabe von 0,8 Prozent, die individuelle Lohnentwicklung plus Strukturelles beinhaltet, 
finanzieren können, dann wird das mit Sicherheit nicht aufgehen. Ich kann nicht zur 
Regierung gehen und sagen, der Rat habe jetzt 40 neue Stellen beschlossen und sie 
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solle mir diese bitte geben, weil ich bei mir keine finde. Meine Kolleginnen und Kolle-
gen werden mir mit aller Bestimmtheit sagen, dass das so nicht geht. Es kann nicht 
sein, dass wir jetzt deine Personalbegehren, die vom Rat bestätigt wurden, finanzie-
ren bzw. umsetzen können. 

Wenn wir nun den Sockelpersonalaufwand um diese 38 Stellen über den ganzen 
Planungszeitraum hinaus erhöhen, dann haben wir tatsächlich – und da haben die 
Argumente von Dürr-Widnau etwas für sich – auf diesem zusätzlichen Sockelperso-
nalaufwand dann wieder diese 0,8 Prozent zusätzlich. Wir vermischen da Sockel und 
pauschale Steuerung. Da gehen die ganzen Überlegungen noch nicht so ganz auf. 
Es werden dann nicht nur im Bereich des zusätzlichen Personals zusätzliche Mittel 
eingestellt, sondern wir haben diese strukturelle Korrektur dann auch noch einmal mit 
diesen 0,8 Prozent abgedeckt. Aber inhaltlich bin ich überzeugt, dass die Differenzen 
nicht so gravierend sein werden. Ich kann mir nicht vorstellen, dass das unter dem 
Strich 0,5 Prozent ausmacht. Ich meine, dieser Rat vergibt sich im Moment nichts, 
wenn man den Anträgen von SP-GRÜ- und FDP-Fraktion zustimmt, so sind wir si-
cher, dass wir diese zusätzlichen Stellen bei der Kantonspolizei schaffen können. Im 
Moment sind wir in der Diskussion von Planungsgrundlagen, wir sind nicht im Budget-
prozess. Wir haben jetzt noch ein gutes halbes Jahr Zeit, im Rahmen des Budgetpro-
zesses dann die nötigen Feinkorrekturen noch vorzunehmen, um das System «Pau-
schalaufwandsteuerung mit Ausnahmen» ohne zusätzliche Gewinne oder Verluste in 
die eine oder andere Richtung umsetzen zu können. 

Da Sie weiterhin der Meinung sind, die Kantonspolizei müsse im Rahmen der 
gefassten Beschlüsse ausgebaut werden, bitte ich Sie, uns auch die entsprechenden 
Mittel zur Verfügung zu stellen. 
 
Regierungsrat Würth: Ich möchte nur kurz nochmals etwas zum Konzeptionellen sa-
gen, weil ich glaube, dass der Rat unter sich nicht so weit auseinander ist, wie das 
jetzt den Anschein macht. 

Ich habe bei der Eintretensdiskussion gesagt, was die Funktionen sind oder was 
wir aus dieser Pauschale finanzieren müssen. Ich wiederhole das gerne nochmals. 
Es sind die individuellen Lohnmassnahmen, die generellen Lohnmassnahmen und 
der strukturelle Personalbedarf. Ich habe darauf hingewiesen, wenn natürlich die 
Pauschale zu knapp bist, dann werden wir eher solche Sonderfälle und Ausnahmen 
haben, wie Regierungspräsident Fässler gesagt hat, und deswegen hat die Regie-
rung Ihnen dargelegt, dass man die Polizei separat anschauen muss, weil sonst der 
Verdrängungseffekt, wie ihn Noger-St.Gallen eigentlich skizziert hat, stattfindet. Das 
ist auf die Dauer schwierig und nicht machbar. Wenn die Pauschale genügend gross 
ist, so wie die CVP-GLP-Fraktion das will, dann ist auch der Druck auf eine Ausnah-
meregelung logischerweise kleiner. Die beiden Anträge, die jetzt auf dem Tisch lie-
gen, unterscheiden sich insofern, dass der Antrag von SP-GRÜ- / FDP-Fraktion mit 
absoluten Zahlen rechnet. Ihr sagt im Grunde genommen, dass der Wert dieser 38 
Stellen in den Sockelpersonalaufwand eingestellt werde, darauf werden logischer-
weise auch 0,8 Prozent gerechnet. Dieser Effekt erzeugt ein Delta gegenüber den 
heutigen Planwerten. Das ist der eine Ansatz, ich glaube, ich habe es richtig verstan-
den. 

Zum Antrag der CVP-GLP-Fraktion. Sie will diese Pauschale erhöhen. Widmer-
Mosnang hat die Rechnung schon richtig gemacht, das führt zu einem Basiseffekt in 



PROTOKOLL  DES  KANTONSRATES  ST.GALLEN 2016/2020 
    
20. Februar 2018 Nr. 215 / 20 
    
    
  
 
der Summe von 1,7 Mio. Franken mehr. Wir haben vorhin darüber gesprochen, der 
Antrag der CVP-GLP-Fraktion sei etwas schärfer als der Antrag der SP-GRÜ- / FDP-
Fraktion. Aber so weit sind die Anträge auch wieder nicht auseinander. Letztlich geht 
es darum, eine Lösung zu finden, wie wir die Polizei finanzieren können. Und was 
auch spürbar wurde ist, dass der Kantonsrat das in den Sockel integrieren will. Das 
ist eigentlich methodisch auch richtig, solange man einen genügend grossen Rahmen 
hat. Aber wenn der Rahmen zu klein ist, und das ist er mit 0,8 Prozent, dann hat die 
Regierung einfach darlegen müssen, dass wenn der Rat weiterhin am Auftrag «Aus-
bau Kantonspolizei» festhalten wolle, er einen Weg beschliessen müsse, der das 
auch wirklich möglich macht. Sonst können wir das nicht prestieren. Das ist eigentlich 
die Botschaft der Regierung, und ich glaube, dass sie nun auch angekommen ist. Ich 
bitte Sie, entsprechend eine Lösung zu finden; ob es das rote Blatt ist oder eines der 
grauen Blätter, das sei nun Ihnen überlassen. 
 
Hartmann-Walenstadt, Kommissionspräsident: Der Antrag der SP-GRÜ-Fraktion ist 
abzulehnen. In der Finanzkommission wurde dieser Antrag ebenfalls gestellt, von der 
SP-GRÜ-Delegation. Dieser Antrag wurde mit 10:3 Stimmen bei 2 Abwesenheiten 
abgelehnt. 
 
Der Kantonsrat zieht den Antrag der FDP-Fraktion / SP-GRÜ-Fraktion dem Antrag 
der CVP-GLP-Fraktion mit 53:29 Stimmen bei 34 Enthaltungen vor. 
 
Der Kantonsrat zieht den Antrag der Finanzkommission dem Antrag der FDP-Frak-
tion / SP-GRÜ-Fraktion mit 64:55 Stimmen vor. 
 
Der Kantonsrat zieht den Antrag der Finanzkommission dem Antrag der Regierung 
mit 78:41 Stimmen vor. 
 
Ziff. 1 Bst. a des Kantonsratsbeschlusses. Dudli-Oberbüren: Dem Antrag der Finanz-
kommission ist zuzustimmen. 

«Abhängigkeit ist gefährlich», unter diesem Motto sprach ich bereits zu den 
Rechnungen 2015/2016. Seit Jahren zählt der Kanton St.Gallen zu den Nehmerkan-
tonen. 2016 erhielt unser Kanton rund 393 Mio. Franken Ausgleichszahlungen von 
Bund und Geberkantonen, das sind gut 8 Prozent des Gesamtaufwands des Kantons 
St.Gallen. Oder anders formuliert: Der Kanton St.Gallen finanziert sich nur zu 92 Pro-
zent selber. Im Vorjahr waren es bei einem Bundesfinanzausgleich von 413 Mio. 
Franken gar nur 91 Prozent. Trotz dieser Finanzzuschüsse dümpelt der Kanton stets 
mehr oder weniger rum und hält sich oft nur mit Eigenkapitalbezug über Wasser. 

Diese Gegebenheit wäre ein Grund, eine Steuersenkung nicht in Betracht zu zie-
hen. Die Regierung hält denn auch fest: «Der Antrag der Finanzkommission lässt 
ausser Betracht, dass die Attraktivität des Standorts St.Gallen nicht nur von der Steu-
erbelastung abhängig ist. Die öffentliche Hand trägt in verschiedenen Bereichen zu 
einer positiven Standortentwicklung bei, z.B. in den Bereichen Verkehr und Bildung, 
aber auch Sicherheit, und ermöglicht es überhaupt, eine erfolgreiche wirtschaftliche 
Tätigkeit mit gut ausgebildeten Fachkräften auszuüben.» Aber sind wir einmal ehrlich. 
Es kann doch nicht sein, trotz stets über dem Wirtschaftswachstum steigenden Steu-
ererträgen über rückläufige Erträge beim Bundesfinanzausgleich zu klagen und dank 
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oder wegen stark wachsender Staatsbeiträge über klamme finanzielle Mittel zu jam-
mern. Ich darf vor Augen führen: Die Steuereinnahmen sprudeln, 2016 plus 2,2 Pro-
zent im Vergleich zum Vorjahr, 2015 plus 3,8 Prozent im Vergleich zum Vorjahr, 2014 
plus 5,1 Prozent im Vergleich zum Vorjahr, 2013 satte plus 9,1 Prozent im Vergleich 
zum Vorjahr und 2012 ebenfalls satte plus 9 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Für 
2017 rechne ich ebenfalls mit einem Wert weit über dem Wirtschaftswachstum. 

Auch die mehr oder weniger exogenen Zuschüsse von Bund und Geberkantonen 
sind beträchtlich, auch wenn sie nicht mehr ganz so toll sprudeln. Aber dank der stark 
wachsenden Staatsbeiträge, wie es die Regierung selber kürzlich kommunizierte, 
muss der Kanton beträchtliche finanzielle Ressourcen anzapfen. Ein- wie auch Aus-
gaben steigen und steigen und steigen. Vor 15 Jahren beliefen sich die Gesamtaus-
gaben des Kantons auf rund 3 Mrd. Franken, mittlerweile werden 5 Mrd. Franken 
überschritten. Dies entspricht einer Steigerung um rund 70 Prozent. Kurz gesagt geht 
es, obwohl die Steuereinnahmen seit Jahren weit über dem Wirtschaftswachstum lie-
gen, dem Kanton nicht wirklich blendend, weil die Ausgaben dem Wirtschaftswachs-
tum davongaloppieren. Nur dank happigen Steuermehreinnahmen geht die Staats-
quote nicht noch mehr durch die Decke. Somit ist der Handlungsbedarf aus- wie auch 
hausgemacht. Der Kanton hat primär kein Einnahmen-, vielmehr ein Ausgabenprob-
lem. So stellt sich die Frage, ob, und wenn ja, warum sich die Katze ständig in den 
Schwanz beissen muss. Gewiss, eine Standortattraktivität hängt nicht nur von den 
Steuerbelastungen ab. Nur kann sich der Kanton St.Gallen von den bisher getätigten 
Massnahmen zur Förderung der Standortattraktivität nicht sonderlich rühmen. Was 
haben denn diese Standortförderungen eingebracht? Der Kanton St.Gallen ist trotz 
Standortförderung der drittgrösste Bundesfinanzausgleich-Nehmer, nicht -Geber. Ir-
gendwann lässt sich eine offensichtlich nicht wirkungsvolle Gangart nicht mehr ein-
fach damit rechtfertigen, dass immer mehr Ressourcen überdeckt werden in der Hoff-
nung, es werde dann schon besser. Irgendwann ist Besinnung auf das Wesentliche, 
das Machbare und das Sinnvolle angebracht. Wenn nun die Regierung bei Annahme 
der Vorgaben der Finanzkommission mit einem Entlastungsprogramm droht, so ge-
schieht hoffentlich eines: Das galoppierende Pferd der Ausgabensteigerung schaltet 
wenigstens auf Trab herunter. Es ist erstaunlich, was geschehen muss, damit ein 
Ausgabenproblem überhaupt angegangen wird. Solche Massnahmen sind eigentlich 
eher bei heranwachsenden Kindern bekannt. 

Nur am Rande möchte ich erwähnen, dass im Jahr 2015 es die Schweiz auf eine 
Fiskalquote von 41,7 Prozent brachte und damit weit über dem OECD-Mittelwert von 
34 Prozent lag. An dieser Stelle noch ein Hinweis: Unter einem Entlastungsprogramm 
verstehe ich eine Entlastung der Last und nicht einfach höhere Gebühren, Abgaben 
und verdeckte Steuern à la drittes Entlastungsprogramm 2013. Dieses hat ein ziem-
lich falsches Etikett. Stimmen Sie also dem Antrag der Finanzkommission zur Pla-
nung einer Reduktion des Staatssteuerfusses zu, um die Entwicklung der Steuerein-
nahmen jener der Wirtschaftsentwicklung anzugleichen und endlich mehr Bewusst-
sein für eine haushälterische Vorgehensweise zu bewirken. 
 
Hartmann-Flawil beantragt im Namen der SP-GRÜ-Fraktion, Ziff. 1 Bst. a zu streichen. 

Wenn Sie die Zahlen vorher beim Eintreten gehört haben, ist Ihnen klar, dass wir 
einerseits die Unternehmenssteuerreform haben, die erhebliche Ertragsausfälle brin-
gen wird, und andererseits die Reform des Bundesfinanzausgleichs, der für St.Gallen 
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einschneidende Folgen haben wird. Und wenn Sie jetzt mit den 5 Prozent Senkung 
des Staatssteuerfusses kommen, dann haben Sie zusätzliche 65 Mio. Franken. Man 
kann nun immer wieder sagen, wir haben ein so genanntes Ausgabenproblem. Ich 
glaube, darüber haben wir schon mehrmals diskutiert und haben auch versucht, 
Dudli-Oberbüren zu erklären, dass wir hier nicht einfach das «Milchbüchlein» zücken 
und sagen können, von dieser Höhe aus haben wir dann genügend Möglichkeiten, 
bei den Ausgaben anzusetzen. 

Ich vermisse immer wieder in solchen Voten auch ganz konkrete Vorschläge, 
was Sie nicht mehr wollen mit diesen minus 65 Mio. Franken. Das ist keine Finanz-
politik, das ist keine Steuerpolitik. Ich spreche jetzt zum zweiten Antrag der «Kami-
kaze-Fraktion», den Teil der SVP-Fraktion, die noch 10 Steuerfussprozente senken 
will. Dann wären wir wirklich an diesem Punkt, dass wir keine Finanzpolitik mehr be-
treiben können, die noch einigermassen nachvollziehbar ist. Ich bitte Sie, diese An-
träge klar abzulehnen. Wir sind im Kanton St.Gallen auf einem Weg mit der neuen 
Ziff. 6, auf dem wir gemeinsam Wege finden können, damit unser Staatshaushalt 
nicht Probleme erhält, sodass nachher entsprechende Sparpakete folgen müssen. 
 
Egger-Berneck beantragt im Namen von Schmid-Grabs und in seinem eigenen Na-
men, Ziff. 1 Bst. a wie folgt zu formulieren: «Der Staatssteuerfuss wird für die Plan-
jahre 2019 bis 2021 um 10 Prozentpunkte reduziert und auf 105 Prozent festgesetzt.» 

«Finanzpolitik ist die Auseinandersetzung zwischen jenen Leuten, die eine Mark 
haben und zwei ausgeben wollen, und jenen anderen, die wissen, dass das nicht 
geht. Sie selber können entscheiden, zu welcher Gruppe Sie gehören.» Dieses Zitat 
eines ehemaligen CDU-Oberbürgermeisters von Stuttgart ist sinnbildlich für unsere 
kantonale Finanzpolitik. Für unsere alles andere als nachhaltige Finanzpolitik möchte 
ich mich aufrichtig bei den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern dieses Kantons ent-
schuldigen. Ich bin enttäuscht, wie die finanziellen Ressourcen im Kanton St.Gallen 
eingesetzt werden. Ich bin enttäuscht, wie kurzfristig in diesem Parlament Steuergel-
der in so genannte Leuchtturmprojekte jeglicher Art investiert werden. Im Zusammen-
hang mit diesen Projekten wird von allen Seiten das Wort Standortattraktivität ver-
wendet. Standortattraktivität erreichen wir zuallererst mit steuerlichen Entlastungen 
für alle. Nur bei Steuersenkungen können alle statt nur wenige profitieren. Eine Sen-
kung der Einkommenssteuer entlastet die Ledigen, die Familien, die Armen, aber auch 
die Reichen und ist somit absolut gerecht. 

Weiter habe ich genug von der kantonalen «Finanzpflästerli-Politik», die hier be-
trieben wird. Die Ausgaben sind in den letzten zehn Jahren um über eine Milliarde 
angestiegen. An die Sparpakete im gleichen Zeitraum muss ich niemanden in diesem 
Rat erinnern – oder doch? Die Sparpakete haben leider ihre ursprüngliche, nachhal-
tige Wirkung verfehlt und haben nur verhindert, dass die Ausgaben nicht noch mehr 
explodiert sind. Weiter bin ich nach etlichen Beratungen von AFP, Budgets und diver-
sen Sparpaketen davon überzeugt, dass in diesem Kanton nur gespart wird, wenn 
die Mittel bzw. Einnahmen gesenkt werden. Die Regierung soll mit einer Steuersen-
kung um 10 Prozent in die Pflicht zur Ausgabensenkung genommen werden. Nur wer 
weniger erhält, wird auch weniger ausgeben. Die Ausgaben der letzten zehn Jahre 
müssen zukünftig reduziert werden. Eine steuerliche Entlastung ist notwendig und 
ermöglicht unserem Kanton auch Chancen, im kantonalen Steuerranking auf die 
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Überholspur vorzudringen und aufzuholen. Es ist Zeit, aus unserem Dornröschen-
schlaf zu erwachen. Sagen wir Ja zu einer Finanzpolitik mit Zukunft. Sagen wir Ja 
zum Antrag Schmid-Grabs und Egger-Berneck. 
 
Schmid-Buchs: Dem Antrag Schmid-Grabs / Egger-Berneck ist zuzustimmen. 

In den letzten Jahren sind die Ausgaben – und das haben Sie bereits von meinem 
Kamikaze-Vorsprecher Egger-Berneck gehört – um über 1 Mrd. Franken explodiert, 
und dies trotz zahlreichen Sparpaketen. Trotz langen Diskussionen haben wir in der 
letzten Session ein Budget verabschiedet, das wiederum mit einem Ausgabenwachs-
tum von 111 Mio. Franken rechnet. Wir haben gerade einmal 1,5 Mio. Franken in 
einer sehr langen Diskussion eingespart. Und das ist eine Farce, das ist etwa, wie 
wenn ich heute auf meinen Kaffee verzichten würde oder auf das Feierabendbier 
nach der Session. Dieses Beispiel zeigt, dass diese Sparpolitik, die wir bis jetzt in 
diesem Rat geführt haben, gescheitert ist und dass diese nicht mehr ernst zu nehmen 
ist. Wir brauchen jetzt nachhaltige Massnahmen, um unser Ranking zu verbessern. 

Für uns ist klar, dass alle Aufgaben des Kantons in Frage gestellt werden müs-
sen. Es ist jetzt und nicht später nötig, dass wir alle Ausgaben auf ihre Notwendigkeit 
überprüfen und dass der Kanton damit endlich lernt zu priorisieren. Denn das macht 
man in der Privatwirtschaft ständig. Unser Parlament sollte lernen, dass die besteu-
erten Einkünfte, die besteuerten Vermögen unserer Bürgerinnen und Bürger kein 
Selbstbedienungsladen sind. Wäre denn die Steuer Zucker, dann wäre der Kanton 
zuckerkrank, denn die höheren Steuerbelastungen, das zeigen eben genau diese 
Rankings, die Egger-Berneck erwähnt hat, haben dem Kanton bisher nicht geholfen, 
er hat sogar an Attraktivität eingebüsst. Hier müssen wir auf die Erfolgsspur zurück-
wechseln. Denn der Staat ist keine Kuh, die im Himmel gefüttert und auf der Erde 
gemolken wird. Nein, wir müssen hier auf den Boden der Realität zurückkommen und 
auch wieder für schlechtere Zeiten gewappnet sein. 

Regierungsrat Würth hat bereits erwähnt, dass sich der Steuerwettbewerb auch 
international verschärft und weiter verschärfen wird. Der AFP ist daher als Planungs-
instrument bestens geeignet, um heute Steuersenkungen für morgen einzurechnen. 
Machen wir also die Augen auf und entlasten mit einer Steuerfusssenkung von 
10 Prozent den Mittelstand, die Reichen, die finanziell Schwachen und unsere Unter-
nehmen. Kurz gesagt, entlasten wir alle Steuerzahler in diesem Kanton und geben 
ihnen ein klares Zeichen für eine nachhaltige und zukunftsgerichtete Finanzpolitik. 
 
Suter-Rapperswil-Jona (im Namen der CVP-GLP-Fraktion): Der Antrag der Finanz-
kommission und der Antrag Schmid-Grabs / Egger-Berneck sind abzulehnen. 

Eine solche Steuerfusssenkung um 5 oder 10 Prozent wäre schlicht ein Schnell-
schuss, der die bereits vorgezeigten Defizite nur noch massiv weiter erhöhen würde. 
Ich möchte hier nochmals betonen, eine pauschale Steuerfusssenkung kommt letzt-
lich allen zugute, und wir haben v.a. Handlungsbedarf beim Mittelstand und müssen 
dort ansetzen, wo es am nötigsten ist. Ich bitte Sie deshalb, jetzt finanzpolitische Ver-
nunft walten zu lassen und einen Weg einzuschlagen, der realistisch ist und erst noch 
mehr bringt. 

Umso mehr freut es mich, wie ich dem Eintretensvotum der FDP-Fraktion ent-
nehmen konnte, dass sie sich kompromissbereit zeigt und auch die SP-GRÜ-Fraktion 
die Hand ausgestreckt hat, den von der CVP-GLP-Fraktion eingebrachten Vorschlag 
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zu unterstützen, den wir dann unter Ziff. 6 diskutieren werden, und damit mitzuhelfen, 
dass wir eine breit getragene und breit abgestützte Lösung voranbringen können. 
 
Gartmann-Mels: Dem Antrag der Finanzkommission ist zuzustimmen. 

Ich nehme es vorweg, dass ich sehr enttäuscht bin. Ich würde es begrüssen, 
wenn alle von der FDP-Fraktion jetzt sehr gut zuhörten. 

Ich bin enttäuscht über die Politik, welche die FDP-Fraktion und ganz wenige 
Mitglieder der CVP-GLP-Fraktion verfolgen. Ich habe kein Verständnis dafür, dass die 
ehemalige Wirtschaftspartei FDP, entgegen ihren Wahlkampagnen, die u.a. tiefere 
Steuern suggerieren, sich immer wieder dreht und wendet. Ist es eventuell nur ein 
Kommunikationsproblem? Gemeindepräsident, Verwaltungsrat Säntis Energie AG, 
Verwaltungsratspräsident Schlössli Sax AG, Verwaltungsrat Abraxas, Präsident IGöV, 
Schweizerischer Gemeindeverband, Asylexperte für die ganze Schweiz usw. Dies 
sind nur einige Aufgaben, welche der umtriebige Fraktionspräsident Tinner-Wartau 
hat. Er tut mir fast schon leid, dass er das unter einen Hut bringen muss. Somit ist es 
für mich teilweise verständlich, wenn er eigene Versprechen oder FDP-Medienmittei-
lungen vergisst oder anders interpretiert – gerne zitiere ich die FDP-Medienmitteilung, 
die von Tinner-Wartau unterzeichnet ist: «Nur durch gezielte Entlastung des Staats-
haushaltes, eine Senkung der Staatsquote, die Beseitigung struktureller Probleme 
sowie eine aktive Steigerung der Attraktivität können die Perspektiven unseres Kan-
tons spürbar verbessert werden. Finanzpolitisch ist dafür mittelfristig eine markante 
Senkung von Steuern und Gebühren notwendig. Dafür setzt sich die FDP ein. Die 
FDP unterstützt die Forderung der Finanzkommission nach einer Senkung des Steu-
erfusses ab 2019 um fünf Prozentpunkte. Verglichen mit seinen Nachbarkantonen, 
aber auch im gesamtschweizerischen Vergleich belegt der Kanton St.Gallen in ver-
schiedenen Rankings regelmässig einen der letzten Plätze.» Wie wahr. Und dann 
kommt noch am Schluss, das Übrige lasse ich weg: «Trendwende einleiten. Die Re-
aktion der Regierung auf die Forderung der Finanzkommission kam postwendend. 
Die FDP-Fraktion ist überzeugt, dass bei einem Staatshaushalt von 5 Mrd. Franken 
die Forderung nach einer Steuersenkung im Umfang von rund 16 Mio. Franken eine 
panikartige Reaktion auslösen darf. Einmal mehr ist die Regierung weniger visionär.» 
Da muss ich widersprechen. Ich denke, die Regierung ist visionär. Regierungsrat 
Würth hat immer gute neue Ideen. «Der Kanton muss nun eine Trendwende einleiten 
und sich das Ziel setzen, im Finanzausgleich vom Nehmer- zum Geberkanton zu wer-
den.» 

Die FDP-Fraktion erwähnt in ihrer Medienmitteilung, wie sie in den Wahlen auf-
treten und sich darstellen will. Tinner-Wartau, Sie haben mir gesagt, dass Sie mich 
mit 5 Prozent unterstützen. Ich habe schon einmal erwähnt, dass Suter-Rapperswil-
Jona am Schluss kippt, kann ich diesmal verstehen, sie ist alleine. Aber Tinner-
Wartau, Sie haben gesagt, dass wir das machen, weil wir bürgerlich sind, wir arbeiten 
zusammen. Ich verstehe die Welt nicht mehr. Und jetzt kommt die FDP-Fraktion lau-
fend, z.B. bei der Spitaldebatte, Sie haben gemerkt, die Spitäler gehen zugrunde. Ja, 
wo wart ihr vor drei Jahren? Und jetzt kommt die Steuersenkung, da heisst es von 
eurer Seite: Nein, 5 Prozent geht nicht. Wir müssen eine «Wischiwaschi-Lösung» fin-
den. Ich habe lieber die SP-GRÜ-Fraktion, auch meinen Freund Hasler-St.Gallen, der 
steht zu seinem Wort. Das sind Politiker, die ich liebe: klar, hart, aber fair. Zur CVP-
GLP-Fraktion kann man sagen, was man will, wir sind nicht immer auf gleicher Linie 
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und man weiss, dass sie etwas gespalten zu unserer Seite ist. Aber wichtig ist: Wenn 
man etwas abmacht, dann hält man sich daran. Warum geht das mit der FDP-Fraktion 
nicht? Warum macht ihr mit uns einen Vorstoss in der Finanzkommission, wo eine 
Mehrheit dafür ist, und schreibt dann eine solche Medienmitteilung? Das ist nicht ehr-
lich. Ich finde, wir müssen wieder ehrlich werden, wir müssen nicht für die Zeitungen, 
für das Medium, TV usw., politisieren. Wir müssen politisieren für unsere Wähler, für 
unser Volk. Eine Steuersenkung kommt jedem zugute. 

Der Verdacht, dass sehr viele Gemeindepräsidenten und sehr viele Angestellte 
des Staates auf Steuersenkungen verzichten können und wollen, mag ja sein. Aber 
es gibt sehr viele, die von einer Steuersenkung profitieren, und es ist das Gerech-
teste. Es ist auch nicht so, dass Regierungsrat Würth einen Gewinn gemacht hat. Das 
sind einfach zu viel eingezogene Steuern. Geben wir das dem Volk zurück. Ich sage 
es nochmals, ich stelle wohl einen Antrag, oder vielleicht frage ich Bucher-St.Mar-
grethen, ob sie mitmacht, sie verliert ja in der Finanzkommission auch immer mit ihren 
Anträgen, ob wir nicht besser die Finanzkommission abschaffen sollen. Das ist keine 
Art, wie man Geschäfte macht und wie man miteinander politisiert. Die Finanzkom-
mission hat sich etwas überlegt, hat diese 5 Prozent in den Raum gestellt, und lustig 
ist noch, dass bei der Budgetdebatte Regierungsrat Würth gesagt hat, als wir von 
Steuersenkungen gesprochen haben, dass wir das allenfalls im AFP dann prüfen 
können. Das haben wir damals besprochen. Und wenn Regierungsrat Würth eine 
solch gute Idee hat, dann nehme ich sie auf. Er ist ja auch ein Musikant wie ich. 
Deshalb habe ich gesagt: Wir blasen dann zum Angriff im Dezember. Jetzt sind wir 
so weit, wir haben 5 Prozent im Raum, und ich bitte Sie, liebe Kantonsratsmitglieder 
und Kolleginnen und Kollegen, die es noch sind nach meinem Votum, stimmen Sie 
unserem Antrag zu. Stimmen Sie dem Antrag der Finanzkommission zu, es wird allen 
guttun. Es wird mehr Steuereinnahmen generieren und es wird für den Kanton besser 
werden. 
 
Widmer-Mosnang: Der Antrag Schmid-Grabs / Egger-Berneck ist abzulehnen. 

Wer bietet mehr? Alle Jahre wieder bei Budget und AFP bei den Diskussionen 
gehört das Thema Steuersenkungen zum Ratsstandardprogramm. In der Regel ha-
ben die Forderungen nach Steuersenkungen eine gewisse Ernsthaftigkeit und/oder 
sind wenigstens teilweise begründbar. Der Antrag von Schmid-Grabs / Egger-Ber-
neck gehört wohl in eine andere Kategorie und ist als nicht ernst zu nehmender Dis-
kussionsbeitrag für den Rat und die Medien gedacht. Unseren jungen Politikern, ob 
parlamentarisch aktiv oder nicht aktiv, ist es erlaubt, mit möglichen und unmöglichen 
Ideen die Politdiskussionen zu erweitern und mit unkonventionellen Anträgen einen 
Beitrag zur Belebung des politischen Alltags zu leisten. Wenn die Antragsteller nun 
mit ihrem Antrag so auf die Schnelle den Kantonshaushalt um mehr als 130 Mio. 
Franken je Jahr entlasten wollen, ist dies aber weder ein visionärer Antrag von Jung-
politikern noch ein ernst zu nehmender Antrag für eine konstruktive und nachhaltige 
Finanzpolitik im Kanton zu werten. 

In den Begründungen der Kantonsräte Schmid und Egger hat mir gefehlt, wo der 
Rotstift angesetzt werden sollte, also wo konkret gespart werden sollte. Konsequent 
wäre, mit einem solchen Antrag auch Aufträge zu erteilen, in denen konkret gesagt 
würde, wo gespart werden solle. Ich kann nicht nachvollziehen, wenn ein Jungpoliti-
ker, welcher bald 20 Jahre in der Ausbildung ist und Vater Staat tagtäglich Geld kostet 
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und immer noch kostet, dem gleichen Vater Staat mit so einem Hauruck-Antrag mas-
siv Geld entziehen will. Schmid-Grabs, nehmen Sie sich einmal die Mühe und be-
rechnen Sie gründlich den Betrag, welchen Sie in den letzten 25 Jahren den Staat 
gekostet haben. Und davon bringen Sie dann noch den Betrag in Abzug, welchen Sie 
in Form von Steuern und Gebühren dem Staat wieder zurückgegeben haben. Im 
Saldo werden Sie sehen, das gibt eine tiefrote Zahl mit mehreren 100'000 Franken. 

Als Politiker, auch wenn man noch jung ist, sind solche Forderungen nach Steu-
ersenkungen einfach unglaubhaft. Ich glaube, man müsste immer die eigene Situa-
tion und die Abhängigkeit in Bezug zum Staat berücksichtigen, und dann kann man 
Forderungen aufstellen.  
 
Rüesch-Wittenbach zu Gartmann-Mels: Persönliche Angriffe bringen uns nicht weiter. 
Die Sache ist zu ernst und die Konsequenzen sind zu gross, als dass wir uns nur über 
diese Sache lustig machen. Es ist ein demokratischer Prozess; ein Geschäft wird 
zuerst in einer Kommission diskutiert. Wenigstens bei uns ist es so, dass nachher in 
der Fraktion weiterdiskutiert wird und allenfalls kommt man zu einer besseren Lösung. 
Dieser Prozess muss erlaubt sein, ohne dass man deswegen gleich die Kommissio-
nen abschafft. Ich weiss nicht, wie das bei der SVP-Fraktion ist, aber wir übernehmen 
seit Jahren nicht einfach, was die Mitglieder der Finanzkommission uns auftischen. 
Das hat auch der aktuelle Regierungsrat Marc Mächler, als ehemaliges Mitglied der 
Finanzkommission, mehrmals erfahren, dass er danach allenfalls in einer Minderheit 
ist. Wir haben 26 Mitglieder in dieser Fraktion, und diese überlegen sich etwas. Min-
destens eine Mehrheit der Fraktion ist zum Schluss gekommen, dass wir eine bessere 
Lösung gefunden haben, als 5 Prozent pauschale Kürzung, wir setzen uns nun für 
diese bessere Lösung ein. D.h., wir wollen die Steuervorlage 2017 retten, dass sie 
auch beim Volk durchkommt. Wir setzen uns für Steuerermässigungen ein, ganz ge-
zielt bei den Unternehmen, um den Standort St.Gallen attraktiver zu machen. Das ist 
unser Hauptziel, und nicht die pauschale Kürzung. 
 
Warzinek-Mels: Den Anträgen der CVP-GLP-Fraktion ist zuzustimmen. 

Ich äussere mich als brav steuerzahlender Bürger. Steuern zahlen, das geht ver-
mutlich den meisten von Ihnen, die Steuern zahlen, so, tut immer weh. Aber gleich-
wohl zahle ich Steuern gern, wenn sie sinnvoll eingesetzt werden und unser Gemein-
wesen stärken. Wenn Sie und grad auch die jüngeren Kollegen von der SVP-Fraktion 
Standortattraktivität immer nur gleichsetzen mit der steuerlichen Belastung, dann ir-
ren Sie sich gewaltig. Ich bin in dieses Land und auch in diesem Land in verschiedene 
Regionen gezogen. Ich habe mich nie darum gekümmert, wie die steuerliche Belas-
tung an dem Ort ist, in den ich ziehe. Ich habe darauf geachtet, wie der Ort erreichbar 
ist, auf der Strasse, mit dem öffentlichen Verkehr. Wichtige Faktoren waren die Ge-
sundheitsversorgung, die Freizeitmöglichkeiten und wie die Schulen sind, in welche 
meine Kinder gehen können. 

Wir haben seit Jahren endlich wieder ein Budget, das halbwegs ausgeglichen 
erscheint, man ist sicherlich noch nicht über dem Berg. Es scheint gerechtfertigt, dass 
man über Steuersenkungen nachdenkt, aber wenn man das tut, dann muss es sicher 
massvoll sein. Der Antrag der Finanzkommission hat mich wirklich überrascht, denn 
ich meine, er kommt zur falschen Zeit, er ist zu früh. Vielleicht liesse sich über einen 
solchen Antrag in einigen Jahren besser diskutieren. Den Antrag von Schmid-Grabs 
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und Egger-Berneck kommentiere ich nicht, er ist unangemessen und ich kann ihn nur 
so verstehen, dass er der Profilierung vor der Medientribüne dient. 
 
Thoma-Andwil: Dem Antrag Schmid-Grabs / Egger-Berneck ist zuzustimmen. Er 
zwingt uns, in nächster Zeit zu überlegen, was wir noch tun wollen und v.a. wohin wir 
wollen. 

Zu Widmer-Widnau und Warzinek-Mels: Der einzige visionäre Antrag kommt von 
Schmid-Grabs / Egger-Berneck genau zum richtigen Zeitpunkt. Jetzt planen wir für 
die Zukunft und müssen überlegen, welche Aufgaben wir in den nächsten Jahren 
noch übernehmen wollen. Der Antrag für 5 Prozent ist in Ordnung. Da schauen wir, 
ob wir es noch ins Budget bringen, aber wir überlegen uns nicht ernsthaft, welche 
Aufgaben wir in Zukunft übernehmen wollen. Dieser Rat ist bequem und überlegt sich 
nichts für die Zukunft. Mit dem Antrag legen Schmid-Grabs / Egger-Berneck klar dar, 
was ihre Ideen sind, sie wollen nicht einfach 10 Prozent weniger. Wir sparen nicht in 
diesem Kanton, wir versuchen einfach das Ausgabenwachstum tief zu halten, aber 
wir geben jedes Jahr viel mehr Geld aus. Das Wort Sparen im Zusammenhang mit 
dem Budget in Zukunft darf man nicht mehr verwenden, das ist nämlich falsch. 
 
Spoerlé-Ebnat-Kappel: Dem Antrag der Finanzkommission ist zuzustimmen. Der An-
trag Schmid-Grabs / Egger-Berneck ist abzulehnen. 

Ich staune und bin gleichzeitig enttäuscht. Seit Jahren fordert der Rat, dass die 
Regierung ausgeglichene Budgets präsentieren soll und dass die Ausgaben nicht 
mehr steigen sollen usw. Die Kommission beschloss eine 5-prozentige Steuersen-
kung und fordert die Regierung also auf, in einem Budget von 5,1 Mrd. Franken 5 Pro-
zent Einsparungen zu suchen. Die Regierung fällt in uns altbekannte Muster, in eine 
Abwehrhaltung, und droht mit Massnahmen, die nicht umgesetzt werden könnten. 
Das ist weder konstruktiv noch kreativ. Ich erwarte nicht, dass die Regierung spart, 
ich erwarte aber unmissverständlich, dass geprüft wird, wie und was wir günstiger 
machen könnten. 
 
Suter-Rapperswil-Jona: Ich stelle klar, in meiner Haltung war ich immer konsequent. 
Ich habe mich immer für eine steuerliche Senkung gezielt für den Mittelstand ausge-
sprochen. Ich habe auch in der Finanzkommission gegen den Antrag auf eine Steu-
erfusssenkung von 5 Prozent gestimmt. 
 
Schmid-Grabs zu Warzinek-Mels: Der Vorstoss, der bereits in der Finanzkommission 
gestellt wurde, ist nicht so weltfremd, wie Sie diesen gerade dargestellt haben. 

Zu Widmer-Mosnang: Auf die persönliche Ebene möchte ich mich gar nicht her-
unterlassen. Fragen nach konkreten Sparmassnahmen haben wir in der Vergangen-
heit genug gestellt. Wie bereits vorhin in meinem Votum dargelegt, diese Sparpolitik 
ist gescheitert. Die Ausgaben sind Jahr für Jahr über die letzten zehn Jahre um über 
1 Mrd. Franken angestiegen. Das ist ein klares Eingeständnis, dass es eben nicht 
geklappt hat. Deshalb fordern wir, dass wir alle Ausgaben grundsätzlich überdenken, 
und das wollen wir genau mit dieser 10-prozentigen Steuerfusssenkung erreichen. 

Zu den Studiengebühren, die vielleicht für Sie zu tief angesetzt sind, weil ich an-
geblich viel Geld vom Staat erhalte: Das will ich auch nicht abstreiten. Sollte es in der 
Diskussion nötig sein, bin ich selbstverständlich auch bereit, über diese zu diskutieren.  
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Dürr-Widnau zu Schmid-Grabs: Die Finanzkommission hat diesen Antrag nicht be-
handelt. Wie Sie auf diese Idee kommen, ist mir ein Rätsel. Ich wüsste nicht, wann 
der gestellt worden sein sollte. Sie dürfen gern Ihren Fraktionskollegen in der Finanz-
kommission sagen, wo es Sparpotenzial gibt. Sie sind sicher sehr froh, solche Vor-
schläge mitzunehmen, dann können sie die Anträge einbringen. Wir sind wirklich froh 
um Sparvorschläge. Bis jetzt kam leider nichts. Sie sind aufgerufen mitzuarbeiten. 
Wir sind sehr gespannt. 
 
Egger-Berneck zu Widmer-Mosnang: Wir haben grosse Worte gehört: konstruktiv, 
nachhaltig usw. Wo ist diese Nachhaltigkeit, wenn wir in den letzten zehn Jahren ein 
Ausgabenwachstum von über 1 Mrd. Franken verzeichnen müssen? Wo ist die Nach-
haltigkeit für meine und zukünftige Generationen? Wir bringen einen innovativen Vor-
stoss. Wir wollen die Mittel kürzen, damit weniger zur Verfügung steht, damit wir nicht 
in endlosen Spardebatten diskutieren müssen. Denn mit weniger Mitteln muss die 
Regierung schauen, wie sie damit auskommt, und endlich den Sparhebel ansetzen. 
Die einzige Konstante in der Finanzpolitik, die in den letzten zehn Jahren in diesem 
Rat betrieben wurde, ist das Ausgabenwachstum. Und das ist wirklich nicht nachhaltig. 

Ich muss Schmid-Grabs in Schutz nehmen: Die Ausbildung, die er absolviert, ist 
anscheinend sehr gut, denn er hat bereits nach zwei Jahren in diesem Rat festge-
stellt, dass etwas nicht stimmt mit der konstanten und nachhaltigen Politik. 
 
Regierungsrat Würth: Ich bin froh, dass ich an der gleichen Ausbildungsstätte meine 
Ausbildung genossen habe wie Schmid-Grabs. An dieser Ausbildungsstätte (Hoch-
schule St.Gallen) wird den Leuten gelehrt, dass gute Politik letztlich auf dem Aus-
gleich von Einnahmen und Ausgaben basiert. Denn mit strukturellen Defiziten fährt 
man einen Staat an die Wand. Das haben unsere Vorfahren schon Ende der 20er-
Jahre festgestellt. Im Jahr 1929 hat dieser Kanton als erster in der Schweiz instituti-
onelle Massnahmen und Regeln im Finanzbereich beschlossen, lange bevor auf Bun-
desebene oder in anderen Kantonen solche Massnahmen umgesetzt worden sind. 
Die Überlegung dabei war immer, dass man nicht Ausgaben und Einnahmen in 
Schieflage bringen kann. Das war der Kern der institutionellen Regeln im Finanzbe-
reich. Damit ist der Kanton St.Gallen sehr gut gefahren. 

Im Namen der Regierung und vieler anderer Vertreter dieser Politik bitte ich Sie 
aufzuhören mit dieser Platitude, die Finanzpolitik in diesem Kanton sei nicht nachhal-
tig – das stimmt nicht. Gerade wegen dieser soeben erwähnten Regeln. Vor mir liegt 
das Rating der Zürcher Kantonalbank, das unserem Kanton ein sehr gutes Zeugnis 
ausstellt. Wir lassen uns regelmässig raten von Standard & Poor's, dieses fällt eben-
falls sehr positiv aus. Dies ist so, weil wir Ausgaben und Einnahmen im Gleichgewicht 
halten, solide finanziert sind und eine tiefe Verschuldung haben. Darum ist die Reak-
tion der Regierung auf einen Antrag zur Steuerfusssenkung klar und konsequent: 
Wenn wir weiterhin nachhaltige Finanzpolitik betreiben wollen, ist die Umsetzung des 
gestellten Antrags direkt verbunden mit einem Sparmassnahmenpaket mit strukturel-
len Massnahmen. Wenn Sie das nicht wahrhaben wollen, dann fahren Sie direkt in 
eine Defizitwirtschaft, die nicht nachhaltig ist. Wir haben nie gesagt, dass wir die Steu-
ern nicht senken wollen. Wir setzen einfach andere Akzente; unsere erste Priorität 
hat die Durchsetzung der Steuervorlage 2017, und dafür braucht es einen politischen 
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Rahmen, damit auch die Mehrheitsfähigkeit gewährleistet ist. Dieser Rahmen soll 
über einen runden Tisch geschaffen werden. 

Mit Ziff. 6 will man neben den Entlastungen für die Unternehmen auch Entlastun-
gen für die natürlichen Personen. Das ist diskutabel, das ist wahrscheinlich ein Weg, 
um die Mehrheitsfähigkeit einer solchen Vorlage zu verbreitern. Wir wollen auch die 
steuerliche Attraktivität im Kanton verbessern. Die Regierung hat sehr deutlich ge-
macht, dass wenn Sie den Steuerfuss senken, dann schränken Sie den finanziellen 
wie auch den politischen Handlungsspielraum für diese wichtige Umsetzung der 
Steuervorlage 17 ein. Das ist ein Hauptargument unseres roten Blattes, das postwen-
dend kam, weil wir Ihnen den Ernst der Lage vermitteln wollten. Sie gefährden mit 
einer Steuerfusssenkung die gute Umsetzung dieser für den Standort St.Gallen zent-
ralen Vorlage. Es bestreitet niemand, dass die steuerliche Attraktivität ein wichtiger 
Faktor im Standortwettbewerb ist. Es wurde vorhin bereits deutlich gemacht, es wir-
ken auch andere Faktoren. Ich spreche mit Unternehmern häufiger über die Proble-
matik der Fachkräfte als über die Steuerbelastung. Dieses Thema besorgt die Unter-
nehmen mit Blick auf die Digitalisierung und die zunehmende Spezialisierung. Der 
Bedarf nach Fachkräften wird zunehmen, das bedeutet Bildungspolitik. Zur SVP-
Fraktion: Das bedeutet aber auch, dass wir eine Lösung im Bereich der Zuwanderung 
haben. Wir brauchen für unsere Unternehmen gesicherte Zugänge zu den internati-
onalen Märkten. Wir rühmen uns, dass wir im Kanton St.Gallen überdurchschnittliche 
Exportquoten haben, gerade im Rheintal. Wenn Sie das halten wollen, brauchen Sie 
gesicherte Marktzugänge, d.h., ein geregeltes Verhältnis zu Europa. Auch da sind wir 
froh, wenn wir Ihre Unterstützung haben. 

Zu Dudli-Oberbüren: Ihre Aussage zum Jammern über den Finanzausgleich är-
gert mich. Das habe ich so nie gesagt. Die Regierung hat erkannt, dass ein Kompro-
miss im Finanzausgleich nötig ist, deshalb haben wir dem Kompromiss zugestimmt, 
ganz im Unterschied zu den welschen Nehmerkantonen. Wir sehen, dass wir einen 
Ausgleich brauchen zwischen Gebern und Nehmern, obwohl wir wissen, dass uns 
das Geld kostet, und zwar nicht wenig, Sie sehen es ja im AFP. 

Der Finanzausgleich hat drei Funktionen: Er muss die geografisch-topografischen 
Lasten, die soziodemografischen Lasten und die unterschiedlichen Ressourcenstär-
ken ausgleichen. Die Ressourcenstärke misst man nicht beim Steuerfuss, sie ist das 
Spiegelbild der Einkommenssituation in einem Kanton und der Ertragssituation der 
Unternehmen. Wir haben immer dargelegt, wir haben bei den Einkommen einen spür-
baren Unterschied bei den Löhnen im Vergleich zum Rest der Schweiz. Wir haben 
bei den Erträgen zwar sehr gute Unternehmen, die stark mit steigenden Wachstums-
zahlen und mit Spitzenwerten bei der Arbeitsproduktivität gesamtschweizerisch un-
terwegs sind, aber die Margen in der MEM-Industrie sind nicht so hoch wie bei den 
Finanzen. Das lesen Sie nur schon bei den Abschlüssen der Banken; im Kanton 
St.Gallen bringt die Finanzindustrie andere Erträge als die MEM-Industrie. Bei der 
Pharmaindustrie gilt dasselbe. Das schlägt sich in der Ressourcenstärke nieder, das 
ist das Funktionieren des Finanzausgleichs, und da muss man sich nicht verstecken, 
dafür muss man sich nicht schämen. Dieser Ausgleichsmechanismus gehört zu ei-
nem föderalen Bundesstaat, das gehört zur Kohäsion und zum Zusammenleben in 
der Schweiz. 

Ich bitte Sie, den Steuerfussantrag abzulehnen. Das graue Blatt entspricht einem 
moderateren, ausgewogeneren Antrag der drei Fraktionen. Es zeigt einen Weg auf, 



PROTOKOLL  DES  KANTONSRATES  ST.GALLEN 2016/2020 
    
20. Februar 2018 Nr. 215 / 30 
    
    
  
 
wie wir diese Diskussion um Steuerpolitik, Standortpolitik und Ausgewogenheit einer 
Vorlage führen können. Wir meinen, das ist ein tauglicher und konstruktiver Ansatz. 
Ich möchte auch ausdrücklich jenen Kräften danken, die mitgewirkt haben. 
 
Der Kantonsrat zieht die gleich lautenden Anträge von SP-GRÜ-Fraktion, CVP-GLP-
Fraktion und Regierung dem Antrag von Schmid-Grabs / Egger-Berneck mit 82:34 
Stimmen bei 3 Enthaltungen vor. 
 
Der Kantonsrat zieht den Antrag der Regierung dem Antrag der Finanzkommission 
mit 71:48 Stimmen vor. 
 
Noger-St.Gallen beantragt im Namen von Noger-St.Gallen / Sailer-Wildhaus-Alt St.Jo-
hann / Müller-Lichtensteig / Spoerlé-Ebnat-Kappel, Ziff. 1 Bst. b zu streichen. 

Es ist unsere Aufgabe, mit den Mitteln des Staatshaushalts sorgsam umzugehen. 
Wir haben gerade intensiv darüber diskutiert. Gerade die FDP-Fraktion weist darauf 
immer mit Nachdruck hin. Wenn nun aber dennoch ein Antrag zur Streichung von 
Ziff. 1 Bst. b, d.h. zur Streichung des Plafonds bei den Staatsbeiträgen im Amt für 
Kultur für die Jahre 2019 bis 2021 gestellt wird und bei der FDP-Fraktion Unterstüt-
zung findet, ist das ein starkes Signal. Ein Signal für die Kultur und für die Sache, um 
die es in diesem Antrag geht, aber auch ein Signal an die Adresse von Mitgliedern 
der CVP-GLP- und SVP-Fraktion. Wenn die Plafonierung, wie von der Finanzkom-
mission beantragt, bestehen bleibt, dann sparen wir nicht wirklich. Die Ausstellung 
«Faszination Archäologie» wurde in Zusammenarbeit zwischen Kantonsarchäologie 
und Historischem und Völkerkundemuseum konzipiert und im Museum eingerichtet. 
Es versteht sich von selbst, dass im Betrieb dieser Ausstellung Kosten für die Kura-
tierung, für die belegten Räume anfallen und im städtischen Museum für den Unter-
halt und die laufende Aktualisierung der Ausstellung. 

Die Leistungsvereinbarung zwischen dem Amt für Kultur und der Stiftung Histo-
risches und Völkerkundemuseum ist darum auf Dauer ausgelegt. Sie beinhaltet auch 
den Auftrag zur periodischen Einrichtung von Sonderausstellungen mit archäologi-
schem Thema oder die Betreuung eines so genannten Fensters der Kantonsarchäo-
logie. An der Leistungsvereinbarung, die mit Fr. 250'000.– je Jahr abgegolten ist, hän-
gen also nicht nur Sach-, sondern auch Personalkosten. Eine jährliche Platzierung 
des Betrags im Lotteriefonds ist der Sache nicht dienlich und führt letztlich zu einer 
Planungsunsicherheit bei der Museumsstiftung. Dabei möchten wir mit dem AFP Pla-
nungssicherheit erreichen. 

Mit der Streichung von Ziff. 1 Bst. b öffnen wir nicht die Schleusen für eine un-
kontrollierte Kulturförderung. Wir sichern aber durch die Vermittlung von archäologi-
schem Wissen auf Dauer und damit die Erfüllung einer Kantonsaufgabe. 
 
Müller-Lichtensteig: Dem Antrag von Noger-St.Gallen / Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann / 
Müller-Lichtensteig / Spoerlé-Ebnat-Kappel ist zuzustimmen. 

Wer A sagt, muss auch B sagen. Der Kanton ist zuständig für den Bereich Ar-
chäologie. Der Kanton hat sich dazu entschieden, Dauerausstellungen der Kan-
tonsarchäologie für die Vermittlung der Archäologie zu organisieren. Dies verursacht 
Kosten. Diese Kosten müssen über den laufenden Haushalt abgewickelt werden, 
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denn es braucht Planungssicherheit, und diese ist nicht für eine langfristige Sicher-
stellung der Aufgabenerfüllung gegeben. Mit dieser Umlagerung ergibt sich auch wie-
der Spielraum für kleinere Organisationen und Projekte in den Regionen. D.h., es flies-
sen mehr Mittel ins Linthgebiet, ins Toggenburg, in die Region Werdenberg-Sargans 
sowie Wil-Fürstenland und den Raum St.Gallen-Bodensee. 
 
Suter-Rapperswil-Jona (im Namen der CVP-GLP-Fraktion): Der Antrag von Noger-
St.Gallen / Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann / Müller-Lichtensteig / Spoerlé-Ebnat-Kap-
pel ist abzulehnen. 

Es geht darum, verlässlich und widerspruchsfrei zu politisieren. Wir haben die 
Regierung beauftragt – das ist bekannt –, ab 2020 bei den Staatsbeiträgen 30 Mio. 
Franken zu sparen. Stattdessen will man mit diesem grauen Blatt nun ausgerechnet 
die Staatsbeiträge im Bereich Kultur in die Höhe schrauben. Wir müssen uns bewusst 
sein: Jeden zusätzlichen Franken für die Kultur müssen wir mühsam bei der Bildung, 
im Sozialen usw. einsparen. Das macht keinen Sinn. Bleiben wir also gradlinig und 
halten wir Mass. Wir haben im November 2017 das Kulturbudget stark erhöht, und 
das muss nun für die nächsten Jahre genügen. Es ist bezeichnend, dass die Regie-
rung auf ein rotes Blatt verzichtet hat. 
 
Regierungsrat Klöti: Dem Antrag von Noger-St.Gallen / Sailer-Wildhaus-Alt St.Jo-
hann / Müller-Lichtensteig / Spoerlé-Ebnat-Kappel ist zuzustimmen. 

Auch wenn kein rotes Blatt vorliegt, vertrete ich trotzdem diesen Ansatz. Es geht 
um die Verlässlichkeit für Planung, die entfällt. Wenn befristete Massnahmen mit viel 
Goodwill getragen und dann doch als Verlängerung zementiert werden, dann können 
wir nicht arbeiten, wie wir es sollten und müssen. Archäologie ist eine Staatsaufgabe, 
auch kulturelle Fragen sind Staatsaufgaben. Insgesamt muss man auch die Verhält-
nismässigkeit im Auge behalten. 

Zu Suter-Rapperswil-Jona: Die Staatsbeiträge sind keine grosse Position, aber 
sie haben eine grosse Wirkung. Sie wissen, im Bereich Kultur läuft vieles nicht ohne 
das grosse Engagement von freiwilligen Arbeitern. Diesen Menschen müssen Sie 
zeigen, dass Sie es ernst meinen. Wenn also ein Plafond einmal in einer Befristung 
etabliert wurde, muss man auch davon ausgehen können, dass man nach der Befris-
tung wieder die Situation hat, wie sie war. Wir haben diese Periode tadellos ausge-
standen, und jetzt wäre es richtig, man würde davon wieder absehen. 
 
Dürr-Widnau: Der Antrag von Noger-St.Gallen / Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann / Mül-
ler-Lichtensteig / Spoerlé-Ebnat-Kappel ist abzulehnen. Dem Antrag der Finanzkom-
mission ist zuzustimmen. 

Ich bin Präsident der für das Departement des Innern zuständigen Subkommis-
sion der Finanzkommission: Ich stelle klar, dieser Betrag an das Naturmuseum wurde 
bis jetzt über den Lotteriefonds bezahlt. Jetzt geht es darum, diesen Betrag in die 
Staatsbeiträge aufzunehmen, um dem Lotteriefonds wieder eine Viertelmillion Fran-
ken Luft zu geben. Der Rat muss entscheiden, ob wir wieder ein zusätzliches Projekt 
wollen oder wir bei den Staatsbeiträgen etwas Mass halten müssen. Es ist nicht so, 
dass wir in der Kultur nichts gemacht haben (Stiftsbibliothek, das Textilmuseum, Auf-
stockung der Löhne des Theaters St.Gallen). Wenn wir das strukturelle Defizit im AFP 
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sehen, muss dieser Rat doch jetzt Prioritäten setzen. Alles, was wir jetzt ausgeben, 
müssen wir wieder einsparen. 

Zu Spoerlé-Ebnat-Kappel: Als Mitunterzeichner wollen Sie die Ausgaben erhö-
hen und im Votum vorher haben Sie sich für die Steuersenkung ausgesprochen und 
dass man sparen soll. Diese Rechnung geht nicht mehr auf – auch nicht für die Fi-
nanzkommission. Soll- und Habenseite müssen irgendwann gleich sein. Wir haben 
jetzt schon 100 Mio. Franken Defizit. 

Zu Regierungsrat Klöti: Eine Plafonierung ist nicht für ewig, aber eine Aufhebung 
sollte dann stattfinden, wenn die Zahlen und der Finanzausblick gut sind; diese sind 
im Moment tiefrot. 
 
Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann zu Dürr-Widnau: Es geht nicht um das Naturmuseum, 
sondern um das Historische und Völkerkundemuseum. 

Zu Spoerlé-Ebnat-Kappel: Es braucht Mut und Weitblick, in dieser Vorlage mit 
unserer Fraktion einer Meinung zu sein. 
 
Noger-St.Gallen: Dem Antrag von Noger-St.Gallen / Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann / 
Müller-Lichtensteig / Spoerlé-Ebnat-Kappel ist zuzustimmen. 

Wir sind alle für widerspruchsfreie Entscheide und Politik. Aber es ist nicht wider-
spruchsfrei, wenn eine primäre Kantonsaufgabe – es heisst «Kantonsarchäologie» 
und nicht Stadtarchäologie oder Hobbyarchäologie – immer wieder in den Lotterie-
fonds hineingeschoben wird. Ich bin Präsident des Stiftungsrates des Historischen 
und Völkerkundemuseums. Ich verdiene nichts dabei, darum muss ich nicht in den 
Ausstand treten. Wir haben eine ausgezeichnete Kuratorin, sie ist angestellt für die 
Archäologie. Sie betreut die Kantonsarchäologie-Dauerausstellung, sie macht sehr 
viele Führungen, sie ist an der Konzeption von neuen Wechselausstellungen beteiligt. 
Diese Angestellte weiss, dass ihre Stelle jedes Jahr mit einem neuen Lotteriefonds-
«Zitterbeitrag» zu finanzieren ist. Das ist nicht sachgerecht. Möchten Sie gerne auf 
einer solchen Wackelposition stehen? Das Museum kann ohne diesen Kantonsbei-
trag diese Daueraufgabe nicht sauber in die Zukunft führen. Darum ist es sachgerecht 
und widerspruchsfrei, wenn wir den Antrag unterstützen. 
 
Der Kantonsrat zieht den Antrag der Finanzkommission dem Antrag Noger-St.Gal-
len / Sailer-Wildhaus-Alt St.Johann / Müller-Lichtensteig / Spoerlé-Ebnat-Kappel mit 
61:54 Stimmen bei 2 Enthaltungen vor. 
 
 

Phase 2.3.4 
 
Finanzdepartement 
 
Bucher-St.Margrethen (im Namen der SP-GRÜ-Fraktion): Zum Personalaufwand: Wir 
haben in den vergangenen Jahren in diesem Rat sowohl bei der Budget- als auch bei 
der AFP-Diskussion immer auch über die Löhne des Staatspersonals gesprochen. 
Die SP-GRÜ-Fraktion sind mehr als enttäuscht, dass die Regierung es in diesem AFP 
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nicht einmal für nötig erachtet hat, die Frage einer Lohnmassnahme für das Staats-
personal überhaupt anzusprechen. Wir haben im AFP keinerlei Grundlagen für mög-
liche Lohnmassnahmen. In den vergangenen Jahren hat die Regierung wenigstens 
Aussagen zur Teuerungsentwicklung, zur wirtschaftlichen Entwicklung und zum wirt-
schaftlichen Umfeld gemacht – diese Angaben fehlen hier vollständig. 

Wir sind nach wie vor der Meinung, es wäre höchste Zeit für eine Lohnanpassung 
beim Staatspersonal. Es gab seit 2011 keine Lohnmassnahmen mehr. Wir verzichten 
aber hier und heute auf einen Antrag, weil die entsprechenden Grundlagen im AFP 
fehlen. Wenn wir beim Budget wieder mit einem solchen Antrag kommen, erwarten 
wir, dass sich die Regierung Überlegungen dazu macht und diese dann auch mit ent-
sprechenden Zahlen unterlegt. 
 
 
Gesundheitsdepartement 
 
Bucher-St.Margrethen beantragt im Namen der SP-GRÜ-Fraktion in Ziff. 1 einen 
neuen Bst. d mit folgendem Wortlaut: «Die Planwerte 2019 bis 2021 werden im Konto 
8301.360 (Individuelle Prämienverbilligung / Staatsbeiträge) um Fr. 10'000'000.– er-
höht.» 

Es geht um die Individuelle Prämienverbilligung (IPV). Ich spreche nicht zum ers-
ten Mal zu Ihnen in dieser Sache, das Problem ist seit Jahren das gleiche. Das Prob-
lem verschärft sich Jahr für Jahr. Die Situation bei der IPV ist sehr schwierig. Die 
Regierung hat im November 2017 die Parameter für die Prämienverbilligung für die-
ses Jahr neu festgelegt, und aufgrund der sinkenden Volumen für die ordentliche IPV 
ist es erneut wieder so, dass 6'000 Personen weniger als noch im vergangenen Jahr 
von der Prämienverbilligung profitieren können. Die Belastungsgrenze für Personen, 
bis sie überhaupt Prämienverbilligung bekommen, ist wieder gestiegen. D.h., bis zu 
25 Prozent des Einkommens müssen aufgewendet werden für die Krankenkassen-
prämien, bevor man überhaupt IPV bekommt. Das entspricht überhaupt nicht mehr 
dem Sinn und Zweck der Prämienverbilligung, nämlich eine Entlastung der Ärmsten 
in unserem Kanton, eine Entlastung der Familien, die unter dieser ständig steigenden 
Prämienlast wirklich sehr leiden. Der Grund für diesen Druck auf die IPV ist auch darin 
zu sehen, dass wir seit den letzten Sparpaketen eine pauschale Kürzung im Umfang 
von 10 Mio. Franken vornehmen. Um dieses Problem ein bisschen zu entschärfen 
und um Familien und Geringstverdienende wirklich zu entlasten, beantragen wir 
Ihnen, auf diese Kürzungen in Zukunft zu verzichten. 
 
Suter-Rapperswil-Jona (im Namen der CVP-GLP-Fraktion): Der Antrag der SP-GRÜ-
Fraktion ist abzulehnen. 

Er ist inzwischen schon fast ein Evergreen der Budgetdebatten. Die Prämienver-
billigung ist sicher ohne Zweifel ein wichtiges soziales Korrektiv, dem man Sorge tra-
gen muss, doch sie hat leider auch ihre problematische Seite. Zum einen gehört sie 
zu den Staatsbeiträgen, die für die enormen Kostenschübe in unserem Kanton ver-
antwortlich sind, und zum anderen hat es leider im heutigen System Fehlanreize, wie 
z.B. die unerwünschten Schwelleneffekte. Wir sind deshalb der Meinung, bevor wir 
nun mehr Geld in dieses mangelhafte System pumpen, sollten wir zuerst die Fehlan-
reize beheben. Die CVP-GLP-Fraktion möchte daher zuerst die Ergebnisse der von 
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der Regierung in Aussicht gestellten Vorschläge abwarten und auch die Analyse der 
wirtschaftlichen Situation der privaten Haushalte im Kanton St.Gallen, denn klar ist 
schon heute, dass in naher Zukunft ohnehin mehr Geld in die Prämienverbilligung 
fliessen wird, sowohl im Zusammenhang mit dem Bund wie auch der Steuervorlage, 
die aktuell in der vorberatenden Kommission diskutiert wird. 
 
Hartmann-Walenstadt, Kommissionspräsident: Dieser Antrag wurde in der Finanz-
kommission ebenfalls gestellt und mit 9:3 Stimmen bei 2 Enthaltungen und 1 Abwe-
senheit abgelehnt. 
 
Der Kantonsrat lehnt den Antrag der SP-GRÜ-Fraktion mit 81:30 Stimmen bei 2 Ent-
haltungen ab. 
 
 
Phase 2.4 Gesetzesvorhaben 
 
Tschirky-Gaiserwald beantragt im Namen der CVP-GLP-Fraktion, Ziff. 2 des Kan-
tonsratsbeschlusses zu streichen. Ich lege meine Interessen als Präsident der Verei-
nigung St.Galler Gemeindepräsidentinnen und Gemeindepräsidenten (VSGP) offen. 

Die VSGP wurde auf dem roten Blatt der Regierung erwähnt. Ich gehe davon 
aus, dass die Finanzkommission ein Zeichen setzen wollte, damit es mit der Revision 
des Hundegesetzes endlich vorwärtsgeht. Dieser Prozess wurde seitens der Kontakt-
gruppe Gesundheitsdepartement VSGP wieder aufgenommen und explizit am 1. De-
zember 2017 besprochen. Die VSGP ist der Ansicht, dass der erneut aufgenommene 
Revisionsprozess zielgerichtet weiterverfolgt werden soll. Deshalb soll die geplante 
Totalrevision des Bundesgesetzes nicht vorab und in Unkenntnis der Botschaft und 
des Entwurfs abgeschrieben werden. Dieser Rat soll sich ordnungsgemäss und über 
eine vorberatende Kommission auch mit dem Entwurf dieses Gesetzes auseinander-
setzen. Die Abschreibung des Geschäfts über die Beratung des AFP wäre somit un-
seriös und präjudizierend. 

Materiell geht es darum, dass die Gemeinden aktuell Bissunfälle regelmässig 
beim Veterinäramt des Kantons St.Gallen abklären lassen. Kantonsweit registrieren 
wir rund 28'000 Hunde, diese produzieren jährlich rund 350 Bissunfälle. Diese fachli-
che und rechtliche Bearbeitung der Bissunfälle durch den Kanton ist auch in Zukunft 
von den Gemeinden gewünscht. Es ist nicht praktikabel, zwei Hundesteuern einzu-
führen. Die Hundesteuer soll auf kommunaler Ebene angehoben werden, vorgeschla-
gen sind 100 bis 150 Franken. Es soll jedoch trotzdem nicht ein einheitlicher Satz 
dieser Hundesteuer dem Kanton zugeführt werden. Es ist geplant, dass die Gemein-
den, die jeweils die fachliche Beratung des Kantons in Anspruch nehmen, für diese 
Beratung auch bezahlen. Ziff. 2 ist gemäss Vorschlag der Finanzkommission zu strei-
chen, damit die Verhandlungen unter Abschluss der Botschaft und des Entwurfs zü-
gig in Angriff genommen werden können. 
 
Lemmenmeier-St.Gallen (im Namen der SP-GRÜ-Fraktion): Dem Antrag der CVP-
GLP-Fraktion und der Regierung ist zuzustimmen. 

Die Regierung hat in ihrem Antrag bereits ausgeführt, dass es nicht sachgerecht 
sei, ein Gesetzesvorhaben im Rahmen des AFP zu verhindern, ohne den Inhalt der 
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Botschaft zu kennen und diskutiert zu haben. Dies ist besonders deshalb nicht sach-
gerecht, weil gewisse gesetzliche Anpassungen aufgrund bundesrechtlicher Vorga-
ben zwingend vorzunehmen sind. 

Gesetzgebende Gewalt in diesem Kanton ist der Kantonsrat. Die Erarbeitung der 
Gesetze und deren Umsetzung erfolgt durch die Regierung als exekutive Gewalt. Das 
Parlament diskutiert die Vorschläge der Exekutive, nimmt Änderungen vor und ent-
scheidet, ob ein Gesetz in Kraft gesetzt wird. Für die Vorberatung der Gesetze setzte 
der Kantonsrat jeweils Kommissionen ein. Die Finanzkommission bzw. Teile davon 
massen sich im Rahmen des AFP Kompetenzen an, die sie gar nicht haben. Sie wol-
len als eine Art Nebenregierung die vom Volk gewählte Regierung in ihren Aufgaben 
beschränken, bevor die Regierung ihre Vorschläge dem Rat zur Diskussion und zur 
Entscheidung vorgelegt hat, damit wir gegen die Gewaltenteilung verstossen. 

Genau das gleiche Vorgehen der Finanzkommission haben wir schon in anderen 
Zusammenhängen erlebt. Die Finanzkommission ist keine Nebenregierung und ist 
auch kein Revolutionsausschuss, dem unser Rat umfassende Kompetenzen für die 
Staatsführung erteilt hat. Er hat nicht zu entscheiden, welche Gesetze dem Rat vor-
gelegt werden sollen und über welche der Rat nicht zu debattieren hat. Das Parlament 
als Ganzes hat das Recht, über die Gesetzesvorhaben der Regierung selbst zu ent-
scheiden. Ein selbstbewusstes Parlament muss die Gängelung durch eine sich all-
mächtig gebende Finanzkommission mit Entschiedenheit zurückweisen. 
 
Götte-Tübach (im Namen der SVP-Fraktion): Dem Antrag der Regierung ist zuzustim-
men. 

Ich verzichte auf eine materielle Stellungnahme zum Hundegesetz. Das Hunde-
gesetz wird in der SVP sicher noch kritisch diskutiert. Es soll auf dem ordentlichen 
Weg in den Kantonsrat gelangen. 
 
Regierungsrätin Hanselmann: Dem Antrag der Regierung ist zuzustimmen. 

Ich bin froh über die Aussage der SVP-Fraktion, dass sie das Instrument des AFP 
nicht so ausdehnen will, dass er die Zielerwartungen nicht mehr erreicht. 

Wenn Sie diese Ziffer nicht streichen, müssten trotzdem gewisse Anpassungen 
gemacht werden. Sie erwarten zu Recht von der Verwaltung und der Regierung, dass 
wir effizient und ressourcenschonend arbeiten. Es wurde schon viel Zeit und kon-
struktive Arbeit mit der VSGP in die Botschaft zum Hundegesetz eingesetzt. Das 
möchten wir zu Ende führen und dann, wie es die demokratischen Regeln vorgeben, 
im Rat diskutieren. Das wird eine interessante Diskussion sein, weil alle Hundeerfah-
rungen haben. 
 
Der Kantonsrat zieht den Antrag der CVP-GLP-Fraktion und der Regierung dem An-
trag der Finanzkommission mit 110:5 Stimmen bei 2 Enthaltungen vor. 
 
 
Phase 2.8 Ausbau der Prüfstellen Kaltbrunn und Mels im Sinn eines «Vollservice Ver-
kehrszulassung» 
 
Steiner-Kaltbrunn: Dem Antrag der Finanzkommission zu Ziff. 3 des Kantonsratsbe-
schlusses ist zuzustimmen. 
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Als Postulantin bedauere ich, dass für diesen umfangreichen Bericht keine or-
dentliche vorberatende Kommission eingesetzt wurde, sondern der Bericht nur als 
Beilage B «Ausbau der Prüfstellen Kaltbrunn und Mels im Sinn eines ‹Vollservice 
Verkehrszulassung›» im AFP der Finanzkommission zugewiesen wurde. Als Mitglied 
der Finanzkommission habe ich das Geschäft geprüft und festgestellt, dass die Re-
gierung einmal mehr mit der grossen Kelle anrichtet und gleich an den beiden Motor-
fahrzeug-Kontrollprüfstellen Kaltbrunn und Mels eine Ausweisstelle für Pässe einbe-
zogen hat. 

Aufgrund der bereits 15 Postschliessungen im See-Gaster und den weiteren vier 
angekündigten Postschliessungen in Schänis, Benken, Gommiswald und Schmerikon 
ist für die Region prioritär, dass die Prüfstelle Kaltbrunn neu ihre Kernaufgaben wahr-
nehmen und die Dienstleistungen der Post anbieten kann und darf. Dabei handelt es 
sich um folgende Aufgaben: Annullation Fahrzeugausweis, Fahrzeug abmelden, De-
ponierung von Kontrollschildern, Wiederinverkehrsetzung von Kontrollschildern, Fahr-
zeugwechsel, ausserkantonale Fahrzeughalterwechsel und Fahrzeugausweise für 
Ersatzfahrzeuge. 

Bei den periodischen Fahrzeugprüfungen wird aktuell immer ein neuer Fahrzeug-
ausweis gedruckt. Dies funktioniert jedoch nur bei St.Galler Fahrzeugen. Bei Fahr-
zeugen aus anderen Kantonen kann der Kanton St.Gallen keine neuen Ausweise 
drucken. D.h., der ausserkantonale Fahrzeugausweis wird zusammen mit dem Prü-
fungsbericht an den jeweiligen Kanton gesendet, dieser stellt den neuen Ausweis aus 
und sendet ihn an den Kunden. Durch Eintrag des Prüfungsdatums der periodischen 
Prüfung mittels Stempel, wie es die meisten Kantone handhaben und wie sie es auch 
einige Zeit durchführten, könnten viel Zeit und Druckpapierkosten eingespart werden. 
Dadurch müsste der ausserkantonale Kunde, der z.B. nach der periodischen Prüfung 
im Kanton St.Gallen unmittelbar ins Ausland fahren will (z.B. LKW- oder Reisebus-
fahrer), nicht zuerst zum Strassenverkehrsamt seines Kantons fahren, um das aktu-
elle Prüfungsdatum in seinem Fahrzeugausweis eintragen zu lassen. Das wäre für 
alle Beteiligten eine grosse Erleichterung. 

An einer gleichzeitigen Schaffung einer Ausweisstelle für Pässe bei der Prüfstelle 
Kaltbrunn, wie es die Regierung plant, sind wir nicht interessiert. Bezüglich Verkehrs-
situation könnte das viel besser im geplanten Schubiger-Areal in Uznach integriert 
werden. Wenn es früher sein müsste, gäbe es allenfalls Platz im Trakt 3 in Uznach. 
Für das Projekt «Motorfahrzeug-Kontrollprüfstelle Kaltbrunn ohne Ausweisstelle für 
Pässe» sind nur kleine Anpassungen erforderlich, die nicht 5 Mio. Franken kosten. 
Es braucht keinen Neubau, keine neue Liftanlage und keine neuen Sanitärräume, 
sondern nur, was notwendig ist. 

Der ganze Bürotrakt ist als selbsttragende Betonröhre erstellt, in der die Leicht-
bauwände beliebig verschoben werden können und eine Aufstockung der westlichen 
Hälfte in diesem Zustand möglich macht. Die östliche Hälfte ist bereits aufgestockt. 
Somit können bei den Büros im Erdgeschoss ohne grossen Aufwand die Wände ver-
schoben und so die Büros für Administration und Schilderausgabe vergrössert bzw. 
angepasst werden. Die Schalteranlage muss nicht um 90 Grad abgedreht werden, 
der Einbau eines Schalterfensters für die Schilderausgabe genügt vollkommen. Im 
Obergeschoss steht zurzeit ein ungenutzter Raum zur Verfügung, der z.B. als Schil-
derlager benutzt werden könnte. Das neu geplante Ausweisbüro für Pässe fällt weg 
und kann weiterhin als Theorieraum benützt werden. Die Zusatzkosten von Fr. 600'000.– 
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für die Aussenstelle der Passausweisstelle sowie die Zusatzkosten für die Ertüchti-
gung der Prüfungshalle von Fr. 850'000.– fallen ebenfalls weg. Der Verwaltungstrakt 
mit der Ergänzung des Obergeschosses zu einem zweigeschossigen Gebäude muss 
nicht erweitert werden. Sollte allenfalls künftig zusätzlicher Raum benötigt werden, 
wäre dies ihm Obergeschoss des Bürotrakts mit vernünftigem Aufwand erstellbar. Die 
Kosten für die notwendigen baulichen Massnahmen, um das Angebot der Postge-
schäfte auch bei der Motorfahrzeug-Kontrollprüfstelle in Kaltbrunn anzubieten, würde 
schätzungsweise 100'000 Franken kosten. Somit könnte mit einem vernünftigen Bei-
trag ein optimales Dienstleistungsangebot für die Kunden des Strassenverkehrsam-
tes ermöglicht werden. Die neu anfallenden Arbeiten wären mit einer bzw. höchstens 
zwei zusätzlichen Mitarbeiterinnen zu bewältigen. Diese wäre kostenneutral, weil sie 
mit dem Hauptsitz kompensiert werden können. 

Nach der negativen Antwort der Regierung vom 4. April 2017 zum Postulat 
43.16.07 «Dienstleistungen bei den Prüfstellen Kaltbrunn und Mels vollumfänglich 
anbieten!» und zur Interpellation 51.17.15 «Kantonale Dienstleistungen in einem Fili-
albetrieb im Sarganserland?» stellte ich in der Finanzkommission den Antrag, dass 
das Sicherheits- und Justizdepartement eingeladen wird, die Prüfstellen im südlichen 
Kantonsteil Kaltbrunn und Mels mit den zusätzlichen Dienstleistungen, wie die Post-
stellen das anbieten, auszurüsten und der Finanzkommission über die dafür notwen-
digen Investitionskosten in der abgespeckten Form auf dem kleinen Dienstweg und 
ohne grossen Bericht in der Finanzkommissionssitzung im März 2019 zu informieren. 
Die Finanzkommission hat den Antrag gutgeheissen. 
 
Kofler-Uznach: Dem Antrag der Finanzkommission zu Ziff. 3 des Kantonsratsbe-
schlusses ist zuzustimmen. 

Der ausführliche Bericht zeigt auf, dass für den Ausbau für ein vollumfängliches 
Dienstleistungsangebot der Verkehrszulassung für die Standorte Mels und Kaltbrunn 
Investitionen über 11 Mio. Franken nötig wären. Mir scheint zwar, dass Luxusvarian-
ten ausgearbeitet wurden, trotzdem kann ich das Fazit der Regierung nachvollziehen. 
Diese Investitionen sind zurzeit nicht gerechtfertigt. Im Bericht vermisse ich Varian-
ten, z.B. welche Kosten entstehen würden, wenn lediglich die Geschäfte für die Fahr-
zeugzulassungen in den beiden von St.Gallen am weitesten entfernten Regionen 
Sarganserland und Linthgebiet bei den beiden Prüfstellen abgefertigt werden könn-
ten. Das war in erster Linie das Ziel unseres Postulats. 

Wie bereits Steiner-Kaltbrunn ausführte, wären für diesen Teilbereich «Fahr-
zeugzulassungen» nur wenige Investitionen nötig. So müssen für die beiden Prüfhallen 
die Schalterhallen vergrössert und zusätzlich ein Schalter ausgestattet werden. Der 
Platz dazu ist vorhanden. Für die Bearbeitung dieser Geschäfte müsste je eine Ver-
waltungsangestellte oder ein Verwaltungsangestellter den Dienst anstatt in St.Gallen 
in Mels oder in Kaltbrunn verrichten. 

In der Antwort auf die Interpellation 51.16.55 «Dienstleistungen bei den Prüfstel-
len Kaltbrunn und Mels vollumfänglich anbieten» vom 20. September 2016 waren 
auch noch die Personalkosten für einen Kurierfahrer samt Fahrzeug aufgeführt, der 
täglich Kontrollschilder zu den beiden Standorten hätte transportieren müssen, ob-
wohl beide Prüfstellen bereits über Schilderlager verfügen. Diese Stelle ist nun im 
Bericht nicht mehr aufgeführt. In der Begründung des Postulats 43.16.07 «Dienstleis-
tungen bei den Prüfstellen Kaltbrunn und Mels vollumfänglich anbieten!» forderten 
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wir, dass die Dienstleistungen, welche die Post für das Strassenverkehrsamt anbietet, 
auch in den beiden Prüfhallen angeboten werden können. Dies v.a. auch mit dem 
Hinweis, dass damit zu rechnen ist, dass weitere Poststellen geschlossen werden. 
Bereits heute kommt es immer wieder vor, das Bürger bei den Prüfstellen nicht be-
dient werden dürfen und für die Erledigung von Strassenverkehrsgeschäften zu den 
weiter entfernten Poststellen geschickt werden müssen. Das ist unnötig und verärgert 
sowohl die Kunden als auch die Angestellten der Prüfhallen. 

Ebenfalls ist es uns ein Anliegen, dass bei den Prüfhallen Neueinlösungen für die 
Motorfahrzeuge vorgenommen werden können. Offensichtlich hat unser Postulat 
diesbezüglich bereits zu einem Umdenken bei der Amtsleitung des Strassenverkehrs-
amtes geführt. Seit November 2017 ist es nun möglich, bei den Prüfstellen Mels und 
Sargans diese Neueinlösungen vorzunehmen. Damit erübrigen sich bereits viele 
Fahrten von Garagisten und Bürgern zum Strassenverkehrsamt St.Gallen. Die Aus-
senstellen der Strassenverkehrsämter der umliegenden Kantone Zürich und Schwyz 
bieten diesen Service public übrigens bereits seit mehreren Jahren an. 

Ich begrüsse den von Steiner-Kaltbrunn eingereichten Auftrag der Finanzkom-
mission an die Regierung und hoffe, dass die Regierung zum Entschluss kommt, wei-
tere Dienstleistungen bezüglich Postgeschäfte und Fahrzeugzulassungen in den 
Prüfstellen Mels und Kaltbrunn zu ermöglichen. Dies würde von der Bevölkerung des 
Sarganserlands und des Linthgebiets sehr geschätzt. 
 
Regierungspräsident Fässler: Zu Steiner-Kaltbrunn: Die Regierung plant nicht gigan-
tische, luxuriöse Ausbauten an zwei zusätzlichen Standorten, sondern die Regierung 
hat vom Kantonsrat den Auftrag erhalten aufzuzeigen, welche baulichen und ander-
weitigen Investitionen notwendig wären, um den Vollservice «Verkehrszulassung» 
gewährleisten zu können. Der Auftrag war klar und liess auch keinen Spielraum offen. 
Wir waren nicht aufgefordert, Varianten darzulegen. Das haben wir Ihnen akribisch 
und glaubwürdig aufgezeigt und sind zum Schluss gekommen, dass aufgrund der 
grossen Kundenströme, die das auslösen würde, v.a. aus verkehrspolizeilichen Grün-
den nicht zu realisieren ist. Die Frage, ob man das gleich noch mit den Ausweisstellen 
verbinden kann, ist nicht eine Idee der Regierung, sondern geht auch auf einen Auf-
trag des Kantonsrates zurück. 

In der Finanzkommission wurde mir signalisiert, dass es in erster Linie nicht um 
den Vollausbau geht, sondern darum, Postgeschäfte auch an diesen Prüfstellen an-
bieten zu können. Das Strassenverkehrsamt ist ein ausserordentlich kundenorientier-
tes Amt, aus diesem Grund gibt es bereits heute diese Poststellengeschäfte. Meines 
Wissens sind das die einzigen staatlichen Stellen, die ihre Dienstleistungen nicht nur 
in den staatlichen Organisationen und Gebäuden, sondern zum Teil auch in den Post-
stellen anbieten. Das Strassenverkehrsamt hat in der Zwischenzeit mit Blick auf den 
Auftrag der Finanzkommission erste Prüfungen gemacht. So wie es aussieht, kann 
man diese Poststellengeschäfte mit geringem Aufwand tatsächlich auch in den Prüf-
stellen anbieten. Kritisch werden könnte die Zahl der Kunden; die im Bericht ausge-
führten verkehrlichen Probleme könnten allenfalls Schwierigkeiten bereiten, wenn 
das dazu führen würde, dass die Poststellen nicht mehr angefahren würden und alle 
nur noch zur Prüfstelle führen. Eine erste summarische Prüfung hat ergeben, dass 
es möglich sein sollte. Die Details werden wir der Finanzkommission unterbreiten. 
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Louis-Nesslau, Ratspräsident, stellt Kenntnisnahme vom Bericht «Ausbau der Prüf-
stellen Kaltbrunn und Mels im Sinn eines ‹Vollservice Verkehrszulassung›» fest. 
 
Der Kantonsrat stimmt dem Antrag der Finanzkommission zu Ziff. 3 Abs. 2 des Kan-
tonsratsbeschlusses mit 115:0 Stimmen zu. 
 
 
Phase 3.1 Aufträge an die Regierung 
 
Der Kantonsrat stimmt dem Antrag der Finanzkommission zu Ziff. 4 des Kantonsrats-
beschlusses mit 76:8 Stimmen zu. 
 
Ziff. 6 des Kantonsratsbeschlusses. Tinner-Wartau (im Namen der FDP-Fraktion): 
Dem Antrag der CVP-GLP-Fraktion, der FDP-Fraktion und der SP-GRÜ-Fraktion zu 
Ziff. 6 ist zuzustimmen. 

Die FDP-Fraktion empfiehlt, dem Antrag zuzustimmen und der Regierung die 
Aufträge im vorliegenden Wortlaut zu erteilen. Damit hätte die Regierung drei Stell-
schrauben, namentlich den Gewinnsteuersatz, den Umfang der Inputförderung sowie 
die Entlastungsbegrenzung, mit denen sie private und juristische Personen gezielt 
entlasten kann. Dabei kann sie das im Antrag definierte Zielband des Gewinnsteuer-
satzes auch unter Berücksichtigung aller drei erwähnten Stellschrauben erreichen. 

Bei den natürlichen Personen sind wir für Anpassungen am Tarif oder an den 
Abzügen offen. Ziel ist es also, der Regierung genügend Spielraum für eine austa-
rierte Vorlage zu ermöglichen. Die FDP-Fraktion hat sich für diesen Kompromiss zu-
gunsten einer pauschalen Steuersenkung entschieden, um damit insbesondere den 
Weg für die Steuervorlage 2017 zu ebnen, ohne dabei die ursprünglich geforderten 
steuerlichen Entlastungen natürlicher Personen zu vernachlässigen. Der im Antrag 
ebenfalls geforderte runde Tisch stellt zudem sicher, dass die verschiedenen Interes-
sen in einer früheren Phase Eingang in die Vorlage der Regierung finden. Die Haltung 
der FDP-Fraktion ist geprägt von staatspolitischer Verantwortung, die auch Kompro-
missbereitschaft beinhalten kann, um dem Ziel von Steuerentlastungen gerecht zu 
werden. 
 
Suter-Rapperswil-Jona beantragt im Namen der CVP-GLP-, FDP- und SP-GRÜ-
Fraktion, Ziff. 6 (neu) wie folgt zu formulieren: «Die Regierung wird eingeladen: 
a) dem Kantonsrat eine Revision des Steuergesetzes vorzulegen, mit der mittels 

einer Anpassung des Steuertarifs die Besteuerung der Einkommen von natürli-
chen Personen reduziert wird. Die Steuererleichterung soll ab dem Jahr 2020 
jährlich rund 25 Mio. Franken betragen und vornehmlich die Besteuerung der 
Einkommen des Mittelstands reduzieren; 

b) den Unternehmenssteuersatz bei der Unternehmenssteuerreform auf ein Ziel-
band von 13 bis 14 Prozent festzulegen. Eine Inputförderung ist angemessen zu 
berücksichtigen; 

c) für die kantonale Umsetzung der Unternehmenssteuerreform IV (Steuervorlage 17) 
zu einem runden Tisch mit den Fraktionen des Kantonsrates einzuladen, mit dem 
Ziel, eine ausgewogene und damit mehrheitsfähige Vorlage auszuarbeiten.» 
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Es freut mich, dass sich die FDP-Fraktion kompromissbereit zeigt und hilft, eine 
breit getragene Lösung zu finden. Ziel ist es, mit diesem Antrag in Zusammenarbeit 
mit der CVP-GLP-, FDP- und SP-GRÜ-Fraktion mit Blick auf die Steuervorlage 2017 
ein Paket zu schnüren, das finanziell vertretbar ist, dort ansetzt, wo der grösste Hand-
lungsbedarf besteht und breit abgestützt ist. 

Dass bei der steuerlichen Belastung der juristischen Personen etwas passieren 
muss, ist unstrittig, denn unser Steuersystem muss sich den internationalen Stan-
dards anpassen. Ebenfalls unstrittig ist, dass der Kanton St.Gallen den interkantona-
len Wettbewerb nicht einfach ignorieren kann und im Rahmen seiner Möglichkeiten 
mithalten muss. Diesem Anliegen dienen die Vorgaben in Bezug auf die Gewinn-
steuer und die Inputförderung unter Bst. b, auf die mein Vorredner Tinner-Wartau 
bereits Bezug genommen hat. 

Zum anderen ist es uns wichtig, dass auch die hohe steuerliche Belastung des 
Mittelstands angegangen wird, und das am besten gleichzeitig mit der Steuervorlage 
2017. Zu diesem Zweck soll mittels tarifärer Anpassung gezielt der Mittelstand ent-
lastet werden, wobei die Einnahmeausfälle für den Kanton und die Gemeinden auf 
ein vertretbares Mass begrenzt werden sollen. Wir haben hierzu bereits im Eintre-
tensvotum Bezug genommen. Sozialpolitische und weitere steuerpolitische Massnah-
men können die angestrebten Entlastungen des Mittelstandes zusätzlich verstärken. 

Zuletzt gilt es – und das hat bereits mein Vorredner gesagt – an einem runden 
Tisch eine Auslegeordnung zu machen und gemeinsam zu tragfähigen Lösungen zu 
kommen. Auf diese Weise zeigen die Anträge zu Ziff. 6 den Weg auf für ein konstruk-
tives Miteinander in dieser zweifellos schwierigen, aber für den Erfolg unseres Kan-
tons entscheidenden Thematik. 

Ich bitte Sie daher, von Extrempositionen Abstand zu nehmen und den Anträgen 
auf dem grauen Blatt zuzustimmen. 
 
Surber-St.Gallen (im Namen der SP-GRÜ-Fraktion): Dem Antrag der CVP-GLP-Frak-
tion, der FDP-Fraktion und der SP-GRÜ-Fraktion zu Ziff. 6 ist zuzustimmen. 

Wir blicken auf eine lebhafte Diskussion von heute Vormittag zurück. In der Zwi-
schenzeit haben sich die Gemüter, so hoffe ich, wieder etwas beruhigt. Es ging da-
rum, wer es erfunden hat und wer wen im Stich gelassen hat. Für uns massgeblich 
ist, dass wir in Zusammenarbeit mit den Fraktionen hier einen Kompromiss gefunden 
haben. 

Wir sind bereit, über gewisse tarifarische Anpassungen für den Mittelstand zu 
sprechen. Wir sind bereit, über die Umsetzung der Unternehmenssteuerreform zu 
sprechen, dies an einem runden Tisch. Für uns ganz zentral und massgeblich ist, 
dass wir auch über soziale Ausgleichsmassnahmen sprechen an diesem runden 
Tisch, denn wir müssen auch das Abstimmungsresultat der Unternehmenssteuerre-
form III vor Augen haben. Da gab es eine deutliche Ablehnung, auch durch das 
St.Galler Stimmvolk, zu dieser unausgewogenen Vorlage, und es geht nun darum, 
dass wir eine Vorlage finden, die auch mehrheitsfähig ist. Dazu wollen wir unseren 
Beitrag an diesem runden Tisch leisten. In diesem Sinne ist es sehr wichtig, dass die 
Begründung, welche diese drei Buchstaben begleitet, auch Bestandteil dieses An-
trags ist und dass es auch darum geht, eine ausgewogene und finanzierbare Lösung 
zu finden mit sozialen Ausgleichsmassnahmen. In diesem Sinne wollen wir uns gerne 
in diese Debatte begeben.  
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Götte-Tübach (im Namen der SVP-Fraktion): Der Antrag der CVP-GLP-Fraktion, der 
FDP-Fraktion und der SP-GRÜ-Fraktion zu Ziff. 6 ist abzulehnen. 

Als einzige Fraktion, die diesen Antrag nicht mitunterzeichnet hat, sei mir eine 
Frage erlaubt, v.a. an die beiden Mitteparteien, die noch mehr Gemeindepräsidenten 
in ihrer Fraktion haben als wir: Bei diesem Antrag ist die klare Konsequenz, dass auch 
die Gemeinden an dieser ganzen Übung mitbezahlen. Das mag durchaus legitim 
sein, den Gemeinden geht es grundsätzlich gut. Viele sprechen aktuell über Steuer-
fusssenkungen, aber, und ich schaue hier auch den Präsidenten des Verbandes 
St.Galler Gemeindepräsidentinnen und -präsidenten (VSGP) an, die Gemeinden ha-
ben bereits bei der Veröffentlichung des AFP gesagt: So nicht, liebe Regierung. Wir 
haben Arbeitsgruppen eingesetzt, die Gemeinden haben bereits bevor der AFP prä-
sentiert und Konsequenzen aufgezeigt wurden, mit welchen die Gemeinden belastet 
würden, gesagt in einem Positionspapier, bei dem noch alt Verbandspräsident Tin-
ner-Wartau involviert war, dass die Verteilung überhaupt nicht stimmt. Die Gemein-
den haben mit meiner Stimme auch gesagt, diese Umverteilung könne so nicht sein 
und die Gemeinden müssten sich wehren gegen die Lastenverschiebung von Kanton 
zu Gemeinde. 

Wie gesagt, mir ist bewusst, den Gemeinden geht es nicht allzu schlecht, aber 
hier sprechen wir von einer offiziellen weiteren Belastung für die Gemeinden, und da 
nimmt es mich zumindest von CVP- und FDP-Gemeindepräsidenten-Kollegen wun-
der, wie Sie jetzt diesen Antrag in Kontext bringen mit diesen Aussagen, die einzelne 
und der Verband mehrfach getätigt haben. Das ist mir noch etwas schleierhaft, aber 
ich war auch in der Vorbereitung für diesen Kompromissvorschlag nicht involviert. 
 
Tschirky-Gaiserwald: Dem Antrag der CVP-GLP-Fraktion, der FDP-Fraktion und der 
SP-GRÜ-Fraktion zu Ziff. 6 ist zuzustimmen. 

Götte-Tübach hat angesprochen, dass Ausfälle bei den Gemeinden entstehen, 
wenn wir diesen Kompromiss eingehen – das ist richtig. Ich möchte Götte-Tübach 
daran erinnern, eine Steuersenkung hätten die Gemeinden sehr wohl auch mittragen 
müssen, und zwar zu einem relativ erheblichen Bestandteil. Wenn wir jetzt auf diese 
Lösung einschwenken, die wir jetzt beraten, dann werden Gemeinden und Kanton 
miteinander belastet, und da kann die eine Ebene die andere Ebene nicht gegenei-
nander ausspielen. Das ist schon ein wesentlicher Bestandteil. 

Wenn Sie das Positionspapier der Gemeinden gegenüber der Regierung anspre-
chen, da ging es um den Nationalen Finanzausgleich (NFA). Da hat die VSGP immer 
noch die gleiche Haltung. Es geht nicht darum, dass wir einfach das, was vor zehn 
Jahren passiert ist, jetzt generell ausgleichen wollen, und darum ist jetzt der Dialog 
im Gange. Kompromisse wurden noch keine geschlossen, das möchte ich hier beto-
nen. Was rauskommt, das werden wir dann intern bei den Gemeinden wieder an-
schauen müssen. 

Wenn wir das, was jetzt vorliegt, aber gemeinsam mittragen, dann sind wir auch 
gemeinsam «geschröpft». Aber davon profitieren auch beide Staatsebenen. Darum 
ist dieser Kompromiss, den wir beschliessen, für die VSGP ein Kompromiss, den man 
mittragen kann. Selbstverständlich werden die Gemeinden schauen müssen, wie sie 
diese Mindereinnahmen wieder kompensieren wollen, aber da kann dann die kanto-
nale Ebene nicht kommen und sagen, dass wir das mittragen müssen, was es auf 
kantonaler Ebene aufzuwerten gilt.  
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Der Kantonsrat stimmt dem Antrag der CVP-GLP-Fraktion, der FDP-Fraktion und der 
SP-GRÜ-Fraktion zu Ziff. 6 des Kantonsratsbeschlusses mit 87:21 Stimmen bei 
6 Enthaltungen zu. 
 
 
Phase 3.2 Gesamtabstimmung über den bereinigten Kantonsratsbeschluss ein-
schliesslich Anhänge 
 
Der Kantonsrat erlässt den Kantonsratsbeschluss über die Genehmigung des Aufga-
ben- und Finanzplans 2019-2021 mit 67:43 Stimmen bei 7 Enthaltungen in der Ge-
samtabstimmung. 
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40.17.07 Herzchirurgische Versorgung von st.gallischen Patientinnen und 

Patienten 

Unterlagen: Bericht der Regierung vom 24. Oktober 2017 
 
 
Locher-St.Gallen, Präsident der vorberatenden Kommission: Auf den Bericht ist ein-
zutreten. 

Die vorberatende Kommission des Kantonsrates hat den Bericht 40.17.07 «Herz-
chirurgische Versorgung von st.gallischen Patientinnen und Patienten» am 24. Ja-
nuar 2018 eingehend diskutiert und mit eingeladenen Spezialisten die geänderten 
medizinischen, volkswirtschaftlichen und gesundheitspolitischen Rahmenbedingun-
gen umfassend erörtert. 

Eingeladen und im ersten Teil anwesend waren die Spezialisten Prof. Hans 
Rickli, Chefarzt Klinik für Kardiologie, Kantonsspital St.Gallen, Dr. Daniel Germann, 
Direktor und Vorsitzender der Geschäftsleitung, Kantonsspital St.Gallen und Prof. 
Friedrich S. Eckstein, Chefarzt Herzchirurgie, Universitätsspital Basel. Es wurde von 
uns Wert darauf gelegt, keine Experten aus dem Raum Zürich anzuhören, weil hier 
eine Konkurrenzsituation besteht. 

In einem vor über zehn Jahren als erheblich erklärten Postulat 43.07.38 «Herz-
chirurgische Versorgung von st.gallischen Patientinnen und Patienten» des Kantons-
rates wurde verlangt, die Weiterführung vertraglicher Lösungen mit ausserkantonalen 
Anbietern dem Aufbau einer eigenen Herzchirurgie im Raume St.Gallen durch einen 
Dritten oder die Schaffung einer eigenen Herzchirurgie am Kantonsspital St.Gallen 
gegenüberzustellen. Dem Postulatsbericht liegt dieser Auftrag zugrunde. 

Eine Klarstellung ist erforderlich. Die von der vorberatenden Kommission behan-
delte herzchirurgische Versorgung betrifft nicht die Schaffung von Angeboten im Be-
reich der hochspezialisierten Medizin, also Transplantationsmedizin und Kinder-Herz-
chirurgie, sondern sie betrifft einen allfälligen Aufbau eines eigenständigen Angebots 
für Bypass- und Herzklappenchirurgie im Kanton St.Gallen. 

Herzchirurgische Eingriffe werden heute an insgesamt 16 Zentren in der Schweiz 
durchgeführt. Aufgrund der demografischen Entwicklung ist in den nächsten Jahren 
mit einem Anstieg der herzchirurgischen Eingriffe an st.gallischen Patientinnen und 
Patienten zu rechnen. Im Bericht, den Sie vor sich haben, finden sich die Zahlen aus 
dem Jahr 2015. Die Kommission verlangte im Rahmen ihrer Beratung aktuellere Zah-
len, die nun zeigen, dass der Bedarf 2016 und 2017 wesentlich höher war und ist. 

Die anwesenden Spezialisten machten deutlich, dass sich die Situation im Be-
reich der Eingriffe am Herz im Verlauf der letzten zehn Jahre aufgrund des medizini-
schen Fortschritts stark gewandelt haben. Die Kardiologie und die Herzchirurgie sind 
immer weniger voneinander zu trennen. Die Zusammenarbeit in Herzteams, deren 
Versorgungsleistung am Patienten immer fliessender wird, hat sich in den letzten Jah-
ren erheblich verstärkt. Längerfristig – das wurde uns klargemacht – besteht die Ge-
fahr, dass eine Kardiologie ohne Herzchirurgie am selben Standort in ihrem Leis-
tungsspektrum stark eingeschränkt sein wird. 

U.a. auch wegen dieser Entwicklung hat die Geschäftsleitung des Kantonsspitals 
St.Gallen beschlossen, der Regierung einen entsprechenden Leistungsauftrag für die 
neue Spitalliste ab dem Jahr 2022 zu beantragen und die Vorbereitungen an die Hand 
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zu nehmen. Sie hat dies der Kommission mitgeteilt und klargemacht, dass diese Ab-
sicht und diese Beschlüsse vorhanden seien. Ihre Erwartungshaltung ist, dass sich 
das Kantonsspital St.Gallen für das Jahr 2022 für die neue Ausschreibung bewirbt, 
und das brauche Vorlaufzeit. Im Jahr 2023 kann das Gebäude 7a bezogen werden, 
und dies wäre nach Auffassung der Geschäftsleitung für die Versorgung der Herzpa-
tientinnen und -patienten in der Ostschweiz ein wesentlicher qualitativer Schritt in 
diese Richtung. Die Regierung wird den Antrag, das hat die anwesende Gesundheits-
direktorin ebenfalls klargemacht, im Rahmen der vorgegebenen rechtlichen Evaluati-
onskriterien zum gegebenen Zeitpunkt prüfen. 

Seitens der Experten wurde klar festgehalten, dass mit der möglichen Schaffung 
einer herzchirurgischen Abteilung am Kantonsspital St.Gallen keine Überkapazitäten 
geschaffen werden und damit auch keine Kostensteigerung einhergehen soll. Die vor-
beratende Kommission will ihrerseits Überkapazitäten in der Versorgung vermeiden. 
Sie hat sich diesbezüglich klar geäussert. Sie stellt sich aber auch kritisch zur aktuel-
len Ballung herzchirurgischer Versorgung ausserhalb der Ostschweiz. 

Die Kommission hat sich mit dieser Situation ausserhalb der Ostschweiz einge-
hend auseinandergesetzt und die Frage nach Überkapazitäten gestellt. Die Experten 
wiesen darauf hin, dass in der Schweiz tatsächlich insgesamt zu viele Zentren vor-
handen sind, darunter sind aber zahlreiche sehr kleine Zentren, die in den letzten 
Jahren wieder reaktiviert wurden. Diese kleineren Spitäler sind in den Augen der Ex-
perten «Einzelmasken», die keinen umfassenden Dienst anbieten. Es gibt aber sogar 
Universitätsspitäler, also Grossspitäler, die eine grenzwertige Zahl an Eingriffen auf-
weisen. Auch das wurde uns klargemacht. Die Experten haben eine gewisse Min-
destanzahl an Patienten als zwingend bezeichnet, um eine wirtschaftlich und medizi-
nisch bedeutsame Herzchirurgie betreiben zu können. Die Vorhaltekosten und die 
weiteren Aufwendungen wären sonst zu gross. Eine realistisch sinnvolle Mindestzahl 
an Patienten wurde seitens der Experten auf rund 400 bis 500 beziffert. Obwohl 
grundsätzlich bereits heute eine gesetzliche Verpflichtung besteht, die Angebote in-
terkantonal zu koordinieren, geschieht das nur unzureichend. 

Die Kommission beantragt Ihnen mit 14:0 Stimmen bei 1 Enthaltung, auf den 
Bericht einzutreten und ihn zur Kenntnis zu nehmen. 
 
Louis-Nesslau, Ratspräsident: Das Präsidium sieht eine Eintretensdiskussion vor. 
 
Jäger-Vilters-Wangs (im Namen der FDP-Fraktion): Auf den Bericht ist einzutreten. 

Gut zehn Jahre nach Gutheissung des FDP-Postulats im Jahr 2007 liegt nun 
endlich der Bericht der Regierung vor. Bereits im Jahr 2004 hatte die SVP-Fraktion 
mit einer Interpellation die Schaffung einer Herzchirurgie am Kantonsspital St.Gallen 
gefordert. Die Regierung versprach in der damaligen Antwort im Jahr 2004, die Pla-
nung dazu in Angriff zu nehmen und eine Vorlage 2005 dem Kantonsrat vorzulegen. 
Passiert ist damals nichts. 

Die Regierung hält in ihrem Bericht fest, dass sie keine Notwendigkeit zur Ein-
führung einer Herzchirurgie sieht, umso mehr, als dass man an die aktuell gültige 
Spitalliste bis ins Jahr 2022 gebunden ist. 

Inner- wie ausserkantonal seien 55 Prozent der Leistungen durch den Kanton zu 
finanzieren. Die Regierung äussert auch Zweifel darüber, ob die Zahl möglicher Ein-
griffe für eine gute Qualität an Herzchirurgie genügen würde. Aus Sicht der FDP-
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Fraktion ist die Haltung der Regierung sehr defensiv. Sicher, da sind wir einer Mei-
nung, beruht sie u.a. auf der Tatsache, dass der Regierung die Erteilung von Leis-
tungsaufträgen als Aufgabe zufällt und sie diese aufgrund festgelegter Qualitätsricht-
linien verabschieden muss und somit nicht Partei ergreifen kann, sondern ganz 
neutral sein muss. 

Mit den bis zum Jahr 2017 aktualisierten Zahlen kann festgehalten werden: 
1. Die Anzahl Eingriffe an st.gallischen Patientinnen und Patienten ist in den letzten 

zehn Jahren von 356 auf 608 Eingriffe im Jahr 2017 angestiegen. Die Zahlen 
werden weiter ansteigen und die für eine gute Qualität geforderten 200 Bypass-
Operationen werden problemlos erreicht werden. 

2. Die Ostschweiz ist herzchirurgisch ein Niemandsland, wenn man vom unbedeu-
tenden Herz-Neuro-Zentrum Bodensee absieht, das auch keinen Leistungsauf-
trag seitens des Kantons St.Gallen erhalten hat. 

3. Herzchirurgische Eingriffe rechnen sich sehr, nicht umsonst bewegen sich v.a. 
die Privatspitäler und an vorderster Front die Hirslanden-Gruppe sehr gerne auf 
diesem Gebiet. 

4. Es fragt sich, wieso die Wertschöpfung nicht in Zürich anfallen soll, sondern eben 
bei uns. Ewas mehr Eigensinn würde auch der Ostschweiz guttun. Gemäss den 
der Kommission vorgelegten Zahlen seitens der Verantwortlichen des Kantons-
spitals würde ein positives Ergebnis von 7 Mio. Franken je Jahr erreicht werden, 
nicht eingerechnet die Wertschöpfung, die sich gemäss der Regierung auf rund 
17 bis 20 Mio. Franken belaufen würde. Auch würden die 23 Mio. Franken für die 
herzchirurgischen Eingriffe nicht an ausserkantonale Spitäler abfliessen, sondern 
vor Ort, hier im Kanton bleiben. 

5. Fazit: 40 Mio. Franken bleiben im Kanton und die 7 Mio. Franken als Gewinn dem 
Kantonsspital St.Gallen, das dringend auf gute Einnahmen angewiesen ist. 

6. Mit der fünft- oder sechstgrössten Kardiologie der Schweiz verfügt das Kantons-
spital St.Gallen über eine hervorragende Hauptvoraussetzung zum Aufbau eines 
Herzteams und würde gesamtschweizerisch auf dem sechsten oder siebten Platz 
zu stehen kommen. 

7. Mit der Schaffung einer Herzchirurgie am Kantonsspital St.Gallen würde in der 
Ostschweiz keine Überversorgung entstehen. Diese besteht jetzt im Raum Zürich 
mit dem Angebot von vier herzchirurgischen Kliniken. Dort müsste man einmal 
abspecken. 
Der FDP-Fraktion ist es klar, dass sich die Politik und damit unser Parlament 

nicht mehr zu einzelnen Leistungsaufträgen äussern soll. Im Rahmen des Wirksam-
keitsberichts zur Spitalplanung, der anscheinend demnächst dem Kantonsrat zuge-
leitet werden soll, kann der Kantonsrat aber auch zukünftig gewisse Richtlinien oder 
Hinweise abgeben. Die FDP-Fraktion wird sich zur gegebenen Zeit dazu zu äussern 
wissen. 

Die FDP-Fraktion ist klar der Meinung, dass der Zeitpunkt der Einführung einer 
Herzchirurgie am Kantonsspital St.Gallen gekommen ist. Sie unterstützt die Ankündi-
gung der Verantwortlichen des Kantonsspitals St.Gallen, einen entsprechenden An-
trag einreichen zu wollen. Natürlich müssen die Qualitätskriterien erfüllt sein, aber 
das Kantonsspital St.Gallen ist problemlos fähig dazu. Herzchirurgische Eingriffe sind 
heutzutage Routineeingriffe und gehören somit zum Grundservice eines Zentrums-
spitals.  
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Warzinek-Mels (im Namen der CVP-GLP-Fraktion): Auf den Bericht ist einzutreten. 

Grundlage des Berichts ist, das hat der Kommissionspräsident erläutert, das Pos-
tulat, das seitens der FDP-Fraktion im November 2007 eingereicht wurde. In den nun 
vergangenen zehn Jahren haben sich die Rahmenbedingungen elementar verändert. 
Wesentlich erscheint, dass die Spitalregionen verselbständigt sind und der Entscheid 
für oder gegen eine Herzchirurgie im Wesentlichen und insbesondere initial kein po-
litischer mehr ist. Primär entscheiden eventuelle Anbieter, ob sie eine Bewerbung im 
Bereich Herzchirurgie einreichen. Auf die Eröffnung einer Herzchirurgie kann der 
Kanton mit den Instrumenten der Spitalplanung und der Spitalliste Einfluss nehmen. 
Die Zuständigkeit dafür wurde der Regierung übertragen. Die nächste Revision der 
Spitalplanung des Kantons St.Gallen im Bereich Akutsomatik erfolgt voraussichtlich 
auf Mitte des Jahres 2022. 

Aktuell stellt sich die Frage nach einer St.Galler Herzchirurgie also nicht. In der 
derzeit gültigen Spitalliste 2017 wurden das Universitätsspital Zürich und die Klinik 
Hirslanden Zürich für die Leistungsgruppen im Bereich Herzchirurgie berücksichtigt. 
Falls sich zukünftig ein St.Galler Leistungserbringer im Bereich Herzchirurgie bewer-
ben sollte, muss die Regierung eine Beurteilung gemäss vorgegebenen Evaluations-
kriterien unter Berücksichtigung von z.B. Versorgungssicherheit und Wirtschaftlich-
keit vornehmen. 

Die Regierung kann bzw. soll sich zum jetzigen Zeitpunkt gar nicht dahin gehend 
äussern, wie sie bei einer Überarbeitung der Spitalliste mit einer allfälligen Bewerbung 
eines kantonalen Anbieters umgehen würde. Ein solcher vorgefasster Entscheid der 
Regierung könnte beim späteren Erlass der Spitalliste zu einer Beschwerde von un-
terlegenen Mitbewerbern beim Bundesverwaltungsgericht führen. Insofern begrüsst 
die CVP-GLP-Fraktion – dies im Gegensatz zu meinem Vorredner – den nüchtern 
gehaltenen Bericht, der den Ablauf eines Bewerbungsverfahrens korrekt schildert und 
nicht erkennen lässt, welches Szenario die Regierung zum jetzigen Zeitpunkt unter-
stützen bzw. ablehnen würden. Daher ist unsere Fraktion auch für Eintreten auf den 
Bericht. 

Wie im Rahmen des Geschäftes zu erfahren war und auch in der Medienmittei-
lung öffentlich gemacht wurde, hat die Geschäftsleitung des Kantonsspitals St.Gallen 
beschlossen, der Regierung einen entsprechenden Leistungsauftrag für die neue Spi-
talliste ab dem Jahr 2022 zu beantragen und die Vorbereitung an die Hand zu neh-
men. Dies versteht und begrüsst die CVP-GLP-Fraktion, ohne jedoch jetzt schon auf 
einen positiven oder negativen Entscheid, den die Regierung erst in einigen Jahren 
zu treffen hat, drängen zu wollen. 

Folgende Aspekte sprechen aus unserer Sicht dafür, dass der Aufbau einer Herz-
chirurgie am Kantonsspital St.Gallen vorbereitet und geprüft wird: 
1. Mit dem Bau des Hauses 7a ergibt sich in den kommenden Jahren eine spezielle 

Situation mit speziellen räumlichen Möglichkeiten, die man nicht ungeprüft ver-
streichen lassen sollte. Die Kardiologie am Kantonsspital arbeitet jetzt erfolgbrin-
gend und erwirtschaftet für das Unternehmen Gewinne. Eine Herzchirurgie wird 
gemäss Ausführungen der vorberatenden Kommission unter Berücksichtigung 
von Aufbau-, Personal-, aber auch Sach- und Gemeinkosten weitere Gewinne 
für das Unternehmen generieren in der Höhe von rund 7 Mio. Franken je Jahr. 
Der Kanton hat mit keinem Kreditbegehren zu rechnen analog dem Geschäft, 
das wir jetzt mit der Pädiatrie erlebt haben. 
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2. Die Herzchirurgie ist im Gegensatz zur Situation im November 1995, bei der das 

St.Galler Stimmvolk schon einmal über eine Herzchirurgie abgestimmt und diese 
abgelehnt hat, nicht mehr Teil der so genannten hochspezialisierten Medizin. Sie 
können die Herzchirurgie mit dem Spektrum, mit dem es am Kantonsspital ange-
boten werden soll, heute auf einer Stufe mit zahlreichen anderen chirurgischen 
Disziplinen sehen. Die Volksabstimmung liegt bald ein Vierteljahrhundert zurück 
und die damaligen Verhältnisse dürfen heute als medizingeschichtlich bezeichnet 
werden. 

3. Während über viele Jahre hinweg in der Medizin oftmals eine Entwicklung in eine 
immer weiter führende Spezialisierung führte, scheint in den letzten Jahren Fort-
schritt v.a. in Kooperationen und interdisziplinären Zusammenarbeitsmodellen 
möglich. Es gibt eine solche Teambildung gerade auch in Bezug auf Organsys-
tem und bestimmte Erkrankungen. So ist es heutzutage selbstverständlich, dass 
die Behandlung von Erkrankungen der Lunge von nicht operativ tätigen Pneumo-
logen und operierenden Thoraxchirurgen und die Behandlung von Bauchorganen 
von nicht operierenden Gastroenterologen und operierenden Viszeralchirurgen 
vorgenommen wird. Es gibt zahlreiche weitere Beispiele. Eine zeitgerechte, qua-
litativ gute Behandlung ist nur in solchen Teams möglich. In gleicher Weise betrifft 
dies nun auch das Herz, und dies ist wohl ein weiterer Aspekt, der so bei der 
Volksabstimmung 1995 nicht bekannt gewesen sein dürfte. Kardiologie und 
Herzchirurgie müssen als Herzteam auftreten. Eine Kardiologie wird mittel- und 
langfristig ohne Herzchirurgie Entwicklungsprobleme bekommen. Die Kardiolo-
gie am Kantonsspital – mein Vorredner hat es gesagt – gehört bezüglich Fallzah-
len und Kompetenz zu den grossen kardiologischen Kliniken der Schweiz. Sie 
braucht eine Herzchirurgie, ohne eine solche können sich am Kantonsspital auch 
Kollateralschäden bei anderen Disziplinen und auch in der Ausbildung – denken 
wir an den Joint Medical Master – einstellen. 

4. Im Bericht ist zu lesen: «Aus qualitativer Sicht wären weniger und grössere Herz-
zentren von Vorteil. In Anbetracht der hohen Dichte an Leistungserbringern wäre 
das Verständnis auf nationaler Ebene für ein zusätzliches Herzzentrum in St.Gal-
len gering und dürfte auf Widerstand stossen.» Tatsächlich stellen wir fest, dass 
einiges in der herzchirurgischen Versorgung der Schweiz in Schieflage geraten 
ist. Es gibt viel zu viele, insgesamt 16 Zentren, die sich jedoch in einigen Räumen, 
und zwar mit je vier Zentren in Zürich und am Genfersee, ballen bzw. die am 
falschen Ort errichtet wurden. Zentren mit deutlich zu kleinen Fallzahlen und v.a. 
ohne eine kompetente Kardiologie, also eine Herzchirurgie ohne entsprechendes 
Herzteam. Dies ist tatsächlich eine gravierende Fehlentwicklung, die durch die 
Verantwortungsträger an den jeweiligen Standorten zu begründen bzw. zu korri-
gieren ist. Daraus kann und muss unser Kanton lernen und einen elementaren 
Fehler vermeiden, eine Herzchirurgie aufzubauen, die nicht am Kantonsspital an-
gesiedelt ist. Hier fehlt im Bericht eine entsprechende Aussage, dass eine Herz-
chirurgie, die nicht an die Kardiologie des Kantonsspitals angebunden ist, nach 
derzeitigem Stand der Dinge völlig sinnlos wäre. 

5. Es können ausreichend Patientinnen und Patienten für eine qualitativ gute Herz-
chirurgie im Raum St.Gallen gewonnen werden. Im Bericht konnten die beiden 
Jahre 2016/2017 nicht berücksichtigt werden, die einen weiteren Anstieg der 
Herzpatienten erbrachten. 
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All diese Gründe sprechen aus unserer Sicht dafür, dass die Idee einer Herzchi-
rurgie am Kantonsspital weiterentwickelt wird. Es ergeben sich jedoch durchaus auch 
Aspekte, und da bin ich mit meinem Vorredner nicht ganz eins, die uns auch nach-
denklich stimmen. So ist anzunehmen, dass die finanziellen Ergebnisse einer Herz-
chirurgie im Kantonsspital St.Gallen nach derzeitigen Tarifen ausreichend sind und 
das Kantonsspital und den Kanton nicht zusätzlich finanziell belasten sollten. Wir er-
leben jedoch, wie schnell sich tarifarische Kennzahlen ändern können. Was sich 
heute lohnt, kann morgen defizitär sein. 

Zu denken ist zudem nicht nur an die kantonalen finanziellen Aspekte, sondern 
auch an die schweizweiten Kostenfolgen, insbesondere wenn es zu keiner Effizienz-
steigerung kommt, die durch eine überkantonale Zusammenarbeit begründet ist. 
Übergeordnetes Ziel muss es sein, schweizweit die Anzahl von herzchirurgischen 
Zentren stark zu reduzieren. 

Zudem, und das ist der zweite wichtige Aspekt, befinden wir uns derzeit im Kanton 
St.Gallen in Bezug auf Spitalinvestitionen und Spitalplanung in einer ausserordentlich 
unglücklichen Grosswetterlage. Ich erwähne in diesem Zusammenhang die gestrige 
Diskussion über die Interpellation der FDP-Fraktion 51.17.59 «Spitalinvestitionen – 
Fiasko vorprogrammiert!» – Ausrufezeichen, nicht Fragezeichen. Das Fiasko ist vor-
programmiert, so die Aussage dieser Interpellation. In dieser Interpellation wird u.a. 
nachgefragt, ob das Bauprojekt des Spitals Altstätten aufgrund einer geänderten Aus-
gangslage neu beurteilt wird. Wir alle müssen in Bezug auf Spitalinvestitionen poli-
tisch zu einer klaren, gradlinigen Haltung finden. Die Regionalspitäler vorzu in Frage 
zu stellen und gleichzeitig das Zentrum auszubauen, werden viele Menschen in un-
serem Kanton nicht nachvollziehen können. In verschiedenen Gesprächen mit Bür-
gerinnen und Bürgern in den letzten Wochen habe ich verstehen können, dass ihnen 
die stationäre medizinische Grundversorgung in ihrer Region mindestens so wichtig 
ist wie eine Herzchirurgie am Zentrumsspital. 

Zusammenfassend kommen wir in Bezug auf eine Herzchirurgie zu folgender 
Haltung: Bei einer Überarbeitung der Spitalliste in vier Jahren soll der Aufbau einer 
eigenständigen Herzchirurgie am Kantonsspital als realistische Option geprüft wer-
den können. Eine entsprechende Bewerbung seitens des Kantonsspitals ist daher zu 
begrüssen. Jetzt schon eine solche Herzchirurgie definitiv und abschliessend zu be-
fürworten, erscheint der CVP-GLP-Fraktion als verfrüht. Die tarifarische Entwicklung 
und insbesondere die Gesamtentwicklung unserer öffentlichen Spitäler im Kanton 
bleiben abzuwarten. Zudem muss in den kommenden Jahren die herzchirurgische 
Versorgung in der Schweiz konsequent gesamtschweizerisch, also überkantonal, ge-
plant werden. 
 
Kofler-Uznach (im Namen der SP-GRÜ-Fraktion): Auf den Bericht ist einzutreten. 

Seit der Überweisung des Postulats sind zehn Jahre vergangen. Der erste Ent-
wurf einer Antwort auf das Postulat lag bereits ein Jahr später vor, wurde dem Kan-
tonsrat aber nicht zugeleitet, da sich verschiedene einschneidende Veränderungen 
in der Spitallandschaft abzeichneten. Diese sind in der Zwischenzeit auch eingetre-
ten. So wird heute u.a. die Abgeltung für die Spitäler einheitlich über den SwissDRG 
geregelt, und zuletzt übertrug der Kantonsrat, entgegen dem Willen unserer Fraktion, 
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die Spitalimmobilien den einzelnen Spitalverbunden. Die Regierung und der Kantons-
rat haben heute im Gegensatz zur Situation vor zehn Jahren nur noch beschränkt 
Einfluss auf die Geschäfte der Spitäler. 

Im Kanton St.Gallen besteht am Kantonsspital wohl eine Klinik für interventionelle 
Kardiologie mit einem ausgezeichneten Ruf, jedoch keine Abteilung für Herzchirurgie, 
sodass am Kantonsspital weder Herzklappen noch koronare Bypass-Operationen 
durchgeführt werden können. Trotzdem sind wir heute und waren bisher in Bezug auf 
die Herzchirurgie in den letzten zehn Jahren gut versorgt. Auf der noch bis Mitte des 
Jahres 2022 gültigen Spitalliste des Kantons figurieren als herzchirurgische Leis-
tungserbringer das Universitätsspital Zürich und die Klinik Hirslanden Zürich. Diese 
Kliniken sind von St.Galler Patienten und Patientinnen sowie von deren Angehörigen 
problemlos zu erreichen. Wie der Bericht aufzeigt, klappt die Zusammenarbeit dieser 
beiden Kliniken mit den St.Galler Spitälern bestens. Aus heutiger Sicht wird diese 
Zusammenarbeit in medizinischen Bereichen über die Kantonsgrenzen hinaus immer 
wichtiger, wie auch der in der Novembersession verabschiedete Bericht zum Joint 
Medical Master aufzeigt. 

Die in der Kommissionssitzung anwesenden Experten Prof. Hans Rickli, Chefarzt 
Klinik für Kardiologie, Kantonsspital St.Gallen, und Prof. Friedrich S. Eckstein, Chef-
arzt Herzchirurgie, Universitätsspital Basel, setzten sich stark für die Installierung ei-
ner herzchirurgischen Abteilung am Kantonsspital St.Gallen ein. Gemäss ihren Aus-
führungen hat sich die Situation im Verlauf der letzten Jahre aufgrund des medizi-
nischen Fortschritts stark gewandelt. Die Kardiologie und die Herzchirurgie sind im-
mer weniger voneinander zu trennen. Längerfristig werde eine Kardiologie ohne 
Herzchirurgie am gleichen Standort kaum mehr möglich sein. 

Diesem Vorhaben stehen wir ablehnend gegenüber. Wir befürchten eine Men-
genauswertung und damit verbunden höhere Kosten für den Kanton und die Prämien-
zahler. In der Schweiz besteht bereits eine Überkapazität an Herzzentren, wie meine 
Vorredner schon ausführten, wobei sich diese Zentren hauptsächlich auf die Städte 
Zürich, Bern, Lausanne und Genf konzentrieren. 11 der 16 Herzzentren weisen ge-
mäss den Empfehlungen der europäischen Gesellschaft für Herzchirurgie und Kardi-
ologie zu tiefe Fallzahlen aus. Darunter leidet die Qualität. Patienten und Patientinnen 
haben bei hochkomplexen Eingriffen bessere Chancen, wenn die Chirurgen mit ihren 
Teams erfahren sind und regelmässig Operationen durchführen. Das Einführungsge-
setz zur Bundesgesetzgebung über die Krankenversicherung (sGS 331.11; abge-
kürzt EG-KVG) schreibt bezüglich der Spitalplanung eine Koordination mit den Nach-
barkantonen vor. Es ist davon auszugehen, dass die Regierungen unserer Nachbar-
kantone Vorbehalte gegen die Einrichtung einer Klinik für Herzchirurgie am Kantons-
spital St.Gallen anbringen werden. 

Wie Daniel Germann, Direktor und Vorsitzender der Geschäftsleitung des Kan-
tonsspitals St.Gallen an der Kommissionssitzung ausführte, wird die Geschäftsleitung 
bei der Regierung einen Leistungsauftrag für eine Herzchirurgie am Kantonsspital für 
die Spitalliste 2022 beantragen. Die Kompetenzen für die Erstellung der Spitalliste 
liegen bei der Regierung. Der Kantonsrat hat kein Mitspracherecht. Als Folge der auf 
den 1. Januar 2017 in Kraft gesetzten Immobilienstrategie ist die Einflussnahme des 
Kantonsrates auch auf einen baulichen Ausbau der Herzchirurgie am Kantonsspital 
St.Gallen begrenzt. Der Kantonsrat könnte über eine allfällige Bauvorlage nicht mehr 
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beschliessen, sondern nur noch über die Gewährung eines Darlehens an das Kan-
tonsspital abstimmen. 
 
Büchler-Buchs (im Namen der SVP-Fraktion): Auf den Bericht ist einzutreten. 

Wir empfehlen der Regierung, von einem allfälligen Aufbau eines herzchirurgi-
schen Zentrums im Kanton St.Gallen im Jahr 2022 abzusehenm und zwar aus fol-
genden Gründen: 
1. Die Schweizer Landschaft ist geprägt von 16 Herzzentren, was ungefähr einem 

Herzzentrum je 1 Mio. Einwohnern entspricht und damit rund doppelt so hoch ist 
wie in den übrigen europäischen Ländern. 

2. Die SVP-Fraktion ist zudem der Meinung, dass wir das Know-how im Bereich der 
Herzchirurgie bündeln und nicht weiter auseinanderreissen sollten. In Zürich be-
finden sich zurzeit vier Herzzentren, welche auch die Behandlung der St.Galler 
Bevölkerung sicherstellen. 

3. Der Aufbau einer Herzklappen- und Bypass-Chirurgie im Kanton St.Gallen ist 
nach unserer Auffassung der erste Schritt zu einem späteren Ausbau zur hoch-
spezialisierten Herzchirurgie. 

4. Aufgrund der finanziellen Lage des St.Galler Spitalverbunds sollen die Finanzen 
konsolidiert und nicht weiter zerstreut werden. Bei einem Ausbau der Herzchirur-
gie im Kanton St.Gallen ist nach unserer Meinung mit zusätzlichen Kosten für 
den Kanton zu rechnen. 

 
Ammann-Waldkirch: Auf den Bericht ist einzutreten. 

Erlauben Sie mir noch eine Darlegung der medizinischen Sicht einer möglichen 
Herzmedizin am Standort St.Gallen. In einem Punkt sind wir uns wohl in diesem Rat 
einig: Ohne Herz geht nichts, weder bei Ihnen noch bei mir noch in diesem Rat oder 
gar in einer Beziehung. 

Die Zeiten in der Medizin haben sich geändert und werden sich weiter ändern. 
Dies gilt, wie wir bereits gehört haben, ganz speziell in der Herzchirurgie, deren 
grosse Fortschritte zusammen mit der erwähnten Kardiologie zu ganz wesentlichen 
Verbesserungen der Behandlung aller Herzkrankheiten geführt haben. Herzchirurgi-
sche Eingriffe gehören heute zur Grundversorgung eines Zentrumsspitals, dabei han-
delt es sich nicht, wie von der SVP-Fraktion erwähnt wird, um hochspezialisierte Me-
dizin, sondern um völlige Routineeingriffe an Klappen und Gefässen. Voraussetzung 
dazu ist der Aufbau eines Herzteams, d.h. die enge Zusammenarbeit zwischen Kar-
diologie und Herzchirurgie. Das Kantonsspital St.Gallen – Sie haben es schon gehört – 
verfügt über eine der grösseren Kardiologien der Schweiz mit 2'600 Koronarangio-
graphien oder Kathetereingriffen je Jahr. 

Die Anzahl herzchirurgischer Eingriffe hat über die Jahre deutlich zugenommen 
und liegt nun bei Zahlen, die eine einwandfreie Herzchirurgie vor Ort problemlos er-
lauben würden. Ein Rückgang ist mit Sicherheit angesichts der zunehmenden Über-
alterung in den nächsten Jahrzehnten und der weiteren medizinischen Fortschritte 
nicht zu erwarten. 

Ein komplettes Herzteam vor Ort ist die entscheidende Voraussetzung für eine 
rasche, übergangslose Abklärung und Behandlung von Herzpatienten. Sie bietet eine 
optimale Notfallversorgung, wo oft wenige Stunden oder gar Minuten entscheidend 
sein können. Nur mit einem Herzteam vor Ort kann sich die Kardiologie qualitativ 
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weiterentwickeln und die Attraktivität in der Aus- und Weiterbildung gesichert werden. 
Das Herzteam sorgt für eine optimale Behandlungsqualität und für eine lokale und 
massgeschneiderte Abklärung mit gemeinsamem Entscheid für die Therapie und di-
rektem Einfluss auf die Qualität. 

Das Kantonsspital St.Gallen ist zuständig für die Notfallaufnahme aus unseren 
Nachbarkantonen. Nicht nur die Eingriffe an Klappen und Gefässen am Herzen nimmt 
zu, ganz neue Therapien im Rahmen der Behandlung der Herzschwäche bahnen sich 
an, die ohne die kardiologiebegleitete Herzchirurgie nicht durchgeführt werden kön-
nen, was ein extremer Nachteil für diese schwerkranken Patientinnen und Patienten 
sein wird, die nicht noch stundenlange Transporte überstehen würden. 

Eng mit den Herzchirurgen arbeiten heute die für Rhythmusstörungen am Herzen 
spezialisierten Kardiologen zusammen. Auch da ist Fortschritt nur im Rahmen eines 
Herzteams möglich, und Sie wissen es, Rhythmusstörungen erlauben keine Verzö-
gerung. Auch aus dem Blickwinkel der Grundversorgung und damit des Patienten 
bietet sich der Aufbau eines Herzteams am Kantonsspital St.Gallen an. Alle notwen-
digen Voraussetzungen dazu wären vorhanden. 

Ich bin froh, dass sich die Verantwortlichen bereits dazu geäussert haben, einen 
Antrag auf Leistungserteilung zu stellen. Widerstand von auswärts ist zu erwarten, 
aber rein getrieben von Eigennutz. Es erfolgt kein Aufbau eines Überangebots. Die 
Ostschweiz ist doch ausser der bereits erwähnten zahlenmässig unwesentlichen 
Herzchirurgie Kreuzlingen Niemandsland und hört nicht erst in Winterthur, sondern 
bereits in Zürich auf. Dort herrscht ein Überangebot, das dringend auf das notwendige 
Mass reduziert werden muss. Eine der Kliniken erreicht nicht einmal mehr die not-
wendige Anzahl an Eingriffen. 

Wir sind dem Fortschritt verpflichtet, davon sollen und müssen auch die Patien-
tinnen und Patienten des Kantons St.Gallen profitieren. St.Gallen kann es bzw. 
könnte es. 
 
Regierungsrätin Hanselmann: Auf den Bericht ist einzutreten. 

Vielen Dank für Ihre Voten, und für einmal kann ich sagen, alle Voten sind be-
rechtigt mit ihren Anliegen, mit ihren Wünschen, aber auch mit ihren Erwartungshal-
tungen. Sei es der Hinweis, dass geografisch gesehen die Ostschweiz in der gesam-
ten Behandlungskette in der Herzchirurgie Brachland ist, aber auch der Hinweis, dass 
es nicht darum gehen könne, das Know-how weiter zu verzetteln, sei es der Hinweis, 
man müsse gesamtschweizerisch koordinieren und keine Überkapazitäten schaffen, 
oder es dürfe nicht auf Kosten der Regionalspitäler gehen, das würde die Landbevöl-
kerung mit dem Anspruch einer guten Grundversorgung ebenfalls nicht verstehen, 
sei es der Hinweis, das Beschwerderisiko von den anderen Kantonen sei gross, oder 
die anderen Kantone sollen koordinieren und konzentrieren, es dürfen keine Überka-
pazitäten geschaffen werden. 

Also irgendwo sehen Sie in der Fülle dieser Anforderungen, Herausforderungen, 
Wünsche und Erwartungshaltungen wahrscheinlich auch ein grosses Fass, ich nenne 
es jetzt nicht ein bodenloses Fass, in dem wir uns als Gesundheitsdirektoren und  
-direktorinnen zu bewegen haben, in dem wir als Regierungen gesamtschweizerisch 
zu entscheiden haben. Ich bin froh, dass Sie die neuen Regeln anerkennen, dass Sie 
die juristischen Rahmenbedingungen auch akzeptieren. Wir können uns nicht jetzt 
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schon quasi positionieren oder dürfen/wollen Partei ergreifen, weil die Rahmenbedin-
gungen so gesetzt sind, dass alle Leistungserbringer für die Spitalplanung, dann, 
wenn sie eingeladen werden, sich zu bewerben, um auf diese Spitalliste zu kommen, 
ihren Leistungsauftrag einreichen. Das können alle Institutionen, die das Gefühl ha-
ben, sie können und wollen das. Wir sind verpflichtet, nach klaren Kriterien zu bewer-
ten und nicht nach individuellem Gutdünken, das hat Warzinek-Mels erwähnt. Das 
werden wir auch tun, weil wir kein Juristenfutter werden wollen, sondern dann auf 
einer guten Grundlage entscheiden können. Das einmal zur Sachlage. 

Zehn Jahre – es wurde darauf hingewiesen durch Jäger-Vilters-Wangs, dass die 
Regierung eine defensive Haltung einnehme. Ich sage, Sie nehmen eine offensive 
Haltung ein und weisen darauf hin – ich habe den Bericht extra mitgenommen –, dass 
wir einen Entwurf hatten, der bereits am 15. Januar 2010 diskutiert wurde, nämlich 
im Bereich der herzchirurgischen Versorgung von st.gallischen Patientinnen und Pa-
tienten. Der Spitalverwaltungsrat sowie die Regierung haben diese Vorlage beraten, 
und in Absprache mit dem damaligen Fraktionspräsidenten wurde dann entschieden, 
dass diese Vorlage in jenem Umfeld nicht dem Kantonsrat zur Verfügung gestellt wird, 
um das zu diskutieren. Der damalige Fraktionschef nickt kräftig – vielen Dank. Das 
war damals so, weil sich die Landschaft sehr geändert hat mit der neuen Spitalfinan-
zierung. Die Eigentümerverhältnisse haben sich geändert und es gab eine neue Spi-
talplanungsmethode. Daran mussten wir uns auch halten und uns auch ausrichten. 
Die hochspezialisierte Medizin war damals – ich durfte dieses Gremium präsidieren – 
ebenfalls in der Diskussion: Was gehört in der herzchirurgischen Versorgung über-
haupt zur hochspezialisierten Medizin? Man hat damals diskutiert, ob die ganze Be-
handlungskette dazugehört oder nur Teile davon. Und weil man nicht auf einen ge-
meinsamen Nenner gekommen ist, hat man entschieden, dass nur die Herztrans-
plantation zur hochspezialisierten Medizin gehört. Dieses Thema war damals eben-
falls virulent, und eine solche Vorlage wäre tatsächlich ganz quer in der Landschaft 
gestanden. 

Ich möchte noch zwei, drei Hinweise zu den Zahlen geben oder sagen: Sie haben 
erwähnt, dass die Zahlen steigen, das stimmt. Dass heute mit der Qualität in Herz-
teams gearbeitet werden soll, auch das ist sicher korrekt. Wir haben aber gesehen, 
dass in den Zahlen 2015/2016 im Kanton St.Gallen eine sehr starke Steigerung fest-
gestellt wurde, nämlich um 25 Prozent, im schweizerischen Durchschnitt aber das 
Ganze nur um 2 Prozent gestiegen ist. Wir haben nachgefragt beim Bundesamt für 
Gesundheit (BAG), wir haben bei den Fachleuten nachgefragt, warum diese enorme 
Steigerung gerade in unserem Kanton einzig 25 Prozent gewesen ist. Es konnten 
noch keine schlüssigen Erkenntnisse daraus gezogen werden. Mit der neuen Fallzahl 
2016 weist der Kanton St.Gallen mit 107 Eingriffen je 100'000 Einwohner eine deut-
lich höhere Eingriffsdichte auf als die gesamte Schweiz mit 85 Eingriffen. Und im Jahr 
2015 waren es noch 85 Eingriffe im Schnitt je 100'000 Einwohner. Da muss man jetzt 
abwarten und schauen, ob sich diese Tendenz tatsächlich weiter erhöht oder was 
hinter dieser Erhöhung liegt. 

Auch aus der Sichtweise, stärker interkantonal zu koordinieren, ist es natürlich 
schwierig, diese Anforderungen erfüllen zu können. Man kann natürlich legitim sagen, 
die anderen Kantone sollen jetzt abbauen und wir bauen auf. Aber Sie wissen so gut 
wie ich, dass wenn da nicht ein klarer Hebel in die Hand genommen werden kann, 
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niemand abbauen wird. Da bin ich mir noch nicht schlüssig, wie das gelingen soll und 
kann. 

Gestatten Sie mir noch diesen Hinweis aus einer Gesamtsicht, den wir als Re-
gierung auch walten lassen müssen. Gestern haben Sie die Kosten, die auf die Spi-
täler zukommen, sehr intensiv diskutiert. Sie haben Massnahmen gefordert, und 
Hand aufs Herz, jeder Ausbau kostet irgendwo. Das muss aber der Verwaltungsrat 
entscheiden. Wir haben Public Corporate Governance, die unternehmerische und po-
litische Ebene sind klar getrennt, das ist auch gut so, weil wir juristische Grundlagen 
haben, denen wir verpflichtet sind. Wenn ein Leistungsauftrag eingereicht wird, dann 
werden wir diesen zur gegebenen Zeit natürlich in diese Spitalplanung miteinbezie-
hen, ihn bewerten, wie wir alle anderen Leistungsaufträge bewerten werden nach den 
Kriterien, die für alle gelten. Das hat nichts damit zu tun, ob jemand das kann oder 
nicht, in der Bewertung natürlich schon. Dass das Kantonsspital ein hohes Know-how 
in diesem Bereich mitbringt und das sicher auch umsetzen könnte, an dem zweifelt 
niemand. Wir haben aber Rahmenbedingungen, die einzuhalten sind und die werden 
wir auch einhalten, weil wir juristisch nicht angreifbar werden wollen und dadurch 
auch das Beschwerderisiko möglichst minim halten möchten. 

Ich danke Ihnen für die Kenntnisnahme dieser Rahmenbedingungen und auch 
der ganzen Abläufe, die hier respektiert werden sollen und auch werden müssen. Wir 
alle sind in der Verantwortung, Leistungen nicht einfach jetzt zu erweitern, sondern 
mit einer guten Entscheidung und einer guten Spitalplanung so die Leistungen gut 
verteilen zu können. 
 
Louis-Nesslau, Ratspräsident, stellt Eintreten auf die Vorlage fest. 
 
Die Spezialdiskussion wird nicht benützt. 
 
Louis-Nesslau, Ratspräsident, stellt Kenntnisnahme vom Bericht «Herzchirurgische 
Versorgung der st.gallischen Patientinnen und Patienten» fest. 
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Parlamentarische Vorstösse 
 
42.17.10 Führerausweisentzug im Strafverfahren weg vom Strassenver-

kehrsamt zur Strafbehörde 

Unterlagen: – Wortlaut der Motion vom 28. November 2017 
– Antrag der Regierung vom 23. Januar 2018 

 
 
Stadler-Lütisburg, Ratsvizepräsidentin: Die Regierung beantragt Nichteintreten auf 
die Motion. 
 
Dietsche-Oberriet (im Namen der SVP-Fraktion): Auf die Motion ist einzutreten. 

Selbstverständlich sind wir soweit einverstanden, wir wünschen aber trotzdem 
eine Anpassung. Es gibt immer wieder starke Diskussionen. Wenn wir uns in Abs. 2 
auf den letzten Satz konzentrieren: Ja, es ist klar, eine Erhöhung der Rechtssicherheit 
resultiert nicht daraus, aber die Umlagerung der Administrativbehörde (Strassenver-
kehrsamt) zu den Strafverfolgungsbehörden in der Abteilung würde einen Effizienz-
gewinn bringen, v.a. eine Vereinfachung des Ablaufs und auch eine Einsparung der 
Gebühren. 

Die effektive Massnahme, wer sie trifft, da geben wir Ihnen recht, das ist logi-
scherweise von der Gesetzeslage her eine andere, aber die Zuständigkeit, aus wel-
chem Amt es geführt werden soll, würde somit abgeändert werden. Wir werden uns 
auch auf nationaler Ebene dafür einsetzen, dass diese Anpassung im Strassenver-
kehrsrecht endlich zum Tragen kommt, denn zwei Behörden entscheiden in zwei Fäl-
len. 
 
Schöbi-Altstätten: Dem Antrag der Regierung ist zuzustimmen. 

Obwohl es eigentlich im Wort «Motion» enthalten ist, bewegen wir damit nichts. 
Die materiellen Vorschriften zum Strafverfahren und zur Fahrerlaubnis sind reines 
Bundesrecht. Woher nun aber die Regierung ihre Überzeugung hernimmt, dass die 
Ressourceneffizienz in kleinen Kantonen nur vermeintlich ist, ist uns im Dunkeln ge-
blieben. Regierungspräsident Fässler wird uns dazu sicher noch mündlich aufklären. 
Und warum gerade im Kanton St.Gallen kein Effizienzgewinn und keine erhöhte 
Rechtssicherheit möglich sind, das wäre auch der springende Punkt. Die CVP-GLP-
Fraktion hält am roten Blatt der Regierung nur im Ergebnis, nicht aber in der Begrün-
dung fest und hält es für richtig. 
 
Regierungspräsident Fässler: Dem Antrag der Regierung ist zuzustimmen. 

Ich habe als ehemaliger Rechtsanwalt ein gewisses Verständnis für das Grund-
anliegen. Ich bin tatsächlich auch als Rechtsanwalt immer wieder, nicht nur ein paar 
Mal, damit konfrontiert worden, dass Personen einen Strafbefehl erhalten haben, ir-
gendeine grössere Busse oder eine Geldstrafe, und gedacht haben: Gut, es ist noch-
mals glimpflich abgelaufen, wenigsten kein Führerausweisentzug. Die haben natür-
lich das Kleingedruckte nicht gelesen, aber die waren erleichtert, haben das bezahlt, 
keine Rechtsmittel ergriffen gegen diese Strafbefehle, und dann kommt zwei Wochen 
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später das Schreiben des Strassenverkehrsamtes, Abteilung Administrativmassnah-
men, dass jemand zu einer Sanktion verurteilt wurde, dass man einen Führerauswei-
sentzug prüft, und man solle bitte dazu Stellung nehmen. 

Es ist schwer zu verstehen, dass zwei verschiedene Verfahren am Laufen sind 
bei einem Delikt. Das Problem ist nun einfach, dass uns dies das Bundesrecht so 
vorgibt, und dieses Grundproblem können Sie m. E. nicht lösen, indem Sie diese zwei 
Behörden zusammenlegen, denn auch wenn das jetzt alles die Staatsanwaltschaft 
macht, wird sie, wenn sie rechtsstaatlich bleiben will, zunächst den Strafteil erledigen 
müssen, also eine separate Verfügung, und anschliessend, wenn das rechtskräftig 
ist, die Administrativmassnahme. Man kann schon beides miteinander machen, man 
kann das versuchen, aber ob das rechtsstaatlich aufgeht, da habe ich so meine Zwei-
fel, denn dann wird jeder, der das erhält, sagen: Seid ihr wahnsinnig? Jetzt muss ich 
zwei Rechtsmittel ergreifen. 

Diese strafrechtlichen Zuständigkeiten laufen strafprozessual und Administrativ-
massnahmen laufen verwaltungsrechtlich. Sie verpflichten jeden Einzelnen, zwei ver-
schiedene Verfahren zu eröffnen, und dann wird es richtig teuer. Ich habe ein gewis-
ses Verständnis für das Problem. Ich glaube auch nicht, dass wir Effizienzgewinne 
haben werden. Das sind im Regelfall nicht hochkomplexe Geschichten, sondern re-
lativ standardisiert. Wenn jemand mit Tempo 100 im 50er-Bereich unterwegs ist, dann 
ist der Sachverhalt relativ klar und dann ist auch die Sanktion strafrechtlich sowie die 
Dauer des Führerausweisentzugs relativ klar. Der administrative Mehraufwand, der 
entsteht, wenn zwei verschiedene Menschen dieses Dossier in die Hand nehmen, ist 
m.E. bescheiden. Auch wenn es die gleiche Person ist, wird sie das Dossier zweimal 
in die Hand nehmen müssen. Daher haben alle grossen Kantone dieses getrennte 
System und nur kleine Kantone haben das zusammengelegt, damit dieser Mensch, 
der das bearbeitet, den ganzen Tag etwas zu tun hat. 

Wenn Sie das Problem lösen wollen – und dafür gibt es tatsächlich Gründe, das 
wird auch in der Literatur so beschrieben –, dann müssen Sie auf Bundesebene vor-
stellig werden. Dann muss diese Administrativmassnahme als Nebenstrafe im Straf-
verfahren ausgesprochen werden, dann kann man das auch im gleichen Aufwisch 
machen. Sie haben dort aber immer noch das Problem, dass Sie jemanden, der sich 
nur gegen einen Teil wehren will, z.B. wenn er die Busse in Ordnung findet, aber er 
keinen Führerausweisentzug will, trotzdem in ein Verfahren schicken. 

Dieses Problem lösen Sie auch nicht, deshalb bitte ich Sie, auf Bundesebene 
aktiv zu werden. Auf kantonaler Ebene können wir das Grundproblem zumindest nicht 
lösen. 
 
Güntzel-St.Gallen (im Namen der SVP-Fraktion): Auf die Motion ist einzutreten. 

Ich habe Verständnis, wenn Regierungspräsident Fässler die geschützte Werk-
statt in seinem Departement schützt. Es ist aber unbestritten – auch Sie haben nicht 
gesagt, dass es nicht zulässig sei: Gewisse Teile, wo es nicht um die Sicherheitsfra-
gen geht, sondern um die Erziehungsfragen beim sogenannten Ausweisentzug, die 
können ganz klar, weil es andere Kantone vormachen, auch über die Staatsanwalt-
schaft bzw. spezielle Beamte erledigt werden. 

Und wir meinen, dass hier durchaus eine vernünftige Gesamtsicht Sinn macht, 
auch über die Verhältnismässigkeit von so genannten einfachen Delikten, denn bis 
vor einigen Jahren war es meines Wissens als Anwalt nicht zulässig, dass wenn es 
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als einfaches Verkehrsdelikt beurteilt wurde und mit einer Busse von der Staatsan-
waltschaft belegt wurde, deswegen das vonseiten der Administrativmassnahmen als 
Ausweisentzug beurteilt und entschieden wurde. Und genau um das geht es uns, um 
die Verhältnismässigkeit. 

Bitte unterstützen Sie unseren Auftrag. Wir wissen, dass nicht alles weggenom-
men wird, aber es macht Sinn, dass diejenigen Mitarbeiter der Staatsanwaltschaft, 
die durchaus ein gewisses Verständnis für Strafrecht haben, auch im Administrativ-
bereich die Frage der Verhältnismässigkeit zuerst prüfen, bevor sie entscheiden. 
 
Dietsche-Oberriet (im Namen der SVP-Fraktion): Auf die Motion ist einzutreten. 

Sie haben jetzt in der Begründung die Verfahren aufgeteilt, und das ist korrekt. 
Beim Einspracheverfahren laufen wir auf zwei verschiedenen Ebenen. Aber dies als 
komplizierter zu betiteln, finde ich nicht den richtigen Weg. Heute ist es genauso kom-
pliziert. Ich brauche, wenn ich Einsprache gegen das Strafverfahren machen möchte, 
einen Anwalt. Und drei bis vier Wochen später brauche ich den Anwalt nochmals, um 
gegen die Administrativmassnahme prozessual vorzugehen. Also ich benötige auch 
dort zwei verschiedene Schienen, und wenn dies in einem Wisch durchgezogen wird 
auf zwei verschiedenen Einreicheverfahren, könnten wir eine Vereinfachung erzielen 
und v.a. die rasche Effizienz dieser Verfahren verkürzen, auch für den Betroffenen. 

Die Gebühren wären eine Diskussion wert. Jetzt fallen Gebühren für das Straf-
verfahren an und Gebühren für den Fall im Administrativverfahren. So könnten wir 
allenfalls hier einen Teil dazu beitragen, dass wir den Bereich der Gebühren verein-
fachen könnten. 

Die CVP-GLP-Fraktion hat die Interpellation 51.17.76 «Ist die Praxis für den Füh-
rerausweisentzug im Kanton St.Gallen zu streng?» eingereicht bezüglich Fragen zu 
einem Führerausweisentzug aufgrund von Cannabiskonsum-Entzug. Die Beurteilun-
gen zwischen Strafverfolgung und Administrativmassnahmen fallen teilweise unter-
schiedlich aus. Z.B. beurteilt die Strafbehörde bei einem Verkehrsunfall ein kleines 
Vergehen als leichte Übertretung und betitelt dazu den Art. 90 Abs. 1 des Strassen-
verkehrsgesetzes (SR 741.01; abgekürzt SVG). Das Strassenverkehrsamt hingegen 
macht eine mittelschwere Verkehrsverletzung daraus aufgrund einer verletzten Per-
son und entzieht den Führerschein. Da haben wir trotzdem zwei verschiedene Beur-
teilungen, einmal im Strafmass und einmal in der Administrativmassnahme. Und dies 
könnte, wenn dies aus einem Guss kommt, vielleicht zu einer gewissen Vereinheitli-
chung führen. 

Wir bitten Sie deshalb, diese Motion zu überweisen. Aber wie gesagt, wir werden 
dies auch auf nationaler Ebene weiterreichen. 
 
Surber-St.Gallen: Dem Antrag der Regierung ist zuzustimmen. 

Ich sehe ein Problem, das Problem, dass diese Motion mit diesem Auftrag, so 
wie er formuliert ist, tatsächlich aufgrund der Ausführungen der Regierung nicht um-
setzbar ist. Wenn es aktuell primär um eine organisatorische Zusammenlegung 
ginge, wobei nach wie vor grundsätzlich gemäss Bundesgesetzgebung zwei unter-
schiedliche Behörden zuständig wären, wäre dieser Auftrag so nicht korrekt, und so, 
wie er ist, ist er nicht umsetzbar. Wir müssen hier, wenn es auf nationaler Ebene eine 
Bewegung gibt, das Ende dieser Bewegung abwarten, und dann können wir hier auch 
auf kantonaler Ebene, sofern es dann noch einen Nachvollzug braucht, legiferieren. 
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Aktuell macht das in meinen Augen keinen Sinn. Ich bitte Sie deshalb, jetzt nicht die-
sen Aufwand zu generieren, indem diese Motion überwiesen wird. 
 
Regierungspräsident Fässler: Ich möchte mich inhaltlich eigentlich nicht mehr äus-
sern. Ich möchte nur noch eine Fehleinschätzung von Güntzel-St.Gallen korrigieren. 
Es gibt weder bei der Staatsanwaltschaft noch beim Strassenverkehrsamt geschützte 
Werkstätten. Das sind allesamt hochmotivierte und engagierte Mitarbeitende, die eine 
solch abschätzige Umschreibung nicht verdienen. 
 
Güntzel-St.Gallen: Wenn Sie mir zugehört hätten, hätten Sie gehört, dass ich bei der 
geschützten Werkstatt nur vom Strassenverkehrsamt gesprochen habe. Ich möchte 
das in aller Klarheit festhalten. 
 
Der Kantonsrat tritt auf die Motion mit 68:45 Stimmen nicht ein. 
 
 
42.17.11 Fahrplan 2019 - inakzeptable Situation in der Region Wil rasch 

beheben 

Unterlagen: – Wortlaut der Motion vom 28. November 2017 
– Antrag der Regierung vom 16. Januar 2018 

 
 
Stadler-Lütisburg, Ratsvizepräsidentin: Die Regierung beantragt Nichteintreten. 
 
Sulzer-Wil zieht die Motion von Sulzer-Wil / Böhi-Wil / Shitsetsang-Wil / Cozzio-Uzwil 
zurück. 

In der Region Wil wollen und müssen wir in Zukunft den Modalsplit des Verkehrs 
zugunsten des öffentlichen Verkehrs und zugunsten des Fuss- und Veloverkehrs ver-
ändern. Ändern wir nichts, wird unser Verkehrssystem über kurz oder lang kollabieren. 

Was mit dem Fahrplanwechsel im vergangenen Dezember in Wil passiert ist, 
torpediert diese Zielerreichung. Die S1 ist neu nicht mehr im Takt, sie ist sozusagen 
aus dem Takt gefallen, und die Folge davon ist, dass die Zubringer die Anschlüsse 
nach Zürich und St.Gallen nicht mehr gewährleisten können. Sie können sich vorstel-
len, dass keine Pendlerin und kein Pendler 15 bis 20 Minuten am Bahnhof auf einen 
Anschluss warten will. Ein- oder zweimal ist dies noch vertretbar, aber das ist kein 
befriedigender Zustand. Schlimmstenfalls wird wieder auf das Auto umgestiegen, und 
dabei wollen wir gerade das Gegenteil erwirken. Weil die S1 heute um 15 Minuten 
versetzt verkehrt, müssen Stadt und Region Massnahmen ergreifen, damit die An-
schlüsse wieder gewährleistet werden können. Auch wenn wir in Zukunft, gemäss der 
Strategie der Stadt, sowieso einen Viertelstundentakt planen, so müssen wir bereits 
Massnahmen ergreifen. Der Fahrplanwechsel führt zu einem finanziellen Nachteil von 
Stadt und Region. 

Dass die Regierung die Finanzierung und die entsprechenden gesetzlichen 
Grundlagen aufgrund dieser Situation nicht ändern will, ist nachvollziehbar. Die Re-
gierung geht davon aus, dass diese schlechte Situation, wie wir sie heute haben, neu 
der Normalzustand sein soll. In der Region Wil gehen wir natürlich nicht davon aus. 
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Was wir heute haben, ist ein vorübergehender, schlechter Zustand, der sich wie-
der verbessern muss. Diesen Spezialfall soll man nicht mittels ordentlicher Finanzie-
rung lösen. Für diesen Spezialfall braucht es eine Speziallösung. Ein vorübergehen-
der Zustand verlangt nach einer vorübergehenden Lösung, und da hätte die Regie-
rung nebst der ordentlichen Finanzierung des öffentlichen Verkehrs durchaus Mög-
lichkeiten. Die Motionäre hätten sich die Unterstützung der Regierung gewünscht. 
Das betrifft heute die Region Wil, das kann morgen aber auch eine andere Region im 
Kanton St.Gallen betreffen. 

Ich hätte mir gewünscht, dass die Regierung unsere schwierige Situation aner-
kennt und sie gewillt ist, uns zu unterstützen und Massnahmen zu ergreifen, dass 
sich die Situation wieder verbessert. Aber dadurch, dass die Regierung die Situation 
anders einschätzt und bewertet, wird es schwierig, eine gemeinsame Lösung zu fin-
den. Wir müssen also andere Wege finden. 

Wir ziehen unsere Motion zurück, obwohl damit das Problem keineswegs gelöst 
ist. Der zukünftige Weg muss anscheinend ein anderer sein. Wir werden das Thema 
weiterverfolgen und ich hoffe, dass die Regierung uns dabei unterstützt. 
 
Regierungsrat Damann: Ich kann Ihnen versichern, dass wir mit Ihnen das Gespräch 
suchen und dass auch die Regierung den Zustand in Wil nicht als glücklich erachtet. 
Wir haben auch intensive Gespräche mit der Region geführt. Wir haben uns intensiv 
darum bemüht, dass dieser Zustand besser wird. Seit das revidierte Bundesgesetz 
über den Gütertransport durch Bahn- und Schifffahrtsunternehmen (SR 742.41; ab-
gekürzt GüTG) per 1. Juli 2016 geändert wurde, wird der Güterverkehr dem Perso-
nenverkehr gleichgesetzt. Dadurch können wir das Trassee nicht mehr vollständig für 
den Personenverkehr benützen, weil alle Stunde ein Güterzug durchfahren muss. 
Dieser Umstand hat die Verschiebung der S1 um 15 Minuten erst nötig gemacht. 

Wir können aber auch sagen, dass beim Fahrplanwechsel 2018 eine deutliche 
Verbesserung für Wil kommen wird. Wir hoffen auch, dass in Zukunft die Verbesse-
rung noch deutlicher ausfallen wird. Wir werden Wil sicher nicht vergessen. 

Ich bin froh, dass Sie die Motion zurückziehen, und wir werden das Gespräch mit 
den Motionären suchen. 
 
 
43.16.05 Massnahmen zur Prävention von religiöser Radikalisierung 

Unterlagen: – Wortlaut des Postulats vom 20. September 2016 
– Antrag der Regierung vom 23. Januar 2018 

 
 
Stadler-Lütisburg, Ratsvizepräsidentin: Die Regierung beantragt Gutheissung des 
Postulats mit geändertem Wortlaut. 
 
Böhi-Wil: Auf das Postulat ist einzutreten. Dem Antrag der Regierung ist zuzustim-
men. 
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Ich kann es kurzmachen: Ich bin mit dem Vorschlag der Regierung einverstan-
den, den Wortlaut meines Postulats zu präzisieren. Es macht durchaus Sinn, die The-
matik des verlangten Berichts auf alle Formen der Radikalisierung und des gewalttä-
tigen Extremismus auszuweiten. 
 
Broger-Altstätten (im Namen der CVP-GLP-Fraktion): Auf das Postulat ist einzutre-
ten. 

Die Verhinderung und Bekämpfung von Radikalisierung ist ein sehr wichtiges 
Thema, das sehr intensiv verfolgt und geplant werden muss. Wir möchten in unserem 
Kanton, aber auch in andern Kantonen und Ländern keine Radikalisierung und ge-
walttätigen Extremismus. Das Postulat Böhi-Wil verlangt v.a. einen Bericht in der re-
ligiösen Radikalisierung. Die Anpassung auf dem roten Blatt der Regierung zur Öff-
nung auf alle Formen des Radikalismus und gewalttätigen Extremismus, wie es auch 
im nationalen Aktionsplan erarbeitet wurde, sehen wir als sinnvoll. 

Die CVP-GLP-Fraktion findet es gut und wichtig, dass die Regierung einen Be-
richt zu Radikalisierung und gewalttätiger Extremismus verfasst. Wir erwarten mit 
dem Bericht einen Vorschlag für entsprechende Massnahmen. 
 
Stadler-Lütisburg, Ratsvizepräsidentin, stellt Eintreten auf das Postulat fest. 
 
Die Spezialdiskussion wird nicht benützt. 
 
Der Kantonsrat heisst das Postulat mit geändertem Wortlaut gemäss Antrag der Re-
gierung mit 104:0 Stimmen gut. 
 
 
43.17.06 Perspektiven der St.Galler Landwirtschaft 

Unterlagen: – Wortlaut des Postulats vom 27. November 2017 
– Antrag der Regierung vom 23. Januar 2018 

 
 
Stadler-Lütisburg, Ratsvizepräsidentin: Die Regierung beantragt Gutheissung. 
 
Freund-Eichberg (im Namen der Postulanten): Auf das Postulat ist einzutreten. 

Ich lege meine Interessen offen, ich bin Bauer und Vertreter der Bauernanliegen. 
Unser Handwerk, unsere Leidenschaft und unser Herzblut schlägt für die Nah-

rungsmittelproduktion von Milch, Fleisch und Gemüse. So ist auch die Landschaft im 
Kanton St.Gallen entstanden, und weite Teile der Gegenden sind geprägt von Wie-
sen, Weiden und Äckern, die der menschlichen Ernährung dienen. Ohne eine vielfäl-
tige Ökologie in der Landwirtschaft gedeiht wenig. In den letzten 25 Jahren ist in Sa-
chen Biodiversität in der Landwirtschaft vieles umgesetzt worden. Die Landwirtschaft 
ist innovativ und richtet ihre Tätigkeit laufend auf die Bedürfnisse der Konsumenten 
und der Gesellschaft aus. 

Die Bauern im Kanton St.Gallen sind verunsichert, weil die Politik immer mehr 
Annehmlichkeiten von den Bauern fordert, und zwar von allen Seiten etwas. So ist 
das Bauern nicht mehr einfach und man weiss nicht mehr, in welche Richtung wir 
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gehen sollen. Die Agrarpolitik 22+ wird in der jetzigen Zeit in Bern diskutiert, und es 
ist an der Zeit, dass der Kanton St.Gallen den Bauern die Möglichkeiten zur Weiter-
entwicklung in der Landwirtschaft und im Besonderen in den Betrieben aufzeigt. 

Die St.Galler Landwirtschaft braucht längerfristige Perspektiven. Die Regierung 
ist der Meinung, dass die kantonale Landwirtschaftspolitik einer vertieften Analyse zu 
unterziehen ist, der Handlungsbedarf zu evaluieren ist und die Kompetenzen des 
Kantons zu erörtern sind. Die Bevölkerung hat letzten September über die Ernäh-
rungssicherheit abgestimmt und sich klar für die einheimische Landwirtschaft ausge-
sprochen. 

Die Postulanten wollen wissen, welchen Einfluss die nationale Agrarpolitik in Zu-
kunft für die St.Galler Landwirtschaft hat, in welchen Bereichen der Kanton selber 
entscheiden kann, wie das Vertrauen in die Innovation gefördert werden kann und 
wie die Bodenfruchtbarkeit längerfristig gesichert und gefördert werden kann. Die 
landwirtschaftliche Nutzfläche ist nicht vermehrbar, und daher wollen wir wissen, wie 
sie gesichert wird. Wie kann die Nahrungsmittelproduktion unter Einbezug eines scho-
nenden Ressourcenverbrauchs gesteigert werden usw.? Das sind alles Fragen, die 
die Bauern beschäftigen und wir von der Politik eine Antwort erwarten. 
 
Widmer-Mosnang (im Namen der CVP-GLP-Fraktion): Auf das Postulat ist einzutreten. 

Der Kanton St.Gallen hat im Jahr 2001 zusammen mit dem Kantonalen Landwirt-
schaftsgesetz (sGS 610.1; abgekürzt LaG) die Gesetzesregelung in einem Erlass zu-
sammengefasst. Gleichzeitig hat das Volkswirtschaftsdepartement damals mit sechs 
Leitsätzen die künftige Entwicklung der Landwirtschaft aufgezeigt. 

Fakt ist, dass in den vergangenen 17 Jahren inner- und ausserhalb der Landwirt-
schaft kein Stein auf dem andern geblieben ist. Der Bund prägt durch die Agrarpolitik 
die Landwirtschaft massgebend. Mit der Zweiteilung von Produktion und Markt einer-
seits und Direktzahlungen und allgemeinen Leistungen andererseits ist die Landwirt-
schaft heute anderen Herausforderungen ausgesetzt. Die Bedürfnisse der Gesell-
schaft, der Konsumenten und der Umweltverbände beeinflussen das Wirken und das 
Tun der Landwirtschaft ganz massiv. Und auf der anderen Seite ist am Markt der 
Preisdruck und der Ruf nach mehr Unternehmertum in der Landwirtschaft vorhanden. 

Die Landwirtschaft stellt sich diesen Herausforderungen und wird diese auch 
meistern, doch viele Rahmenbedingungen fehlen. Bund und Kanton sind längst nicht 
mehr in der Lage, mit der Entwicklung Schritt zu halten. Unser Kanton glänzt – im 
Vergleich zu den anderen Kantonen – nicht mit Ausgaben für die Landwirtschaft. Es 
ist teilweise ein Bruchteil dessen, was andere Nachbarkantone für die Landwirtschaft 
aufwenden. Die Landwirtschaft will aber nicht mehr Geld vom Kanton. Sie will viel-
mehr zukunftsgerichtete Strukturen in der Aus- und Weiterbildung. Sie will, dass der 
Kanton im Verbund mit anderen Kantonen Synergien nutzt. Sie will, dass Departe-
ment und Ämter die Leistungen der Landwirtschaft untereinander und für die Land-
wirtschaft vermehrt koordinieren. Sie will, dass die Raumplanung den Grundauftrag 
der Landwirtschaft ernst nimmt und die Bedürfnisse zu Weiterentwicklung unterstützt, 
und sie will, dass dem landwirtschaftlichen Kulturland die richtige Bedeutung und 
Rolle zur nachhaltigen Sicherung der Bodenfruchtbarkeit und Ökologie zukommt. 

Das Postulat fordert eine umfassende Auslegung der Situation und konkrete 
Massnahmen. Die Landwirtschaft ist ein Teil unseres Kantons. Sie bewirtschaftet und 
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pflegt mehr als 50 Prozent der Fläche, prägt das Landschaftsbild und produziert Le-
bensmittel. 
 
Schwager-St.Gallen: Auf das Postulat ist einzutreten. 

Ich lege meine Interessen offen. Ich bin kein Bauer, aber Interessent an einer 
nachhaltigen Landwirtschaft und einer nachhaltigen Bodenfruchtbarkeit. 

Die Regierung ist bereit, das Postulat zu übernehmen mit Blick auf die Agrarpo-
litik 22+. Das finde ich gut, es gibt sehr viele Fragen in diesem Postulat, deren Ant-
worten mich interessieren. Insbesondere auch die Frage, welchen Einfluss die klima-
tischen Veränderungen auf die künftigen Produktionsbedingungen haben und wie die 
Landwirtschaft darauf reagieren kann. 

Wir haben gestern bereits über die Problematik von Lachgas, über die Klimaper-
spektiven und über die Klimastrategie des Bundes gesprochen. Ich würde erwarten, 
dass die Regierung dieses Postulat nicht nur mit Blick auf die Agrarpolitik 22+, son-
dern auch mit Blick auf die Klimastrategie des Bundes beantworten wird. 
 
Stadler-Lütisburg, Ratsvizepräsidentin, stellt Eintreten auf das Postulat fest. 
 
Die Spezialdiskussion wird nicht benützt. 
 
Der Kantonsrat heisst das Postulat mit 84:0 Stimmen gut. 
 
 
51.17.68 Schleierhafte Gebührenpraxis: St.Gallen verdient Transparenz 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 19. September 2017 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 21. November 2017 

 
 
Schmid-Grabs ist mit der Antwort der Regierung nicht zufrieden. 

Bagatelltäter sollen keinesfalls unbestraft davonkommen. Recht und Ordnung ist 
ein wichtiges Gut unserer Gesellschaft. Gesetze sind in der vorgegebenen Härte klar 
durchzusetzen. Was ich hingegen nicht verstehen kann, sind die horrenden Gebüh-
ren für diese Bagatellen, die den Rahmen der Ordnungsbusse verlassen. Deutlich 
wird das z.B. am Fall eines Falschparkierers. Wer seine Parkzeit beispielsweise um 
10 Stunden und mehr überschreitet bei einem Parkfeld mit einer Parkuhr, der wird 
heftig zur Kasse gebeten. In einem mir bekannten Fall betrug die Busse Fr. 240.–. 
Daran ist nichts auszusetzen, wenn man jemanden bestraft, aber dazu kamen noch 
Gebühren von Fr. 180.–, und das entspricht dann einer Gesamtbelastung von 
Fr.  420.–, was für mein Rechtsgespür doch eher unverhältnismässig ist, denn die 
Gebühr verdoppelt die Strafe beinahe. Insbesondere im Licht des verursachten Scha-
dens wird diese Strafe für mich absurd, denn eine Stunde parkieren kostet auf so 
einem weissen Parkfeld in der Stadt rund 2 Franken, vielleicht auch mal 3 Franken, 
und wenn man jetzt hier den entgangenen Gewinn oder Ertrag daraus ansieht, dann 
wären das 20 bis 30 Franken. Dass das dann mit dieser Busse bestraft wird, ist un-
verständlich. 
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Ich sehe auch nicht aus der Antwort der Regierung, wie diese Gebühr von 
Fr. 180.–, die übrigens eine geregelte Mindestgebühr der Konferenz der Staatsan-
wälte ist, überhaupt zustande kommt. Denn gedruckt wird farblos auf Papier. Das 
Papier ist nicht aus Gold, und versendet wird es erst noch in einem Recycling-Um-
schlag per Post. Selbst wenn die Kosten der Polizei, wie das hier in der Antwort be-
schrieben wird, dazukommen, kann ich mir kaum vorstellen, dass in der digitalisierten 
Zeit die Ausstellung eines Parkscheins und die Bearbeitung im Hintergrund 100 Fran-
ken verschlingen. 

Ich muss damit feststellen, dass weder die zuständige Stelle der Staatsanwalt-
schaft noch die Regierung tatsächlich weiss, was ein Strafbefehl in solchen Fällen 
exakt kostet, weil die Mühe hat sie sich nicht gemacht, um das auszurechnen, wie 
das eigentlich gewünscht war. Oder liegt es etwa daran, dass die Kosten markant 
unter diesen Vorgaben liegen? Ich kann es nur mutmassen. 

Für mich ist aber eines klar: Diese Antwort hat kaum mehr Transparenz geschaf-
fen, sondern v.a. neue Fragen eröffnet. Ich fordere die Regierung dazu auf im Namen 
des Bürgers, in der Gebührenfrage Transparenz zu schaffen. 
 
 
51.17.70 Umsetzung der Ausschaffungsinitiative - transparente Zahlen zu 

den Landesverweisungen ausländischer Straftäter im Kanton 
St.Gallen 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 19. September 2017 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 21. November 2017 

 
 
Dudli-Oberbüren (im Namen der SVP-Fraktion): Die Interpellantin ist mit der Antwort 
der Regierung nicht zufrieden. 

Ich bedanke mich für die prompte Beantwortung der Interpellation. Auch wenn 
die Auskünfte in zentralen Belangen spärlich sind, lässt sich unter Bezugnahme auf 
selber vorgenommene Abklärungen bei der Schweizerischen Staatsanwälte-Konfe-
renz (SSK) sowie beim Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement (EJPD) fest-
halten: In der Praxis lassen die Behörden mittels der verfassungswidrig eingeführten 
Härtefallklausel weit häufiger Milde gegen kriminelle Ausländer walten, als es der 
Souverän wollte. Auf den Punkt gebracht zeigt sich folgendes Bild: Der auf Verfas-
sungsebene gefällte Volksentscheid wurde von der Legislative rechtswidrig mit einer 
Härtefallklausel verwässert. Obwohl nicht in ihrer Zuständigkeit, bringt die Exekutive 
die Härtefallklausel grosszügig ins Spiel, und dessen nicht genug, setzt die Judikative 
ebenso grosszügig einen drauf. Zum Schluss bleibt eine inflationär verwässerte Um-
setzung mit Extra-Weichspüler. In der Praxis bewirkt allein schon die Existenz der 
Härtefallklausel, dass sich Kriminelle unter Berufung auf diese Härtefallklausel auf 
Kosten des Gastgebers verteidigen lassen. Ein «Depp» wäre, wer sich nicht auf 
Staatskosten eines faulen Auswegs bedienen würde. 

Was die Kosten der amtlichen Verteidigung anbelangt, muss präzisiert werden, 
dass nicht die Umsetzung der Ausschaffungsinitiative zu höheren Kosten führt, son-
dern vielmehr die Nichtumsetzung, insbesondere die Härtefallklausel. An dieser 
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Stelle sei angemerkt, dass in anderen Bereichen sehr wohl verbindlich starre Geset-
zesregelungen existieren. Bei Geschwindigkeitsüberschreitungen im Strassenver-
kehr existiert keine Härtefallklausel, nicht einmal die Möglichkeit einer Einzelfallprü-
fung. 

Bezüglich der Kosten der amtlichen Verteidigung ausländischer Straftäter ver-
sucht die Regierung den Schwarzen Peter den Vertretern der Initiative zuzuschieben. 
Nur, bereits vor dem Stichtag 1. Oktober 2016 wurden Landesverweisungen vollzo-
gen. Diesbezüglich ist Art. 130 der Schweizerischen Strafprozessordnung (SR 312.0; 
abgekürzt StPO) relevant. Jetzt folgt aber der Clou: In den Fassungen vor dem 1. Ok-
tober 2016 ist nämlich nicht die Rede von einer zwingend notwendigen Verteidigung 
von Personen, denen eine Landesverweisung droht. Und ja, Sie erraten es, just per 
1. Oktober 2016 erfuhr die StPO eine Ergänzung, wonach neu auch jene Personen 
von Amtes wegen zwingend verteidigt werden müssen, welchen eine Landesverwei-
sung droht. 

Die SVP-Fraktion ist mit der inhaltlich ziemlich leeren und teilweise unzutreffen-
den Antwort der Regierung nicht zufrieden. Insofern wird man sich in absehbarer Zeit 
wiederum mit diesem Thema befassen müssen. 
 
Regierungspräsident Fässler: Doch noch einige Präzisierungen: Kritisiert wird nun 
von Dudli-Oberbüren v.a. die Exekutive. Die Exekutive des Kantons St.Gallen hat mit 
diesen Fragestellungen überhaupt nichts zu tun. Soweit Sie die Legislative in Bern 
kritisieren wollen, die haben die Umsetzung der Ausschaffungsinitiative bzw. die An-
passungen in der Strafprozessordnung beschlossen. Da sind Sie einfach am falschen 
Ort. 

Was den Kanton St.Gallen angeht, habe ich Ihnen jene Informationen gegeben, 
die vorhanden sind. Unsere Staatsanwaltschaft klagt im Regelfall an, wenn Landes-
verweisungen zur Diskussion stehen. Sie hat das in 43 Situationen gemacht. In zwei 
absolut klaren Situationen hat sie die Härtefallklausel von sich aus angewendet. Das 
waren aber glasklare Situationen. Selbstverständlich könnte die Staatsanwaltschaft 
auch in diesen Situationen noch anklagen, wo es glasklar ist. Das würde bedeuten: 
noch einmal amtlich notwendige Verteidigung und erhebliche Kosten für den Staat. 

Das wirkliche Problem liegt darin, dass auch bei Kriminaltouristen, wo die Lan-
desverweisung auch von den Kriminaltouristen selber überhaupt nicht in Frage ge-
stellt wird, weil sie ohnehin keine Aufenthaltsbewilligung haben, im aktuellen System 
amtliche Verteidiger bestellt werden müssen, und diese Tatsache ist nicht der Um-
setzung der Ausschaffungsinitiative zuzuschreiben, sondern der Ausschaffungsiniti-
ative als solcher bzw. den darauf erfolgten Anpassungen in der Strafprozessordnung, 
die wir nicht zu verantworten haben. 
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51.17.72 Geschwindigkeitskontrollen in 30er-Zonen / 20er-Zonen 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 20. September 2017 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 23. Januar 2018 

 
 
Lüthi-St.Gallen: Die Interpellanten sind mit der Antwort der Regierung nicht zufrieden. 

Ich beginne mit dem Schluss der Antwort: Es freut uns, dass wir mit dieser Inter-
pellation diesem Thema im Bewusstsein des zuständigen Regierungsrates wieder 
mehr Beachtung verschaffen konnten. So schliesst die Antwort mit der Aussage, dass 
die Praxis überprüft wird. Ansonsten ist die Antwort der Regierung in mehrfacher Hin-
sicht ungenügend bzw. für uns enttäuschend und zeugt etwas von einer Bunkermen-
talität bei den zuständigen Stellen. So wurden die geforderten Daten nur teilweise 
geliefert, sodass ein quantitativer Vergleich zwischen Kanton St.Gallen, Stadt St.Gal-
len und Kanton Zürich nur mit zusätzlichem Rechercheaufwand möglich ist. Die An-
zahl 30er- und 20er-Zonen in der Stadt St.Gallen fehlen, und beim Kanton St.Gallen 
wird die Zahl der Kontrollen nicht insgesamt angegeben, sondern nur grob mit drei 
bis vier Kontrollen je Zone. 

Zudem unterlässt es die Regierung, die Zahlen aus dem Kanton Zürich anzufra-
gen. Die Aussage, dass sich die Zahlen von Zürich nicht mit denen von St.Gallen 
vergleichen lassen, ist aus unserer Sicht falsch. Wie der Kanton St.Gallen, verfügt 
auch der Kanton Zürich über urbane und ländliche Regionen. Und wie bei Kanton und 
Stadt St.Gallen könnte man die Anzahl Kontrollen ins Verhältnis zu der Anzahl 20er- 
und 30er-Zonen setzen. Die lückenhaften Zahlen müssen wir als Zeichen deuten, 
dass die Regierung nicht bereit ist, Transparenz zu schaffen. Wir sind der Überzeu-
gung, dass 20er/30er-Zonen durch eine sinnvolle Mischung aus baulichen Massnah-
men und Geschwindigkeitskontrollen gesichert werden sollten. Dies könnte ein Mit-
telweg zwischen der aktuellen Praxis der beiden Kantone St.Gallen und Zürich sein. 
 
 
51.17.75 Digitalisierung nicht auf die lange Bank schieben 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 27. November 2017 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 16. Januar 2018 

 
 
Hugentobler-St.Gallen (im Namen der CVP-GLP-Fraktion): Die Interpellantin ist mit 
der Antwort der Regierung teilweise zufrieden. 

Grundsätzlich ist der eingeschlagene Weg gut. Die angestossenen Projekte sind 
richtig und wichtig. Gerade die auf Sekundarstufe II ergriffenen Massnahmen machen 
Sinn, und eigentlich könnte man sich fragen, wieso diese nicht schon länger ergriffen 
wurden. 

Nicht ganz gleicher Meinung sind wir z.B. in Bezug auf die Antworten in der Volks-
schule: Es wird in der Antwort ausgeführt, dass im neuen Fach «Medien und Infor-
matik» und im Fach «Französisch» digitale Lehrmittel vorhanden sind. Wie Sie alle 
wissen, besteht die Volksschule nicht nur aus «Französisch» und «Medien und Infor-
matik». Es ist uns völlig klar, dass eine gute Digitalisierung von Lehrmitteln Zeit und 
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Geld braucht. Aus diesem Grund haben wir den Vorschlag eingebracht, eine «Digita-
lisierung light» anzugehen. Logisch ist eine PDF-Ausgabe eines Lehrmittels kein sub-
stanziell digitalisiertes Lehrmittel. Aber glauben Sie mir, die Schülerinnen und Schü-
ler, die hinten auf der Besuchertribüne sitzen und uns zuhören – oder auch nicht, wie 
Sie – wären froh, wenn Sie auch nur ein PDF eines Lehrmittels hätten. Ein PDF eines 
Lehrmittels im Rucksack, auch wenn das nicht pädagogisch sinnvoll digitalisiert ist, 
ist bedeutend leichter als ein Buch. Und dem Schülerrücken ist es völlig egal, ob das 
pädagogisch sinnvoll digitalisiert ist oder nicht. 

Aber dass die Regierung uns natürlich die Antwort gibt, das Problem von digita-
lisierten Lehrmitteln, v.a. PDFs, seien die Verträge mit den Partnern, das war auch 
klar. Denn dort liegt genau das Problem, das haben wir auch schon erkannt. Es ist 
uns schon klar, dass man die Urheberrechtsfrage zuerst lösen muss, aber wer von 
diesen Schülerinnen und Schülern kauft heute noch ein Buch ohne ein PDF oder eine 
digitalisierte Ausgabe dazu? Es heisst nicht, dass das nicht gut ist, wenn Sie das noch 
tun. Ich befürworte das, ich bin Fan einer Buchhandlung in St.Gallen. Aber wenn ich 
das Buch mitnehmen will, ist es einfach leichter mit einem PDF oder einer analogen 
digitalen Anwendung. Aus diesem Grund stellen wir wahrscheinlich zu Recht die 
Frage, ob der Kanton St.Gallen im Jahr 2018 nicht doch Bücher kaufen sollte, welche 
auch das Recht auf Digitalisierung beinhalten. 
 
 
51.17.76 Ist die Praxis für den Führerausweisentzug im Kanton St.Gallen 

zu streng? 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 27. November 2017 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 23. Januar 2018 

 
 
Schöbi-Altstätten (im Namen der CVP-GLP-Fraktion): Die Interpellantin ist mit der 
Antwort der Regierung teilweise zufrieden. 

Zweckmässigkeit und Eignung der von der Verwaltung gelebten Praxis gehen 
aber zweifellos am Rechtsempfinden der Bevölkerung vorbei. Drogenkonsum ist nicht 
harmlos. Das Bundesprogramm Via Sicura soll die Verkehrsunfälle reduzieren, die 
Verkehrssicherheit verstärken und ist zu unterstützen. Dennoch, Vernunft und Au-
genmass sind bei allen Regelanwendungen Richtschnur. Entsprechend legt die Bun-
desverfassung fest, dass Einschränkungen von Grundrechten verhältnismässig sein 
müssen – das erwartet der Bürger. Er geht von einem freiheitlichen und guten Men-
schenbild aus. Stattdessen hat sich bei der Verwaltung eine Art Vollkasko-Mentalität 
eingeschlichen. Gesetz und Verordnung verlangen ernsthafte Zweifel und dafür wie-
derum konkrete Anhaltspunkte für eine fehlende Fahreignung. 

Die von der Regierung geschilderte und offenbar unterstützte Praxis kehrt den 
Spiess aber einfach um. Jeglicher Hinweis auf verbotene Substanzen irgendwo auf 
der Zeitachse reduzieren eine Fahrfähigkeit im Zeitpunkt der Kontrolle auf den reinen 
Zufall. Wo jetzt hier die Grenze zu einem Gesinnungssanktionsrecht zu ziehen ist, 
kann die Regierung bezeichnenderweise gerade nicht aufzeigen. Das bedeutet im 
Ergebnis eine Ermessensunterschreitung, wobei das verfassungsmässige Verhält-
nismässigkeitsgebot verletzt wird. Die rechtsanwendende Entzugsbehörde mutiert so 
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zum reinen Subsumtionsautomaten, die heute ebenso gut durch Algorithmen eines 
Computerprogramms ersetzt werden könnte. Ermessen erfordert aber menschliche 
Denkprozesse und ist auszuüben. Dies ist Aufgabe und Pflicht der Verwaltung und 
wird von der Bevölkerung erwartet, nur dann fühlt sie sich ernst genommen. 

Die Interpellanten begrüssen die Sorge um die Strassensicherheit, sind jedoch 
von der gelebten, im reinen Automatismus verhafteten Praxis nicht befriedigt. Wir er-
warten, dass v.a. auch beim vorsorglichen Entzug eine Suchtproblematik auch konk-
ret geprüft und nicht einfach unterstellt wird. 
 
 
51.17.77 Offenlegung der Eigentümerinformationen aus dem Grundbuch 

im Geoportal 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 27. November 2017 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 23. Januar 2018 

 
 
Suter-Rapperswil-Jona (im Namen der CVP-GLP-Fraktion): Die Interpellantin ist mit 
der Antwort der Regierung zufrieden. 

Erfreut dürfen wir zur Kenntnis nehmen, dass die Regierung unser Anliegen un-
terstützt. Im gesetzlich zulässigen Rahmen sollen die Eigentümerdaten also inskünf-
tig auch im Kanton St.Gallen im Internet publiziert werden. Bekanntlich ist das in vie-
len umliegenden Kantonen bereits heute der Fall, so in Glarus, Schwyz, im Thurgau 
und in beiden Appenzell. Es würde dem Kanton St.Gallen gut anstehen, wenn diese 
bürokratische Hürde möglichst rasch beseitigt würde, denn eigentlich sind wir uns 
einig: Ziel der St.Galler Behörde muss sein, dass unnötige oder administrative Auf-
wände, in diesem Fall für im Baufach tätige Unternehmen, Anwälte und Treuhänder, 
abgebaut werden können. Der vorliegende Fall ist auch ein schönes Beispiel, wie 
heute dank der Digitalisierung der Zugang zu Informationen im Sinn einer verbesser-
ten staatlichen Dienstleistung nutzbar gemacht werden kann. 

Wir danken daher der Regierung, dass sie sich bereit erklärt, unverzüglich das 
Gespräch mit der Vereinigung der St.Galler Gemeindepräsidentinnen und Gemein-
depräsidenten (VSGP) zu suchen und die notwendigen Anpassungen in der kanto-
nalen Verordnung über das Grundbuch vorzunehmen. 
 
 
51.17.78 Kindertagesstätten für kleine Kinder mit einer Mehrfachbehinde-

rung im Kanton St.Gallen - ein Entlastungsangebot für Eltern 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 28. November 2017 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 6. Februar 2018 

 
 
Baumgartner-Flawil: Die Interpellanten sind mit der Antwort der Regierung nicht zu-
frieden. 
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Die Antwort der Regierung erläutert ausführlich den heutigen Ist-Zustand, die de-
taillierten Ausführungen über die bestehenden Regelungen zur Hilflosenentschädi-
gung und zum Intensivpflegezuschlag. Die Verantwortung, wie auch die finanzielle 
Last für eine Kindertagesstätte für kleine Kinder mit einer Mehrfachbehinderung, liegt 
weiterhin bei den Eltern und im besten Fall bei privaten Initianten. Der Bedarf und die 
speziellen Bedürfnisse der Kinder mit einer schweren Behinderung werden in der Ant-
wort der Regierung nicht ausreichend anerkannt, obwohl sie das Anliegen der Inter-
pellanten nachvollziehen kann. 

Die Einzelfälle liegen komplexer und die Realität zeigt, dass die Abklärungen der 
Sozialversicherungsanstalt (SVA) meist sehr lange dauern. Dazu kommt der Ver-
gleich mit gleichaltrigen Kindern, bei denen die Invalidenversicherung (IV) sehr rest-
riktiv handelt. Die Vollkosten einer Kindertagesstätte (Kita) für ein Kind mit einer 
schweren Behinderung belaufen sich auf rund 400 Franken, und dies können sich 
sehr viele Eltern nicht leisten. Zudem braucht es ein Angebot, das über die personel-
len wie auch fachlichen und medizinischen Ressourcen verfügt. Bemerkenswert ist 
der Vergleich zum Kanton Thurgau, der ein notwendiges Entlastungsangebot auch 
im Vorschulbereich mitfinanziert, mit einem Unkostenbeitrag der Eltern. Eine Sonder-
schulverfügung erfolgt durch den Sozialpädagogischen Dienst im Nachbarkanton be-
reits mit drei Jahren. «St.Gallen kann es» – oder muss es heissen «St.Gallen will 
nicht»? Für die heilpädagogische Früherziehung wie auch für die Frühlogopädie im 
Volksschulbereich hat der Kanton St.Gallen ein Angebot geschaffen, welches gesetz-
liche Grundlagen aufweist. Das ist gut so und richtig. Auch lässt die Regierung die 
Frage offen, ob sie die erwähnte Anstossfinanzierung der Stiftung Kronbühl weiter-
führt und allenfalls erweitern wird. 

Auf die Frage einer Regelung auf Verordnungsstufe geht die Regierung nicht ein, 
sondern verweist auf allfällige Empfehlungen in einem künftigen Wirkungsbericht, 
welcher Ende 2018 dem Kantonsrat zugeleitet werden soll. Da sind wir gespannt, ob 
die Präambel der Bundesverfassung zum Tragen kommt: «(…) dass nur frei ist, wer 
seine Freiheit gebraucht, und dass die Stärke des Volkes sich misst am Wohl der 
Schwachen». Wir werden die Thematik kritisch begleiten. 
 
 
51.17.79 Flexible Lektionentafel für Wirtschaft, Arbeit, Haushalt (WAH) auf 

der Oberstufe 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 28. November 2017 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 16. Januar 2018 

 
 
Baumgartner-Flawil: Die Interpellanten sind mit der Antwort der Regierung nicht zu-
frieden. 

Eine Umverteilung der Lektionen im Fach «Wirtschaft Arbeit Haushalt» (WAH) 
steht im Vordergrund und nicht eine Veränderung der Gesamtlektionenanzahl. In der 
Interpellation geht es primär um das Fach WAH und nicht, wie in der Antwort der 
Regierung festgehalten wird, um das Schulfach «Berufliche Orientierung». Die For-
derung nach einer Flexibilisierung wird sowohl vom Kantonalen Arbeits- und Haus-
wirtschaftslehrerinnenverband (KAHLV) wie auch vom Kantonalen Lehrerinnen- und 
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Lehrerverband unterstützt, also von den Lehrpersonen, welche direkt in diesen Pro-
zess involviert sind und sich im Schulalltag mit dieser Problematik auseinanderset-
zen. 

In der Antwort hält die Regierung fest, dass unterschiedliche Dotationen eines 
Fachs im ersten und zweiten Semester desselben Schuljahrs möglich sind, jedoch 
nicht die Übertragung von einem Schulfach in ein anderes. Es gäbe jedoch viel sinn-
vollere Stundentafeln für Schülerinnen und Schüler, wäre das Fach WAH flexibel an-
gewendet worden. Die Lösung wäre sehr einfach: Mit einer Beinote, wie es die Im-
puls-Gruppe Lehrplan vorgeschlagen hat, könnten die Stunden im WAH flexibel in 
den zwei Oberstufenjahren eingesetzt werden. Die Anzahl bliebe gleich, es wäre 
nichts verändert und die Flexibilisierung wäre freiwillig. 

Ein wichtiger Punkt liegt in der unterschiedlichen Organisation von WAH bzw. die 
Anzahl von Lektionen mit der Praxis in der Küche. Da gibt es unterschiedliche Set-
zungen von Schwerpunkten, und dies führt zu einer ungleichen Handhabung. Da gibt 
es Schülerinnen und Schüler, die sechs Lektionen praktischen und theoretischen 
WAH-Unterricht haben mit der Nahrungszubereitung, und in anderen Gemeinden 
sind es lediglich zwei Lektionen. Dies sind Beispiele aus der Praxis. 

Es ist für uns nicht in allen Belangen nachvollziehbar, weshalb eine Ver- bzw. 
Nachbesserung nicht bereits heute in die Wege geleitet werden kann. Wir erwarten 
zusammen mit den Lehrerverbänden nach einer Evaluation in zwei Jahren eine An-
passung bzw. die Zulassung einer Flexibilisierung. 
 
 
51.17.83 Einführung Informatik an Mittelschulen durch Abbau in anderen 

Fächern? 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 28. November 2017 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 9. Januar 2018 

 
 
Bürki-Gossau: Die Interpellanten sind mit der Antwort der Regierung zufrieden. 

Es freut uns natürlich zu vernehmen, dass Regierung und Erziehungsrat weiter-
hin die Absicht verfolgen, die Einführung der Informatik nicht zulasten von anderen 
Fächern umzusetzen. Nun sind wir nur noch gespannt, in welchem Takt generell die 
Informatikoffensive umgesetzt wird. Überall wird davon gesprochen, und alle Parteien 
von links bis rechts lassen keine Gelegenheit aus, darauf hinzuweisen, wie wichtig 
gerade für den Kanton St.Gallen der Sprung in die digitale Welt sei. Wie sich die 
Investitionen in die Zukunft mit einer Steuerreduktion vertragen hätten, ist mir aller-
dings schleierhaft, das war aber auch nicht die Fragestellung meiner Interpellation. 
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51.17.84 Gleiche Rechte im Detailhandel bei den Ladenöffnungszeiten 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 28. November 2017 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 23. Januar 2018 

 
 
Chandiramani-Rapperswil-Jona: Die Interpellanten sind mit der Antwort der Regie-
rung nicht zufrieden. 

Bei der Interpellation ging es in erster Linie um die Gleichberechtigung der La-
deninhaber und nicht um eine Verlängerung der Ladenöffnungszeiten oder Sonntags-
öffnungen. 

Es ist uns bekannt und wir haben Verständnis, dass Mieter von SBB-Liegen-
schaften – Bäckereien, Tankstellenshops und Restaurants – spezielle Rechte und 
Bedingungen nach Bundesrecht haben. Aber bei Lebensmittelgeschäften sollten glei-
che Rechte gelten. Eine Liberalisierung wäre wünschenswert, denn die Zeiten haben 
sich geändert, und auch die letzte Abstimmung über die Öffnungszeiten liegt acht 
Jahre zurück. Es ist vieles neu, so gibt es z.B. im Internet keine Beschränkungen, 
und auch die Quadratmeterbeschränkungen sind nicht mehr zeitgemäss. 

Was gar nicht geht und wofür wir kein Verständnis haben ist die Tatsache, dass 
an derselben Strasse ein Laden Sonntagsverkauf hat und der andere darf nicht offen 
haben. Dieser Fall wurde auch in den Medien kritisiert und es wurde gesagt, dass 
dies nicht verstanden werde und weltfremd sei. Passanten, die einen auf der Strasse 
ansprechen, reden von Behördenwillkür und von einem Schildbürgerstreich. Als Kan-
tonsräte vertreten wir die Bevölkerung, also unsere Bürgerinnen und Bürger. Wir wer-
den auch in Zukunft nicht lockerlassen und am Thema bleiben. Blickt man zu unseren 
Nachbarkantonen Zürich oder Schwyz, dann ist festzustellen, dass man grosszügiger 
und flexibler in der Auslegung des Gesetzes ist. 
 
 
51.17.89 Spielgruppenbesuch effizient fördern 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 28. November 2017 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 23. Januar 2018 

 
 
Egli-Wil: Die Interpellanten sind mit der Antwort der Regierung zufrieden. 

Vorerst möchte ich einen Dank an die vielen Privatpersonen und Vereine aus-
sprechen, die grossmehrheitlich Spielgruppenangebote anbieten und organisieren 
und somit einen wichtigen Teil der «frühen Förderung» übernehmen. Denn genau 
diese Freiwilligen haben es ermöglicht, dass die Spielgruppen sehr breit im Kanton 
verankert sind. 

Von den Antworten freut es die Interpellanten, dass die Regierung die Einschät-
zung zur Bedeutung der «frühen Förderung» sowie der Spielgruppen teilt. Auch sind 
wir mit dem Grundsatz einverstanden, dass der Lead der «frühen Förderung» bei den 
Gemeinden sein soll. Umso mehr begrüssen wir, dass in diesem Jahr vonseiten Kan-
ton ein Dokument mit Empfehlungen an die Gemeinden herausgegeben wird. Auch 
wir Interpellanten sind gespannt auf den Inhalt dieses Dokuments. Jedoch fehlt uns 
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die Einsicht der Regierung, dass seitens des Kantons vermehrt Massnahmen in die 
Wege geleitet werden, um auch die Spielgruppen in den Gemeinden effizient zu för-
dern. Es fehlt auch der Mut, einen Pilotversuch, wie z.B. ein selektives Obligatorium 
oder mit einer Form von Bildungsgutscheinen, zu starten. Bestimmt gäbe es noch 
weitere effiziente Massnahmen und Formen, um noch mehr Eltern von Vorschulkin-
dern überzeugen zu können, ihrem Kind den Besuch einer Spielgruppe zu ermögli-
chen. Es darf nicht unterschätzt werden, wie viel Folgekosten nicht erst entstehen, 
wenn die Kinder schon von klein an vermehrt in Spielgruppen betreut und gefördert 
werden. 

Offen bleibt auch noch die Frage der Freiwilligkeit. Die Regierung schreibt, sie 
könne die Gemeinden nicht verpflichten. Wir sind klar der Meinung, wo ein Wille ist, 
ist auch ein Weg, und von «der Kanton kann nicht verpflichten» könnte ja auch ein 
«es kann in einem Projekt einen Versuch wert sein» entstehen. Und zwar ein Projekt 
mit einem selektiven Obligatorium oder mit Bildungsgutscheinen oder einer anderen 
Form von Mobilisierung. Dadurch können möglichst viele Spielgruppenkinder und de-
ren Eltern von einem Besuch der Spielgruppe überzeugt werden. Auch wenn schon 
viel i.S. Spielgruppen unternommen wird, so erreichen wir mit der Freiwilligkeit be-
stimmte Kindergruppen nicht, und genau für diese Kinder ist die Spielgruppe als Ort 
der Frühförderung notwendig und sehr förderlich. 

Wir werden das Thema weiterhin verfolgen, denn wir sehen noch Optimierungs-
möglichkeiten. 
 
 
51.18.01 Tötungsdelikt im Asylzentrum Mels - Hat der Vollzug versagt? 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 19. Februar 2018 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 20. Februar 2018 

 
 
Götte-Tübach (im Namen der SVP-Fraktion): Die Interpellantin ist mit der Antwort der 
Regierung nicht zufrieden. 

Ich bin entsetzt über die Antwort. Nicht, weil die Regierung falsch geantwortet 
hat, denn sie hat mit grösster Wahrscheinlichkeit ehrlich geantwortet –, sondern wie 
die Sachlage ist. Wir sprechen hier vom Tötungsdelikt im Asylzentrum Mels von ver-
gangener Woche. Wenn wir hierzu Punkt 2 lesen und sehen, wie wir mit straffälligen 
Tätern umgehen und was für Möglichkeiten bestehen, dann ist das nur noch ein 
Grauen. Ich muss sagen, hier hat unser Justizsystem völlig versagt. Klar spreche ich 
gelegentlich auch Bundesrecht an, das spielt mir hier und jetzt keine Rolle – das Sys-
tem hat versagt. Dass solche Täter frei herumlaufen können, bereitet mir Sorgen. Ein 
asylsuchender Täter, der schon mehrfach straffällig wurde, kann einfach frei in der 
Gemeinde herumlaufen. Es müssen zwingend Anpassungen vorgenommen werden, 
und ich hoffe, dass der Vorsteher des Sicherheits- und Justizdepartementes (SJD) 
dazu Ausführungen machen kann. 

Mir ist klar, dass der Kanton St.Gallen kein Renitentenzentrum führt, aber ich bitte 
den Vorsteher des SJD, dieses Anliegen bei seiner Parteikollegin Bundesrätin Som-
maruga klar zu platzieren, was die Konsequenzen sind. Nämlich dass der Auftrag 
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ohne solche Zentren nicht erfüllt werden kann. Das können wir als Politiker nicht ver-
antworten. Momentan ist es erst ein Tötungsdelikt, aber wir müssen davon ausgehen, 
dass dies nicht der einzige Fall bleiben wird. Solche Asylsuchende gehören in unse-
rem freien Land nicht auf freien Fuss. Hier müssen wir zwingend handeln. 

Wir verzichten vorerst auf eine Standesinitiative und bitten den Vorsteher des 
SJD, die nötigen Massnahmen auf seinen Wegen in Bern einzuleiten und die nötige 
Botschaft abzusetzen. 
 
Regierungspräsident Fässler: Ich glaube, wir sind uns einig, dass dies eine absolut 
schreckliche Tat ist. Wenn es möglich gewesen wäre, diesen Algerier auszuschaffen, 
dann wäre diese Tat nicht geschehen. Das Problem liegt aber darin, dass Algerien 
diese Personen nicht zurücknimmt, wenn sie dieser Rückschaffung nicht zustimmen. 
Ich kann Ihnen versichern, das Staatssekretariat für Migration (SEM) und Bundesrätin 
Sommaruga arbeiten mit allen diplomatischen Beziehungen intensiv daran, mit all 
diesen Staaten ins Gespräch zu kommen. Dazu wird mit allem, was zur Verfügung 
steht, versucht, diese Staaten gefügig zu machen, z.B. Rücknahmen möglich machen 
auch im Rahmen von Entwicklungshilfeprojekten. Aber es gibt nun einfach eine Hand-
voll Staaten, die nicht mitziehen. Dann ist es schlichtweg nicht möglich, diese Perso-
nen auszuschaffen. 

Dieser Mann hat Eigentumsdelikte begangen. Eigentumsdelikte werden in der 
Schweiz selbstverständlich geahndet. Wenn diese Freiheitsstrafen verbüsst sind, 
müssen Sie eine solche Person wieder rauslassen. Dass da irgendein erhebliches 
Risiko besteht, musste und konnte man nicht annehmen oder erkennen. Es ist auch 
richtig, dass im Kanton St.Gallen kein Renitentenzentrum besteht. Die Asylregion 
Ostschweiz sucht immer noch ein solches Zentrum, das im Zusammenhang mit der 
Neustrukturierung der Asylverfahren, welche auf den 1. März 2019 in Kraft gesetzt 
wird, eingerichtet werde muss. 

Ich verstehe die Aussage von Götte-Tübach als Aufforderung an mich, dem Bund 
zu signalisieren, im Kanton St.Gallen ein Renitentenzentrum zu eröffnen. Bis jetzt bin 
ich davon ausgegangen, dass das niemand machen will. Aber wenn Sie dazu eine 
andere Haltung vertreten, dann sage ich Ihnen noch nicht, dass ich das gleich ma-
chen werde. Die Standorte für Renitentenzentren sind nicht so einfach zu finden. Ich 
bin persönlich der Meinung, dass der Kanton St.Gallen mit dem Verfahrenszentrum 
in Altstätten einen mehr als proportionalen Beitrag im Bereich dieser Bundesasylzen-
tren leistet. Da sollen sich kleinere Kantone, die nicht so grosse Kisten auf ihrem 
Kantonsgebiet organisieren und mitorganisieren können, bitte melden. Das ist aus-
serordentlich ärgerlich, aber wenn wir diese Vollzüge nicht machen können – und Sie 
haben gesehen, das Migrationsamt hat alles darangesetzt, dass das möglich ist –, 
dann sind wir einfach machtlos. Mir passt das auch nicht. 
 
Götte-Tübach: Ich habe in keiner Art und Weise gesagt, dass wir im Kanton St.Gallen 
das Renitentenzentrum suchen. Sie haben es gesagt, wir haben in Altstätten eine 
Bundesaufgabe, die wir auf unserem Territorium lösen. Aber ich habe gewünscht und 
verlangt, dass man der zuständigen Bundesrätin sagen soll – das kann man parteiin-
tern lösen –, dass dort Massnahmen ergriffen werden und solche Renitentenzentren 
erstellt werden. Es kann nicht sein, dass solche nicht auszuschaffenden Asylsuchen-
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den frei herumlaufen. Es soll auch nicht möglich sein, wie es in der Interpellationsant-
wort zu lesen ist, dass dies auf eine Gemeinde begrenzt ist. Das können wir nicht 
akzeptieren. 
 
 
51.18.02 Abstimmung Stadttheater St.Gallen: staatliche Abstimmungswer-

bung? 

Unterlagen: – Wortlaut der Interpellation vom 19. Februar 2018 
– Schriftliche Antwort der Regierung vom 20. Februar 2018 

 
 
Egger-Berneck: Die Interpellanten sind mit der Antwort der Regierung zufrieden. 

«Aufrichtigkeit ist die erste Pflicht der Kritiker». Ich möchte mich aufrichtig bei 
Regierungsrat Mächler für die schnelle Beantwortung dieser Interpellation bedanken. 
Der Einsatz von Regierungsrat Mächler ist als vorbildlich einzustufen. Ich durfte mit 
ihm eine Podiumsdiskussion bestreiten, da merkt man auch, dass bei Regierungsrat 
Mächler viel Herzblut dabei ist. Das gilt selbstverständlich auch für unsere Seite. Und 
ich freue mich somit auf die finale Abstimmungsphase. Diese wird nochmals hart, das 
kann ich Ihnen garantieren. Wir werden nochmals alles mobilisieren und freuen uns 
auf den Entscheid der Bevölkerung am 4. März 2018. 

So macht Politik Spass – ehrlich und verantwortungsbewusst. 
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Schlussabstimmungen 
 
22.17.03 II. Nachtrag zum Personalgesetz 

Unterlagen: Ergebnis der zweiten Lesung vom 19. Februar 2018 
 
 
Dürr-Widnau (im Namen der CVP-GLP-Fraktion): Der Vorlage ist zuzustimmen. 

Im Rahmen der Kommissionsarbeiten und auch hier im Rat haben wir eine An-
passung des kantonalen Personalgesetzes gefordert und wir sehen im II. Nachtrag 
zum Personalgesetz einen vernünftigen Weg. 

Dieser Kantonsrat hat die Regierung im April 2016 mit einer Motion beauftragt, 
zwei wesentliche Punkte neu zu regeln: die Einführung der Vertrauensarbeitszeit für 
bestimmte Lohnklassen und die Beschränkung des Nachbezugs von Ferien. Dieser 
Nachtrag wurde auch genutzt, um eine Weiterentwicklung des Personalgesetzes zu 
erreichen mit dem Ziel, die Attraktivität des Kantons St.Gallen als Arbeitgeberin weiter 
zu stärken. 

Als Parlament stehen wir in der Verantwortung dafür zu sorgen, dass der Kanton 
St.Gallen als Arbeitgeberin gegenüber anderen Mitkonkurrenten im Arbeitsmarkt kon-
kurrenzfähig bleibt. Das Modell der Vertrauensarbeitszeit hat sich in der Privatwirt-
schaft bewährt und ist seit Jahren etabliert. 

Mit diesem Nachtrag haben wir die Chance, das kantonale Personalgesetz näher 
an das private Arbeitsrecht zu führen und gesellschaftliche Veränderungen zu be-
rücksichtigen. Die Einführung der Vertrauensarbeitszeit ist eine wesentliche Voraus-
setzung dafür. Ohne diesen Nachtrag senden wir ein fatales Signal an die Bevölke-
rung und an die Regierung. Wir wollen keine Annäherung des kantonalen Personal-
rechts an das private Arbeitsrecht und dieses Anliegen wäre für viele Jahre vom Tisch. 
Das ist für unsere Fraktion der falsche Weg. 

Unsere Fraktion hat in diesem Geschäft eine konsequente Linie vertreten. Wir 
haben Ja gesagt zum Motionsauftrag, wir haben Ja gesagt zum Eintreten, und unsere 
Anliegen wurden in der Parlamentsberatung berücksichtigt. Entsprechend sagen wir 
auch Ja in der Schlussabstimmung. 
 
Schmid-St.Gallen (im Namen der SP-GRÜ-Fraktion): Die Vorlage ist abzulehnen. 

Vom ursprünglichen Auftrag «Einführung der Vertrauensarbeitszeit mit Kompen-
sation entsprechend dem Bandbreitenmodell» und «Vertrauensarbeitszeit nur für 
Personen mit hoher zeitlicher Autonomie» ist nicht mehr viel übrig geblieben. Beide 
Punkte sind nicht erfüllt mit diesem Nachtrag zum Personalgesetz. 

Die Vertrauensarbeitszeit wird nun auch für Personen eingeführt, die über kei-
nerlei Zeitautonomie verfügen. D.h., dass diese Angestellten zwar mehr arbeiten 
müssen, aber die Vorteile der Vertrauensarbeitszeit nicht geniessen können. Sie kön-
nen nicht einfach, wenn es die Arbeit gerade erlaubt und das Wetter schön ist, einen 
freien Nachmittag einziehen, da sie Präsenzzeit im Büro haben. Auch das beim Per-
sonal beliebte Bandbreitenmodell kommt für die Betroffenen der Vertrauensarbeits-
zeit nicht mehr in Frage. Wenigstens wird die Regierung dafür sorgen, dass eine ge-
wisse zeitliche Kompensation mit zusätzlichen Ferientagen möglich ist. Wie viele das 
genau sein werden, ist noch offen. 
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Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Kaderangestellte bleibt wieder einmal 
auf der Strecke. Wertschätzung für die geleistete Arbeit von Richterinnen und Rich-
tern, Ärztinnen und Ärzten sowie leitenden Angestellten sieht für uns anders aus. 

Für die SP-GRÜ-Fraktion kommt diese Schlechterstellung – und eben nicht, wie 
die CVP-GLP-Fraktion meint, eine Verbesserung für die Angestellten – nicht in Frage. 
Dieser Nachtrag ist deshalb überflüssig und abzulehnen. 
 
Güntzel-St.Gallen (im Namen der SVP-Fraktion): Der Vorlage ist zuzustimmen. 

Die SVP-Fraktion hat in der vorberatenden Kommission und im Kantonsrat die 
Einführung der Vertrauensarbeitszeit unterstützt. Leider wurde unser Antrag abge-
lehnt, die Vertrauensarbeitszeit ohne finanzielle Zusatzleistungen oder Kompensati-
onen zu versehen. Dies hängt aber auch damit zusammen, dass beim Erlass des 
Personalgesetzes vor einigen Jahren weitgehende Kompetenzen der Regierung über-
tragen wurden, was die Ausgestaltung von Arbeitszeit und Ferien betrifft. Trotzdem 
übersteigen nach unserer Ansicht die Vorteile der Einführung einerseits als zeitge-
mässes Instrument im Personalrecht und auf dem Arbeitsmarkt, andererseits auch in 
Verbindung mit dem Neuen Lohnwesen (NeLo), das nächstens umgesetzt wird. 
 
Der Kantonsrat lehnt den II. Nachtrag zum Personalgesetz mit 59:55 Stimmen bei 
1 Enthaltung in der Schlussabstimmung ab. 
 
 
22.17.08 VI. Nachtrag zum Einführungsgesetz zur Bundesgesetzgebung 

über die Berufsbildung 

Unterlagen: Ergebnis der zweiten Lesung vom 19. Februar 2018 
 
 
Der Kantonsrat erlässt den VI. Nachtrag zum Einführungsgesetz zur Bundesgesetz-
gebung über die Berufsbildung mit 113:0 Stimmen in der Schlussabstimmung. 
 
 
22.17.09 VI. Nachtrag zum Gesetz über die Universität St.Gallen (Joint Me-

dical Master in St.Gallen) 

Unterlagen: – Ergebnis der zweiten Lesung vom 19. Februar 2018 
– Anträge der Redaktionskommission vom 19. Februar 2018 

 
 
Louis-Nesslau, Ratspräsident: Nach Art. 132 Abs. 2 Bst. a Ziff. 2 GeschKR ist für 
diese Abstimmung eine qualifizierte Mehrheit von 61 Mitgliedern des Kantonsrates 
erforderlich. 
 
Der Kantonsrat erlässt den VI. Nachtrag zum Gesetz über die Universität St.Gallen 
(Joint Medical Master in St.Gallen) mit 114:0 Stimmen in der Schlussabstimmung. 
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33.17.05 Kantonsratsbeschluss über einen Sonderkredit für die Überde-

ckung der Stadtautobahn in St.Gallen (Erweiterung Olma Messen 
St.Gallen) 

Unterlagen: Ergebnis der zweiten Lesung vom 19. Februar 2018 
 
 
Louis-Nesslau, Ratspräsident: Nach Art. 132 Abs. 2 Bst. a Ziff. 2 GeschKR ist für 
diese Abstimmung eine qualifizierte Mehrheit von 61 Mitgliedern des Kantonsrates 
erforderlich. 
 
Der Kantonsrat erlässt den Kantonsratsbeschluss über einen Sonderkredit für die 
Überdeckung der Stadtautobahn in St.Gallen (Erweiterung Olma Messen St.Gallen) 
mit 114:0 Stimmen bei 2 Enthaltungen in der Schlussabstimmung. 
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